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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, Platz zu nehmen. Die 4. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet.

Entschuldigt zumindest bis voraussichtlich 11.00 Uhr ist Frau Abg Mag Unterreiner.

Ich darf Sie auch darüber informieren, dass heute auf der Tagesordnung der Bericht der Volksanwaltschaft steht und natürlich sind die drei Volksanwälte zur Erörterung des 22. Berichts an den Wiener Landtag eingeladen worden. Es werden auch zwei Volksanwälte kommen. Einer, und zwar der derzeitige Vorsitzende, hat sich schriftlich entschuldigt, da er sich dienstlich bei einer Tagung im Ausland befindet. Das ist Volksanwalt Kostelka. Wie gesagt, die beiden anderen werden anwesend sein.

Meine Damen und Herren! Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (PrZ 0016/LM/01-KSP) wurde von Herrn Abg Dr Alois Mayer gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Was werden Sie hinsichtlich des Bereichs "Zirkustiere" - abgesehen von der bereits ausgearbeiteten Novelle zum Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz - unternehmen, um der aus gegenständlicher Vereinbarung erfließenden Umsetzungsverpflichtung vollständig nachzukommen?  

Ich darf die Frau Stadträtin einladen, die Anfrage zu beantworten.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Zur Anfrage darf ich Folgendes mitteilen: Am 26. November 1998 wurde von den Landeshauptmännern eine Vereinbarung gemäß Artikel 15a Bundesverfassungsgesetz zur Verbesserung des Tierschutzes im Allgemeinen und im Besonderen im außerlandwirtschaftlichen Bereich unterzeichnet, der auch im Wiener Landtag seine Zustimmung gefunden hat. 

Diese Vereinbarung legt einen Teilbereich auf Mindestanforderung über die Haltung und Mitwirkung von Wildtieren in Zirkussen und Varietees fest. 

Wie bereits in Ihrer Anfrage dargelegt, wird durch die anhängige Novelle zum Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz die gegenständliche Vereinbarung insoweit umgesetzt werden, als dies in Gesetzesform zu geschehen hat. Diesbezüglich wird auch die Mitwirkung von Tieren bei Veranstaltungen einer Neuregelung unterzogen, was unter anderem auch Zirkusse und Varietees betrifft.

Darüber hinaus wird der Teilbereich Zirkustiere im Wege einer Durchführungsverordnung zum Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz umgesetzt werden, wobei mit den diesbezüglichen legistischen Arbeiten noch in diesem Jahr begonnen werden wird.

Da die angezogene Vereinbarung lediglich Mindeststandard festlegt, bleibt es jedem Land unbenommen, auch über diese Vereinbarung hinausgehende strengere Haltungsanforderungen vorzusehen. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die erste Zusatzfrage hat Frau Abg Sommer-Smolik. - Ich bitte darum.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Ja, ich nehme an, dass in der Umsetzung der Bestimmungen die Verbotsliste nach § 15a auch übernommen wird. In dieser Verbotsliste sind ja Löwen und Tiger ausgenommen, was inhaltlich unserer Meinung nach nicht begründbar ist. 

Ist hier eine Verschärfung von Ihrer Seite geplant beziehungsweise bis wann wird es hier Durchführungsbestimmungen geben?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mir geht es im Wesentlichen um qualitativ hochwertigen Zirkus. Es geht mir um weniger Tierleid. Tierschutz ist ein wesentlicher Bestandteil des Umweltschutzes und der Lebensraum von Tieren muss auch artgerecht sein. Wildtierhaltung in Zirkussen ist nicht artgerecht. Daher ist es mir ein besonderes Anliegen, eine Trendumkehr ins Bewusstsein der Bevölkerung durchzuführen. Ich will einen Zirkus mit human touch.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Danke schön. - Oder noch nicht? (Allgemeine Heiterkeit.) 

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina (fortsetzend): Ein wesentliches Anliegen ist es mir daher, das Tierschutzgesetz auch auf Bundesebene vorzubereiten. Zwischen den einzelnen Tieren in den Landesebenen darf kein Unterschied gemacht werden. 

Im Wesentlichen ist auch hervorzuheben, dass auch die Kinder dafür womöglich gar kein Verständnis haben und die Kinder sind unsere besten Lehrmeister. Und sie sind die Ersten, die darauf sensibel reagieren, wenn Tiere, und auch Löwen und Tiger leiden. Daher ist es mir ein besonderes Anliegen, auch hier verstärkt Tierschutz und artgerechte Haltung voranzutreiben. Daher werden wir so rasch wie möglich diese Bestimmungen verschärfen, das ist möglich, und bis spätestens 2005 umsetzen.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Ich war offensichtlich beim Hören schneller, als die Frau Stadträtin gesprochen hat.

Herr Klucsarits, die nächste Zusatzfrage.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Bis wann ist mit der EU-Notifizierung der im Tierschutz- und Tierhaltegesetz vorgesehenen elektronischen Kennzeichnungspflicht für Hunde zu rechnen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zu der Bechipung von Hunden darf ich Ihnen mitteilen - und ich bin besonders froh darüber -, dass hier seitens der EU entsprechend sehr rasch gearbeitet wurde. Wir werden innerhalb der nächsten drei Monate zu Besprechungen einladen und ich bin mir sicher, dass wir bis Mitte nächsten Jahres eine entsprechende Umsetzung vorlegen können.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Reinberger, die nächste Zusatzfrage.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

In dem Entwurf, der vorliegt und am Montag im Umweltausschuss behandelt werden soll und ich nehme an, im nächsten Landtag beschlossen wird, sind einige Neuerungen drinnen, die durchaus positiv sind. 

In den Erläuterungen zum Gesetz steht allerdings, es wird zwar zu geringfügigen Mehrarbeiten für die Polizei kommen, die das exekutieren soll, aber man geht davon aus, dass sich diese Arbeit auf die Sicherheitswachebeamten, die im Außendienst stehen, verteilen wird, sodass diese Maßnahme für den Einzelnen kaum eine nennenswerte Mehrarbeit darstellen wird, zumal die Wahrnehmung allfälliger Gesetzesübertretungen an sich noch keine Tätigkeitsausweitung darstellt. Die Wahrnehmung sicher nicht, weil das Sehen ist sicher keine Mehrarbeit, aber das zu verfolgen sehr wohl. Wie wir wissen, ist schon in den letzten Jahren beklagt worden, dass die Polizei zu wenig darauf eingeht, dass Leinenverpflichtung, Beißkorbverpflichtung und so weiter nicht eingehalten wird. 

So positiv diese Neuerungen und Verstrengerungen im Gesetz sind, aber wie soll bei der nach wie vor angespannten personellen Situation der Polizei Ihrer Meinung nach sichergestellt werden, dass diesmal die Bestimmungen ausreichend von der Polizei auch überwacht und nicht nur festgestellt, visuell festgestellt werden, sondern auch gemaßregelt werden, sprich die Zuwiderhandelnden angehalten, beraten und notfalls auch bestraft werden, wenn schon bisher das viel zu wenig gemacht wurde?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Kontrolle dieses Gesetzes erfolgt auch wie bisher über die Polizei und daher ist es auch notwendig, hier entsprechende Kapazitäten zur Verfügung zu stellen. Ich bin in gutem Kontakt mit dem Polizeipräsidenten.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die letzte Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Mayer.

Abg Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich denke, die letzte Zusatzfrage ist teilweise bereits beantwortet. 

Meine Frage wäre nämlich: Welche Position nimmt das Land Wien bei einem allfälligen Verbot der Mitwirkung von Löwen und Tigern in Zirkussen ein?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Ich habe es akustisch nicht verstanden.

Abg Dr Alois Mayer (hat Probleme mit dem Mikrophon): Geht aber nicht. Jetzt. 

Welche Position wird das Land Wien betreffend die Festschreibung eines allfälligen Verbots der Haltung und Mitwirkung von Löwen und Tigern in Zirkussen einnehmen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe schon bei der 1. Anfrage beantwortet: Betreffend die Löwen und Tiger kann ich Ihnen mitteilen, dass zur Verbesserung der in Wien ohnehin sehr hohen tierschutzrechtlichen Standards die in der Vereinbarung enthaltene Verbotsliste insofern erweitert werden wird, als zukünftig in der Bundeshauptstadt auch die Haltung und Mitwirkung von Löwen und Tigern und anderen Großkatzen in Zirkussen und Varietees untersagt werden wird.

Präsident Johann Hatzl: Danke schön. - Wir kommen zur 2. Anfrage (PrZ 0013/LM/01-KGR). Sie ist gerichtet an den Herrn Landeshauptmann von Frau Abg Susanne Jerusalem: Die Schere zwischen armen und reichen Volksschulen geht immer weiter auseinander, da nur reiche Elternvereine jene durch die Nulldefizit-Politik der Bundesregierung weggekürzten Angebote im Bereich Sport, Musik, Theater, Sprachen, Kreatives Gestalten und so weiter privat finanzieren können. Was wird Wien dieser gefährlichen gesellschaftspolitischen Entwicklung entgegensetzen?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Same time, same station. Ich unterhalte mich natürlich mit Ihnen gerne zum Gleichen öfters, aber erlauben Sie mir heute neben dem ceterum censeo auch ein bisschen darauf hinzuweisen, was die Stadt Wien in diesem Bereich an wichtigen Dingen ohnehin auch leistet. 

Auf diese besonderen Leistungen können wir, sowohl was die Ausstattung der Wiener Schulen als auch den Ausbau der ganztägigen Schulformen betrifft, besonders stolz sein. Gerade im Bereich der ganztägigen Betreuung wird an den Schulen enorm viel geleistet, um unseren Kindern im Unterricht und in der Freizeit attraktive Möglichkeiten anzubieten. Mit anderen Worten: Während in manchen anderen Bundesländern die flächendeckende Nachmittagsbetreuung ein Fremdwort ist, an das man sich gerade mühsam gewöhnt, ist die Situation in Wien komplett anders. 

Uns ist es gelungen, und dies unter wahrlich nicht leichten budgetpolitischen Vorzeichen, die flächendeckende Nachmittagsbetreuung in der gesamten Bundeshauptstadt sicherzustellen. Dasselbe gilt in anderen Bereichen, Stichwort bilinguale Klassen und Fremdsprachenangebote. Auch hier kann Wien von sich mit Stolz behaupten, Vorreiter zu sein. In keinem anderen Bundesland gibt es ein derart zahlreiches und vielfältiges Angebot an bilingualen Klassen. Das ist umso bedeutender, als gerade unter den wirtschaftlichen Aspekten und unter den besonderen Bedingungen eines sich erweiternden Europas das Thema Fremdsprachenkompetenz eines der zentralsten überhaupt ist. Der Beitrag, den die Wiener Schulen durch ihr Fremdsprachenangebot leisten, kann gar nicht hoch genug eingeschätzt werden und hilft zweifelsohne, den Anspruch Wiens als Drehscheibe zwischen der bestehenden und der sich künftig erweiternden Europäischen Union zu behaupten.

Noch ein Beispiel macht ganz deutlich, dass Wien, gerade was den Bildungsbereich angeht, Erhebliches leistet. Vielerorts ist von New economy, IT-Wirtschaft und den so genannten neuen Technologien die Rede, doch nirgends sonst als in Wien wird Pflichtschülern die Möglichkeit geboten, dank einer hervorragenden technischen Ausstattung und des Einsatzes engagierter Pädagogen, bereits im Alter von 6 bis 10 Jahren Teil dieser neuen Wirtschaft und Gesellschaft zu werden. Mindestens zwei Computer in jedem Klassenzimmer jeder Wiener Volksschule sind ein Standard, der in Österreich einzigartig und in Europa vorbildlich ist. Doch wir haben uns damit noch immer nicht zufrieden gegeben und gerade eben erst begonnen, auch die Wiener Berufsschulen auf einen ähnlich hohen technischen Standard zu führen. 

Da Sie, sehr geehrte Frau Abgeordnete, uns und nicht die Bundesregierung ansprechen, sei uns vielleicht eine weitere kleine Hilfestellung gegeben. Denn während Wiens Schulen in Sachen Computer und neuer Technologien ausgezeichnet ausgerüstet sind, sind etwa die allgemein bildenden höheren Schulen auch in Wien im Vergleich dazu noch im Zeitalter Gutenbergs stehen geblieben. Der Grund dafür: Anders als Wien ist der Bund bislang nicht bereit, den Schulen die nötige technische Infrastruktur zur Verfügung zu stellen. Und wenn dann doch einmal etwas passiert, kommen am Ende höchstens Notebook-Klassen in Berufsbildenden Schulen heraus, wo die besondere Pikanterie darin liegt, dass die Eltern deren Anschaffung auch noch selbst bezahlen müssen! 

Gleiches gilt auch, wenn es um die Integrationsklassen geht. Wenn nahezu 100 Prozent der Wiener Pflichtschulen Integrationsklassen führen, beträgt dieser Prozentsatz in den Bundesschulen gerade einmal 1 Prozent! Was Integrationsklassen betrifft, so stellen wir die nötigen Ressourcen auch zur Verfügung. 

In Wien tun wir dies mit großem Stolz, denn Wien sieht es als seine Verpflichtung und eine Selbstverständlichkeit an, alle Menschen, auch jene mit so genannten Behinderungen, in das Regelschulwesen zu integrieren. 

Apropos Integration: Auch die Integration unserer Mitbürger nichtdeutscher Muttersprache ist in Wien ein Grundbestandteil des Bildungssystems. Derzeit sind Wien-weit etwa 600 Betreuungslehrer und 170 Lehrer für den muttersprachlichen Zusatzunterricht im Einsatz. Ihre Arbeit, die ohne die Ressourcenförderung der Stadt Wien nicht denkbar wäre, ist enorm wichtig. Denn dank ihres Einsatzes wird dafür mitgesorgt, dass in Wien Integration Realität ist. Hier leistet das Wiener, und ich betone noch einmal, das Wiener Schulwesen einen elementaren Beitrag zu sozialem Frieden, kultureller Vielfalt, ernst gemeinter schulischer Integration und damit letztlich auch zu einer künftig positiven Stadtentwicklung. 

Aus dem unmittelbaren Bereich der Schule noch ein ergänzendes Beispiel: So wurden in Wien gerade in den vergangenen Jahren sämtliche Elemente, die unter dem Begriff "Dynamisches Förderkonzept" subsumiert werden können, besonders unterstützt. Als Beispiel hiefür sei das massiv gestiegene Angebot an Mehrstufenklassen, also Klassen, in denen Volksschüler unterschiedlichen Alters und unterschiedlicher Schulstufen gemeinsam unterrichtet werden, genannt. Es wäre ein Leichtes gewesen dieses Angebot, das zu den teuersten Formen des Unterrichts überhaupt gehört, zu streichen. Doch genau das ist nicht geschehen und so stellt Wien auch in diesem Schuljahr die möglichen Mittel hiezu zur Verfügung. Ich sage auch gerne, warum wir das tun. Wir tun das, weil uns die Bildung nicht nur wichtig ist, sondern auch etwas wert ist. Und das ist sicherlich ein Wiener Weg in der Schulpolitik.

Auch im Bereich der außerschulischen Jugenderziehung gibt es eine Reihe von Angeboten des Landesjugendreferats, bei denen die Kreativität der Kinder durch attraktive Freizeitgestaltung gefördert wird. Bei den sportlichen Angeboten gibt es wiederum verstärkt die Kooperation mit Vereinen, Dach- und Fachverbänden. Gerade durch die Schwerpunktsetzung "Bewegung", die im Jahr 2001 stattfindet, konnten zusätzliche Angebote geschaffen werden.

Zum ceterum censeo: Ich akzeptiere die Einsparungen der Bundesseite in den Bildungsbereich nicht, aber ich muss einmal mehr darauf hinweisen, dass wir bei allem, was wir tun, all jene Ausfälle, die durch die Bundesregierung erfolgen, nicht ersetzen können. 

Präsident Johann Hatzl: Die erste Zusatzfrage stellt Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Bei meiner letzten Anfrage, auf die Sie ja vorhin verwiesen haben, haben Sie, Herr Landeshauptmann, behauptet, es gäbe in Wien keine Schulen, wo der Elternverein die ausgefallenen Angebote finanziert, privat finanziert. Mittlerweile stellt sich aber heraus, dass es diese Schulen sehr wohl gibt. Das heißt, es findet jetzt eine Einteilung in die ärmeren und in die reicheren Schulen statt. 

Sie haben sich damals dezidiert gegen eine derartige Entwicklung ausgesprochen und meine Frage hat darauf abgezielt zu erfahren, und deswegen frage ich jetzt noch einmal, ob es konkret irgendwelche ausgleichende Maßnahmen geben wird, um die Schulen auf einem vergleichbaren guten Standard zu halten?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Es ist richtig, dass ich das letzte Mal - und ich tu' das auch heute - eine Einteilung in arme und in reiche Volksschulen nicht zu akzeptieren bereit bin. Ich habe das auch deswegen jetzt erzählt, weil ich darauf hinweisen wollte, dass von den unmittelbaren, von den wesentlichen, von den wichtigen Dingen für die Ausbildung der kleinen, der 6- bis 10‑Jährigen - wir reden jetzt über die Volksschulen -, die Stadt Wien ohnehin eine ganze Menge macht, zu der sie in keiner Weise verpflichtet wäre und daher auch den Versuch unternimmt, in wichtigen Bereichen diesen Ausgleich herzustellen. So ist es mit Sicherheit etwa in Volksschulen nicht notwendig, dass Elternvereine im Standard und in der Ausstattung tatsächlich substituieren. 

Ich weiß, dass auch in der Vergangenheit, auch vor den Sparmaßnahmen dieser Regierung, Elternvereine immer wieder bei bestimmten Zusatzangeboten in der Schule eingesprungen sind. So sind etwa Schachkurse über Elternvereine organisiert worden und nicht über die Schulen und die Schulbehörde selbst. Das hat es in der Vergangenheit gegeben, das gibt es auch jetzt. 

Es stimmt mich traurig, dass gerade die schönen Dinge, die Spaß machen auch an der Schule, die die Schüler animieren, nunmehr ausfallen. Aber ich sage Ihnen auch heute, dass wir sicherlich von Fall zu Fall das eine oder andere Mal hier helfen können, aber dass wir mit Sicherheit nicht substituieren können, was die Bundesregierung hier anrichtet.

Präsident Johann Hatzl: Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Mir wurden von Direktoren Wiener Schulen Berichte zugetragen, wonach eine gewisse Frau Novy aus dem Klub der GRÜNEN in den Schulen per Telefon Erhebungen durchführt und hier teilweise auch sehr ausführlich Auskünfte erhalten hat. Nach meinem Wissen ist das gesetzlich verboten. 

Frau Jerusalem nimmt da auch in einer Presseaussendung vom 8. November darauf Bezug, indem sie sagt: "Jerusalem berichtete von persönlichen Recherchen in fünf Wiener Bezirken, die interessante Ergebnisse gebracht hätten." (Abg Mag Christoph Chorherr: Da braucht man ja nur in der Schule anrufen und fragen, wie es da zugeht!)
Meine Frage: Was werden Sie unternehmen, um, wie es im Gesetz vorgesehen ist, parteipolitische Agitation in Wien wieder zu verbieten? (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ich gratuliere Ihnen dazu, dass Sie erstens wieder gesundet sind und dass Sie zweitens gleich am Morgen für so große Heiterkeit bei den GRÜNEN sorgen. Das finde ich angenehm, weil es ja ohnehin so wenig zum Lachen gibt. Daher ist es schon ganz gut, wenn das Lachen auch frei entsteht. 

Nachdem zweifelsohne die Fragen der internen Tätigkeit des Grünen Klubs weder in die Kompetenz der Gemeindeverwaltung noch in die Kompetenz des Bürgermeisters fallen, ist die Frage für mich nicht zu beantworten. Ich glaube aber, dass die Recherche von den Gemeinderäten und Landtagsabgeordneten für eine politische Information nicht unter parteipolitischer Aktivität subsumiert wird. Da kenne ich ganz andere Dinge, die sich auch in den Schulen abspielen. Daher wollen wir es dabei bewenden lassen. 

Präsident Johann Hatzl: Die dritte Zusatzfrage stellt Herr Abg Ing RUDOLPH.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann, ich lese Ihnen kurz was vor. Wochenblatt aus einer Volksschule: 

Dienstag: Fahrt zum Christkindlmarkt, Abfahrt 9 Uhr, Rückkehr 12 Uhr 35, Bus- und Bastelbeitrag 80 S; 

Donnerstag: Fahrt ins Haus der Begegnung, Abfahrt 8 Uhr 30, Rückkehr 11 Uhr 40, Bus und Eintritt 105 S; 

Freitag: Besuch einer Kinderoper, Beginn 9 Uhr, Ende zirka 10 Uhr, Kosten 45 S.

Das sind Veranstaltungen, die, so wie andere Sachen, die es in der Schule gibt - und davon bin ich überzeugt -, den Schülerinnen und Schülern Spaß machen. Das sind Veranstaltungen, die während der Schulzeit stattfinden. Das sind Veranstaltungen, die schon in der Vergangenheit von den Eltern finanziert werden mussten, die in der Gegenwart von den Eltern finanziert werden und in der Zukunft wahrscheinlich auch von den Eltern finanziert werden müssen. Also, hier diesen Zusammenbruch an die Wand zu malen, halte ich schlicht und einfach für nicht richtig. 

Ich bin auch sehr froh, Herr Landeshauptmann, dass Sie ausgeführt haben, was alles an Leistungen im Wiener Schulwesen erbracht wird. Es sind Leistungen, die die Lehrerinnen und Lehrer erbringen, die ihrerseits ja wieder aus Bundesmitteln finanziert werden. Also offensichtlich kann das alles nicht so schrecklich und schlimm sein, wie Sie das gerne wieder darstellen, weil Sie uns hier auf der anderen Seite auch völlig zu Recht wieder die Leistungen präsentiert haben, die das Wiener Schulwesen erbringt. 

Aber in diesem Zusammenhang eine Frage an Sie, die Sie natürlich genauso beantworten können, wie die Zusatzfrage des Kollegen Strobl, das ist mir schon klar. Ich frage Sie aber trotzdem: Halten Sie es für moralisch vertretbar, Privatschulen zu subventionieren, die ausschließlich einer sehr exklusiven Einkommensschicht zustehen, Privatschulen, die monatlich Schulgeld von an die 5 000 S verlangen? Es sind Privatschulen ohne Öffentlichkeitsrecht.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Nun zunächst einmal werden Sie verstehen, dass ich bei Zitaten von Ihnen ein bisschen vorsichtiger bin seit dem Vorfall, wo Sie ein Zitat von mir gebracht haben, das nirgendwo zu finden ist, weder in der Regierungserklärung von 96 noch in dem Arbeitsübereinkommen zwischen der ÖVP und der SPÖ. Ich nehme an, dass Ihnen beide Dokumente hinlänglich bekannt gewesen sind und Sie das daher auch wissend so gemacht haben, wie Sie es gemacht haben. Und Sie werden gleichzeitig mit Sicherheit auch verstehen, dass ich bei Zitaten vorsichtig bin. 

Aber im gegenständlichen Fall ist ja gar nichts zu bestreiten. Ja, selbstverständlich gibt es auch heute solche Aktivitäten, hat es in der Vergangenheit solche Aktivitäten gegeben. Gerade in einem Bereich, wo es sehr viel auf Persönlichkeit und Menschlichkeit ankommt, auf die persönlichen Lehrer-Schülerbeziehungen ankommt, auf die Lehrer-Elternbeziehungen ankommt, ist es natürlich gut und richtig, dass in der Schulgemeinschaft, in der Klassengemeinschaft Entscheidungen getroffen werden, solche Dinge wie zum Beispiel einen Ausflug zum Christkindlmarkt zu organisieren. Aber ich weiß auch von den unzähligen Absagen beispielsweise von Schulschikursen, von Landschulwochen und Ähnlichem. 

Wir stimmen da sicher überein, dass das insbesondere den Kindern wehtut, denn auch wir sind in unserer Schulzeit gerne auf Schikurs gefahren. Wir waren stolz darauf, wenn wir dann etwa bei den Abschlussrennen auf der Schiwoche halbwegs einen Platz belegt haben, weil man dann nicht zuletzt auch in der Schülerhierarchie einen entsprechenden Platz eingenommen hat. Es hat uns Spaß gemacht und es ist schade, dass es zurzeit diese Dinge in überreichem Ausmaß nicht mehr gibt. Ich kritisiere zweifelsfrei auch hier, dass dies nicht mehr in einem Art Regelangebot für alle Kinder da ist, sondern dass es in einem sehr hohen Ausmaß darauf ankommt, ob hier zusätzlich finanzielle Anreize durch Elternvereine geboten werden. Das ist sozusagen so mein Kernproblem dabei. 

Die Frage der moralischen Rechtfertigung, die Sie hier angesprochen haben, habe ich in der Tat, da gebe ich Ihnen Recht, nicht zu beurteilen.

Präsident Johann Hatzl: Die letzte Zusatzfrage hat Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): In Anbetracht der Tatsache, dass in Wien jede Schule entweder rot oder schwarz ist, war die Anmerkung vom Herrn GR Strobl ein guter Scherz und ich danke dafür. Das heitert in der Früh auf. 

Aber nun einmal zu meiner nächsten Frage. 

Der neue Schulführer, der für das nächste Jahr gilt (Die Rednerin zeigt einen Schulführer.) - das ist er nicht, der schaut ein bissel anders aus, ich habe ihn aber noch nicht in der Hand -, zählt bei jeder einzelnen Schule diese unverbindlichen Übungen auf. Das ist das, worüber wir gerade geredet haben, nämlich das macht den Kindern Spaß und musste leider gestrichen werden. 

Jetzt sind die Erhebungen zum neuen Schulführer gelaufen, bevor alle diese Kürzungen stattgefunden haben. Das heißt, die unverbindlichen Übungen stehen nach wie vor drinnen und sind angeführt. Die Eltern, die das in die Hand bekommen, werden also völlig in die Irre geführt und können sich an Hand dieses Schulführers kein Bild darüber machen, was eine Schule wirklich anbietet. Da steht dann zum Beispiel "Darstellendes Spielen" oder "Töpfern, Schach, Theater, Tennis, Sprachwerkstatt, Schulchor, Eis laufen" und so weiter. Das steht alles noch drinnen. 

Was werden Sie tun oder wird der Schulführer eingestampft, damit die Eltern nicht an der Nase herumgeführt werden? (LhptmStin Grete Laska: Es wird ein Korrekturblatt kommen!)
Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Landtagsabgeordnete!

Ich danke Ihnen dafür, dass Sie mich darauf aufmerksam gemacht haben, nachdem ich den Fertigdruck noch nicht und das Manuskript mit Sicherheit vorher nicht gelesen habe. 

Ich werde die Frau Stadtschulratspräsidentin auf diesen Umstand aufmerksam machen, dass hier die Realität mit dem Schulführer nicht übereinstimmt.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die 3. Anfrage (PrZ 0019/LM/01-KVP) wurde von Herrn Abg Tschirf gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Erachten Sie weitere rechtliche Regelungen zur Ermöglichung eines fairen Wettbewerbs im liberalisierten (?) Strommarkt für notwendig?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Sie fragen, ob ich weitere rechtliche Regelungen zur Ermöglichung eines fairen Wettbewerbs im liberalisierten - Sie haben ein Fragezeichen hinzugefügt, das für mich nicht unbedingt nachvollziehbar ist, außer wir meinen in der Tat dasselbe, was ich fast nicht glauben kann - Strommarkt für notwendig erachte, dann würde ich sagen, zum einen "Nein", weil ja der Herr Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, Dr Bartenstein, eine umfassende Regelung im Ausmaß von immerhin 71 Paragraphen im Rahmen des Bundesgesetzes, mit dem die Organisation auf dem Gebiet der Elektrizitätswirtschaft neu geregelt wird, den so genannten ELWOG, erlassen hat. 

Wie Sie noch besser wissen als ich, stützt sich diese Regelung auf die Grundsatzgesetzgebungskompetenzen des Bundes gemäß Artikel 12 der Bundesverfassung, weshalb den Ländern im Rahmen entsprechender Ausführungsregelungen nur sehr geringer Spielraum verbleibt.

Zum anderen werden ausschließlich Kompetenzen des Bundes in Gesetzgebung und Vollziehung in Anspruch genommen, weshalb auch der Landeshauptmann nur sehr eingeschränkt im Rahmen der mittelbaren Bundesverwaltung tätig werden kann. Wie Sie sehen, verfügt der Bund in Fragen der Regelung des Strommarkts über umfassende Regelungskompetenzen und ich gehe davon aus, dass Herr Bundesminister Bartenstein die Struktur dieses Regelungskomplexes unter Bedachtnahme auf sämtliche Bedürfnisse des freien Wettbewerbs gewählt hat.

Ich füge sachlich gesehen aber hinzu, abgesehen von dieser Rechtsbetrachtung, dass ich mir Änderungen etwa im Hinblick auf eine Vereinheitlichung der Regelungen in Österreich, insbesondere auch was die wettbewerbswesentlichen Zuschläge betrifft, sehr, sehr wohl vorstellen kann und befinde mich da im Einklang mit dem Niederösterreichischen Landtag.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Zu Ihren Rechten gehört es, Verordnungen zu erlassen. Eine Verordnung beispielsweise, mit der Sie den KWK-Zuschlag in einer beachtlichen Höhe festgesetzt haben, die deutlich anders ist, als in anderen Bundesländern. 

Herr Landeshauptmann, wir wissen, dass die Liberalisierung dazu geführt hat, dass die Stromtarife für Kunden, egal ob es sich jetzt um Haushalte, private Haushalte oder um Wirtschaftsbetriebe handelt, gesenkt werden konnten. Durch diesen KWK-Zuschlag, eine Art Steuer, haben Sie das wieder abgeschöpft. 

Werden Sie sich in Ihrer künftigen Politik als Landeshauptmann doch dafür einsetzen, dass die Konsumenten das tatsächlich bekommen, was sie durch die Liberalisierung eigentlich bekommen hätten?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Ich verstehe schon, dass Sie die Aktuelle Stunde damit vorbereiten wollen. Dazu sind wir beide ja auch lang genug im Geschäft (Heiterkeit bei der ÖVP.), das war gar nicht böse gemeint, eher liebevoll. Es ändert nur nichts an der Tatsache, dass Ihre Argumente nur eingeschränkt richtig, aber vor allem politisch nicht brauchbar sind, denn dass es Unterschiede bei einem KWK-Zuschlag gibt, liegt zum Beispiel am KWK, weil es in Wien in einem großem Ausmaß Kraft-Wärme-Kopplungen gibt, in anderen Bundesländern sehr wenig. Bei anderen Bereichen, wie zum Beispiel bei den Kleinwasserkraftwerken, den Kleinkraftwerken, schaut die Welt ein bisschen anders aus. Da gibt es in Wien vielleicht ein halbwegs nennenswertes - da werden wir erst sehen, ob das anerkannt wird -, aber sonst nicht wirklich. 

Aber in den anderen Bundesländer spielt das eine größere Rolle. So schlagen sich natürlich - und das ist schon der Sinn der Sache - hier jene Möglichkeiten nieder, die uns das ELWOG als Wiener einräumt, auch dabei Wiener Interessen zu vertreten. Das spiegelt sich natürlich auch in den entsprechenden Verordnungen wider. Das will ich außer jeden Zweifel stellen. Also dort, wo es KWK gibt, dort ist auch die Abgeltung für zusätzliche Kosten richtig und gut. 

Ich darf Sie daran erinnern, dass der Herr Bundesminister etwa bei der Frage der Berechnung der stranded costs auch entsprechende Überlegungen angestellt hat, weil etwa die Frage des Wasserkraftwerks Wien nach Rechtsmeinung des Verbunds und nach Rechtsmeinung des Ministeriums als stranded cost abzubuchen ist und sohin auch umgelegt werden kann, und die machen ein Vielfaches von dem aus, was bei uns der KWK-Zuschlag ist. 

Ich will auch gar nicht davon reden, dass die Energieabgabe vom Österreichischen Bundesministerium beispielsweise verdoppelt wurde, nämlich von 10 auf 20 g angehoben wurde. Daher halte ich das mit der Wien-Steuer auf den Strom für eine verwegene Geschichte.

Weil ich davon ausgegangen bin, dass Sie heute die Aktuelle Stunde vorbereiten, habe ich Ihnen diese kleine Grafik hier mitgebracht. (Der Redner zeigt eine Grafik.) Der können Sie entnehmen, dass das, was den Kunden interessiert, nämlich das, was er für den Strom zahlt, in Wien immer noch am drittniedrigsten in ganz Österreich ist. Am drittniedrigsten in ganz Österreich! Das ist der entscheidende Punkt. Es heißt, wir haben ein tolles Angebot in Österreich für den Haushaltskunden und es wird sich selbstverständlich auch an jener Vereinbarung, die wir mit der Wiener Wirtschaftskammer getroffen haben und die den Gewerbebereich betrifft, nichts ändern. Auch hier wird die Situation gleich bleiben. 

Wir stehen hier selbstverständlich auch zu unserem Vertrag, so wie wir auch zu den Verträgen mit der großen Industrie stehen. Aber da ist ohnehin der Vertrag zwischen dem Unternehmen WIENSTROM und den Unternehmen wie etwa General Motors, Philips oder Siemens. Die brauchen uns dabei nicht, die regeln es sich ohnehin selbst.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Stark.

Abg Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Im Hinblick auf die Vollliberalisierung des Strommarkts ab 1. Oktober hat WIENSTROM schon vor dem Sommer Tarifkunden angeschrieben und günstigere Stromlieferverträge angeboten. Einerseits wurde bei diesen Angeboten ein günstigerer Tarif angeboten, andererseits mussten sich diese Kunden für einen längeren Zeitraum, je nach Vertrag, bis Ende 2002 oder 2003 binden.

Im Oktober hat nun WIENSTROM jene Kunden, die sich nicht gebunden haben, nochmals angeschrieben. Dieses Neuangebot vom Oktober war wesentlich günstiger, als jenes Angebot vom Sommer. Demnach ist jener Kundenkreis, der sich bereits im Sommer an WIENSTROM gebunden hat, jenem benachteiligt, die sich jetzt erst an WIENSTROM binden.

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Könnten Sie sich für jene WIENSTROM-Kunden, die sofort einen längerfristigen Vertrag abgeschlossen haben, bemühen, dass auch deren Verträge im Sinne eines fairen, liberalisierten Strommarkts den nun wesentlich besseren Bedingungen von WIENSTROM angeglichen werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, dafür kann ich mich verwenden und ich wähle bewusst dieses Wort, denn wir leben ja nicht mehr in den alten Zeiten, wo hier Anordnungen getroffen wurden. Ja, ich will mich dafür verwenden, dass jene, die sich rasch und unternehmenstreu, wenn man so sagen will, entschieden haben, nicht bestraft werden gegenüber jenen, die versucht haben, da auf noch bessere Zeiten zu warten. Das mache ich gerne.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Chorherr.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann! 

Diese ganze Diskussion unter anderem um diesen KWK-Zuschlag beruht auf einer bundesgesetzlichen Regelung, die wesentliche Regulierungen des Strommarkts den neun Bundesländern überlässt.

Jetzt frage ich Sie ganz bewusst als Landeshauptmann, obwohl normaler Weise die Länder immer ihre Rechte, ihre Kompetenzen mit Zähnen und Klauen gegen den Bund verteidigen: 

Wie sinnvoll erachten Sie es, beziehungsweise präziser gefragt: Werden Sie im Zuge der Landeshauptleute-Konferenz darauf hinwirken, dass nicht neun Mal Zuschläge eingehoben werden, Kennzeichnungen für Strom erfunden und administriert werden, ebenso Einspeisregelungen für Strom, dass nicht alles neun Mal nebeneinander mit neun Verwaltungen, mit neun Gesetzgebungen passiert, sondern dass hier sinnvoller Weise eine vernünftige, einheitliche österreichische Lösung zustande kommt, wo vielleicht entweder durch eine zukünftige Novelle des Bundes-ELWOG oder zumindest über eine 15a-Vereinbarung eine verwaltungsschonende, einheitliche österreichische Regelung angestrebt und auch umgesetzt wird?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich bin nicht gerade als ein schon fast kindisch anmutender Föderalisierer bekannt, sondern es soll alles dort geregelt und gemacht werden, wo es sinnvoller Weise auch angesiedelt ist. 

Ich bin schon in der Vorphase, also in der Diskussionsphase zum ELWOG, dafür eingetreten, dass man hier zu bundeseinheitlichen Regelungen kommt und ein entsprechendes Verteilungsschema der eingenommenen Mittel durchführt. Ich halte das auch nach wie vor für sinnvoll.

Ich befinde mich hier in einer ganz guten Übereinstimmung mit dem Niederösterreichischen Landtag, der im Juni eine diesbezügliche Resolution auch verabschiedet hat, wonach Niederösterreich für eine einheitliche Regelung eintritt, so wie das auch Wien an sich ja tut.

Ich denke, wenn zwei große Bundesländer, die nota bene auch große Produzenten und natürlich die zwei größten Verteilernetze haben und die auch sehr eng kooperieren, dies wünschen, sollte man eigentlich annehmen, dass der Bundesgesetzgeber darüber nachdenkt. Das Gegenteil ist allerdings der Fall. Denn um Interessen aus westlichen Bereichen zu schützen, hat man dies schon im bestehenden ELWOG als eine Regelung verhindert und ich fürchte, man wird das auch in Zukunft nicht tun.

Ich halte es persönlich für einen Unfug, das sage ich hier ganz offen, neun Mal die entsprechenden Regelungen zu treffen. Noch dazu, wo offensichtlich zwei Bundesländer von diesem Regelungsrecht gar nicht Gebrauch machen werden, sodass die Entscheidung gemäß dem ELWOG dann erst recht auf den Bundesminister zurückfällt .

Wir stimmen hier in der Sache gesehen überein. Ich werde mich gemeinsam mit dem Landeshauptmann von Niederösterreich darum bemühen, dass es zu einer wettbewerbsneutralen, wettbewerbsfördernden gleichen Regelung für ganz Österreich kommt.

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage: Herr Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Sie haben eine Tafel hergezeigt. Auf dieser Tafel hat man erkannt, dass, wenn die KWK-Zuschläge in Wien nicht in diesem Ausmaß vorhanden wären, der Strom in Wien noch deutlich billiger sein könnte. Damit könnten wir auch in dieser Tabelle völlig anders aussehen.

Werden Sie sich im Hinblick auf die Beantwortung der Frage, die Sie jetzt vorgenommen haben, dafür einsetzen, dass sämtliche Zuschläge, die der Konsument auf Strom dazuzahlen muss, in ganz Österreich gleich hoch sind?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Das werde ich in dem Sinne nicht tun, sondern es muss in Summe entsprechend gerecht sein. 

Ich sage noch einmal: Einen KWK-Zuschlag in Ländern, wo es gar keine Kraft-Wärme-Kopplungen gibt, ist wohl das eine, und Kleinkraftwerkzuschläge in Ländern, wo es gar keine Kleinkraftwerke gibt, ist das andere. Ich denke, dass, in Summe gesehen, man hier mehrere sinnvolle Strategien verfolgt, wie etwa natürlich bis zu einem gewissen Grad Netzschutz, natürlich bis zu einem gewissen Grad gerechtfertigte Abgeltung von Investitionen, etwa bei der Frage stranded costs, obwohl ich da sehr skeptisch bin, aber natürlich auch bei der Frage von Zusatzkosten. 

Bei der Abgeltung von Zusatzkosten muss man sich auch eines überlegen. Der Preis, der letztendlich zu zahlen ist, ist schon in Ordnung. Aber es gibt auch noch, gerade in der Energiewirtschaft, andere Faktoren. Die anderen Faktoren haben eine wesentliche Überschrift und die heißt "Ökologie". Daher halte ich es für wichtig, dass man beispielsweise Rauchgasreinigungsanlagen, aber natürlich auch die Frage der effizientesten Nutzungsform der Umwandlung von Energie, nämlich die Kraft-Wärme-Kopplung im Strombereich mit berücksichtigt, und dass dies natürlich Mehrkosten, erhebliche Mehrkosten verursacht und diese Mehrkosten natürlich abgegolten werden können. 

Jetzt können Sie mir natürlich den KWK-Zuschlag vorwerfen und sagen, in Wien könnte der Strom noch billiger sein. No na, selbstverständlich. Wenn der Bund seine Energieabgabe nicht verdoppelt hätte, wäre er noch billiger. Wenn wir alle entsprechenden Zusätze streichen, wäre er noch billiger, wenn wir nur den Preis verrechnen können. Das ist gar keine Frage. Aber ich oder wir beide gehen mit Sicherheit davon aus, dass sich der Bund als Gesetzgeber etwas gedacht hat, als er die Möglichkeit eingeräumt hat, begründeter Weise diese entsprechenden Zuschläge zu fordern. Also können wir uns nur mehr über die Höhe streiten. Da brauchen wir uns nicht zu streiten, weil das kein politischer Streit ist, sondern da gibt es einen Haufen von Gutachten dazu, die das bestätigen, was letztendlich dann auch die Grundlage der Entscheidung meiner Verordnung gewesen ist.

Daher ist hier überhaupt keine Rede von einer Steuer, sondern es ist hier die Abgeltung dessen, was sich an zusätzlichen Kosten, die sich aus Energienutzungsgründen, aus Energiespargründen, aber auch aus ökologischen Gründen entsprechend ergibt. 

Aber natürlich werde ich mich dafür einsetzen, dass wir versuchen, hier zu einer entsprechenden gemeinsamen Regelung zu kommen, und ich werde alles tun, um ein nachhaltiges Problem, das es zwischen Wien und Niederösterreich geben könnte, auch entsprechend zu verhindern. Wir werden uns hier mit Sicherheit, da können Sie sich verlassen darauf, gut akkordieren. Wegen so einem Detail werde ich mir den langen Weg, den wir vom niederösterreichisch-wienerischen Stromkrieg zur heutigen Partnerschaft gefunden haben, nicht zerstören lassen. Da können Sie ganz sicher sein, weil ich da viele Jahre harter Arbeit in den Kübel schmeißen würde. (Abg Gerhard Pfeiffer: Die Niederösterreicher bezahlen weniger als die Wiener! Sie bezahlen weniger!) 

Präsident Johann Hatzl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung ...

Lhptm Dr Michael Häupl (fortsetzend): Das ist ein Unsinn, das ist ein Unsinn, Herr Kollege, wenn der Zuschlag ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Aber die Niederösterreicher bezahlen weniger!) Schauen Sie sich doch ein bissel die Tabelle an! (Zu Präsident Johann Hatzl gewandt.) Jetzt muss ich ihm Nachhilfeunterricht geben, Verzeihung, Herr Präsident!

Aber wenn der Zuschlag auch noch wegfällt, wird die Preisdifferenz zwischen Wien und Niederösterreich noch größer. Na, was glauben Sie denn, was der Dior Gruber für eine Freude damit hat! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Abg Ing RUDOLPH gemeldet. 

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! 

Sie haben vorhin in der Beantwortung meiner Zusatzfrage die Seriosität meiner Zitierungen massiv in Zweifel gestellt und gesagt, es gäbe hier kein entsprechendes Quellmaterial. Ich darf aus dem Arbeitsübereinkommen der neuen Wiener Stadtregierung zitieren, veröffentlicht in der Rathauskorrespondenz, überbetitelt mit "Wiens Weg ins 21. Jahrhundert", ausgedruckt vor sieben Minuten am 22.11. In dem Kapitel "Bildungschancen für Wiens junge Generation" steht auf der dritten Seite dieses Kapitels unter dem Absatz "Ausländerinnen und Ausländer" der zweite Punkt: "Notwendig sind daher humane, pädagogisch sinnvolle und politisch vernünftige Integrationsmodelle. Die Integration kann auch in Kurssystemen erfolgen. Verpflichtend für alle Formen der Integration sind neben einem intensiven Deutschkurs auch Unterweisungen über das Leben in Österreich. Dazu ist ein eigener Lehrplan zu entwickeln." 

Dies war die Basis für meine Anfrage in der letzten Fragestunde. (Lhptm Dr Michael Häupl: Aber Sie haben mich zitiert und das war falsch! - Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Damit kommen wir zur 4. Anfrage (PrZ 0036/LM/01-KFP). Sie ist von Herrn Abg Josef Wagner gestellt und an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen und Konsumentenschutz und Personal gerichtet: NAbg Dr Jarolim verlangt in einer Petition an Lhptm Pröll, dass dieser "auf seine Niederösterreicher einwirkt, von den Belästigungen der Bevölkerung im Stuwerviertel abzulassen". Sind Sie der Meinung, dass damit die illegale Straßenprostitution bekämpft werden kann, oder werden Sie die seit Jahren versprochene Verschärfung des Wiener Prostitutionsgesetzes umsetzen?

Ich erteile ihr das Wort für die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Sie fragen mich nach einer Petition des Herrn NAbg Jarolim und unseren Aktivitäten zur Frage Prostitution. 

Diese Petition kenne ich nicht. Ich weiß aber, dass es im Stuwerviertel eine sehr aktive Bürgerinitiative gibt, die sich hier bemüht, die Belästigung der Bevölkerung hintanzuhalten und Maßnahmen entgegenzusetzen und dass der Herr Abgeordnete diese Bürgerinitiative sehr unterstützt. Ich weiß auch, dass diese Bürgerinitiative als eine Form ihres Protests sich angeschaut hat, welche Leute denn dort im Stuwerviertel kreisen und dass sich dabei herausgestellt hat, dass es auch viele niederösterreichische Kennzeichen gegeben hat. Ich nehme an, dass das damit im Zusammenhang steht. Näher kenne ich diese Petition aber nicht. 

Gerne bin ich aber bereit Ihnen zu sagen, was wir in Wien tun. Sie haben die Novellierung des Prostitutionsgesetzes angesprochen. Die Verbesserung des Prostitutionsgesetzes ist mir ein Anliegen, wobei die Ziele mehrfach sind. Natürlich stehen primär der Schutz und die Interessen der Bevölkerung im Vordergrund. Mir geht es aber auch um eine menschenwürdige Situation für die Prostituierten und ich finde auch, dass, wenn man über Prostitution diskutiert, man nicht immer nur über die Prostituierten diskutieren soll, sondern auch über die Rolle der Freier, denn ohne den Freiern gäbe es auch die Prostituierten nicht. Also, die Verantwortung ist da zumindest eine zweigeteilte. 

Ziel der Novelle des Prostitutionsgesetzes, wie wir es gerade in Bearbeitung haben, sind einerseits frauenpolitische Aspekte. So sehen wir zum Beispiel vor, dass ein Teil der Strafgelder für Projekte verwendet werden soll, die ausstiegswillige Prostituierte unterstützen, und wir wollen mildernde Umstände bei Zwangsprostitution vorsehen. Wir wollen auch die Freier mit in die Verantwortung bringen. Wir haben ordnungspolitische Aspekte in dieser Novelle vorgesehen, zum Beispiel die Verantwortung der Hauseigentümer, die sich jetzt sehr oft auf die Position zurückziehen: Wirklich wahr, in meinem Haus gibt es was, was mit Prostitution zu tun hat? Mein Name ist Hase, ich weiß von nichts. - Da denken wir, dass wir die Verantwortung deutlicher regeln sollten. 

Wir regeln aber auch die Bannmeile deutlicher und es gibt natürlich den langjährigen Wunsch der Polizei, die Betretungsrechte auch für Nebenräume bei Verdacht des Verstoßes gegen das Prostitutionsgesetz zu verbessern, und - was mir persönlich auch sehr am Herzen liegt - die gesundheitspolitischen Aspekte. Wir wollen zum Beispiel einen regelmäßigen HIV-Test vorsehen. 

Das sind jetzt so, sehr kurz gesagt, die Eckpunkte der von Ihnen nachgefragten Novelle des Prostitutionsgesetzes.

Präsident Johann Hatzl: Erste Zusatzfrage: Herr Abg Wagner.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich kann Ihnen die Information geben, wo Sie diese Petition des Nationalratsabgeordneten finden. Es ist im "Wiener Blatt" abgedruckt und Sie finden es auch auf der Homepage vom "Wiener Blatt". 

Ich frage in diesem Zusammenhang natürlich schon, ob hier die Maßnahme eines Justizsprechers der SPÖ im Nationalrat wirklich ausreichend sein kann, wenn Sie vor vier Jahren hier auf eine mündliche Anfrage von mir geantwortet haben, dass eine Verschärfung des Prostitutionsgesetzes in Ausarbeitung ist, dass derzeit ein Entwurf vorbereitet ist und dass es in nächster Zeit auch vorgelegt werden wird. Die freiheitliche Fraktion hat jedenfalls vier Jahre später von dieser Änderung, von Ihren Entwürfen noch keine Kenntnis erlangt.

Inzwischen gehen Ihre Abgeordneten bei der Bevölkerung in Veranstaltungen her und präsentieren das schwedische Modell. Sie wissen, wovon ich rede. 

Daher würde mich interessieren: Wie erklären Sie diese vierjährige Verspätung in dem versprochenen Gesetz, dass Sie vor vier Jahren gesagt haben, dass es demnächst zur Beschlussfassung vorgelegt wird?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist sehr einfach zu erklären. Wir haben diesen Entwurf seit längerer Zeit, konnten uns aber mit dem damaligen Koalitionspartner noch nicht auf einen gemeinsamen Beschluss einigen. Insofern ist diese Änderung des Prostitutionsgesetzes in der Zeit der ÖVP/SPÖ-Koalition, weil es unterschiedliche Auffassungen gegeben hat, nicht zustande gekommen.

Präsident Johann Hatzl: Die nächste Zusatzfrage: Frau Abg Cordon.

Abg Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Da die erlaubte Prostitution im Messebereich nach dem Umbau wahrscheinlich nicht mehr möglich sein wird, befürchten wir, dass sich die Prostituierten ins Stuwerviertel zurückziehen. 

Um das zu vermeiden, habe ich die Frage, ob es eine Möglichkeit wäre, auch für die Stadt Wien, ein von den Frauen selbstverwaltetes Bordell zu errichten? 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist nach den momentanen Bestimmungen meines Wissens nach so nicht möglich. Ich erinnere mich noch, obwohl das vor meiner Zeit hier in diesem Hause war, an die ausführliche Diskussion. Im Nachhinein gesehen war das eine Diskussion, wo, glaube ich, ein bisschen die Interessen der Frauen selbst zu kurz gekommen sind. Aber im Nachhinein ist man immer gescheiter, als direkt in der Diskussion. Und diese Diskussion hat ja dazu geführt, dass eben diese Art von, ich sage jetzt einmal Hausprostitution, nicht mehr möglich ist, was, glaube ich, die Abhängigkeit der Frauen von Zuhältern verstärkt hat. Das ist meine persönliche Meinung. Ich war bei der Diskussion damals nicht dabei. Es ist jedenfalls so, dass diese Variante nicht möglich ist. 

Ich denke, dass wir insgesamt nur versuchen können, dieses Bündel an Maßnahmen zu setzen, um einerseits für die Frauen menschenwürdige, halbwegs menschenwürdige Arbeitsbedingungen zu ermöglichen, soweit man Prostitution überhaupt als eine menschenwürdige Arbeit bezeichnen kann. Das ist wiederum eine andere Diskussion, aber sie gibt es jetzt einmal, sie ist legal. Und ehrlich gesagt glaube ich auch nicht, dass Illegalisierung die Abhängigkeit der Frauen verbessert. Insofern glaube ich persönlich - ohne Prostitution, als eine normale Arbeit zu betrachten und ohne die eigentlich an sich Menschenunwürdigkeit damit zu verändern - unter den gegebenen Bedingungen, dass es das Beste wäre, wenn wir hier eine sehr deutliche Legalisierung auch im Hinblick auf Gewerbemöglichkeit und, und, und, für die Frauen schaffen würden. Aber das ist eine Bundesangelegenheit, wo uns die Hände gebunden sind. Das heißt, ich glaube, dass wir diesen Weg fortsetzen müssen. Ein Bündel an Maßnahmen, die wir halt in Wien setzen können. 

Es ist kein Zufall, dass wir für die Novelle des Prostitutionsgesetzes so viele Aspekte, frauenpolitische, ordnungspolitische, gesundheitspolitische, berücksichtigen müssen. Wir haben auch eine Reihe von Projekten, die wir unterstützen. Wir versuchen, unsere Sozialarbeiterinnen in der STD-Ambulanz zu unterstützen und auch immer mehr von ihnen zu haben, weil ich glaube, dass sie ausgezeichnete Arbeit leisten. Das heißt, ich denke, dass wir diesen Weg weiter fortsetzen müssen. 

Die von Ihnen angesprochene Möglichkeit ist im Moment im Rahmen der Legalität nicht denkbar. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Dr Ulm hat die nächste Zusatzfrage.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Die Wohnbevölkerung leidet darunter, wenn Rotlichtlokale in der Umgebung besonders grell und schrill gestaltet sind. Ich kenne Bespiele, wo in Gegenden von Einfamilienhäusern ein mitten drinnen stehendes Einfamilienhaus derartig verändert wird, dass es ganz rot angestrichen wird oder Fenster geschlossen werden und grelle rote Beleuchtung angebracht wird. Es gibt nach der derzeitigen Rechtslage nur sehr schwer Möglichkeiten für die betroffene Wohnbevölkerung, daran etwas zu ändern. 

Treffen Sie Überlegungen in die Richtung, der Wohnbevölkerung diesbezüglich zu helfen und welche Maßnahmen könnten das Ihrer Meinung nach sein? 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich glaube, dass das so ein Beispiel ist, wo man sehr gut überlegen muss, welche Maßnahmen man setzen kann, denn so verständlich die Situation, wie Sie sie jetzt darstellen, belästigend für Anrainer ist, wenn es sich um ein im wahrsten Sinne des Wortes offensichtlich in diesem Fall Rotlichtlokal handelt, so sehr müssen wir auch darauf achten, dass wir nicht generelle Regelungen machen, wo dann Tausende von unbescholtenen Bürgern sagen: Sind die Bürokraten im Rathaus jetzt endgültig wahnsinnig geworden? Jetzt verbieten sie uns schon, dass wir unser Haus rot anstreichen! 

Was ich damit sagen möchte, ist, dass ich nicht glaube, dass man Maßnahmen setzen kann, wo man generell jetzt das Anstreichen oder das Beleuchten von Häusern verbietet. Ich denke, dass man hier versuchen muss, im Einzelfall zu Lösungen zu kommen, bestreite aber in keinster Weise, dass das oft sehr, sehr schwierig ist und dass sich Anrainer oft belästigt fühlen und das Gefühl haben, dass die Möglichkeiten, die wir haben, hier zu eng sind. 

Ich bin gerne bereit auch mit meinen Kollegen, die für bauliche Maßnahmen zuständig sind, da auch noch einmal in ein Gespräch zu treten, was es hier an Möglichkeiten gibt, würde Sie aber bitten, mir auch diesen einen konkreten Fall, den Sie offensichtlich genau kennen, zur Verfügung zu stellen, weil ich denke, dass man solche Sachen im konkreten immer besser beantworten kann als allgemein. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Wagner, die vierte Zusatzfrage.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Sie haben zu Recht auch die Verantwortung der Hauseigentümer angesprochen und hier offensichtlich verschärfte Maßnahmen angekündigt. Es gibt ein Beispiel: Stuwerstraße 26, Molkereistraße 3, ein Haus, das mit Wohnbauförderungsmitteln der Stadt Wien um 7,5 Millionen S renoviert und saniert wurde und wo entgegen den Maßnahmen, die versprochen wurden, auch von sozialistischen Politikern, in diesem Haus vor wenigen Tagen wieder ein Rotlichtlokal entstanden ist. 

Ich sage Ihnen dazu, wer der Hauseigentümer ist. Der Hauseigentümer ist die Landesinnung Wien der Schuhmacher mit einem Landesinnungsmeister, der Ihrer Fraktion zumindest nahe steht. Er ist Mitglied des Freien Wirtschaftsverbands.

Halten Sie diese Vorgangsweise des Hauseigentümers Landesinnung Wiener Schuhmacher für in Ordnung oder nicht? 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Bitte um Verständnis, dass ich nicht im Detail über den Hausbesitz sämtlicher Landesinnungsangelegenheiten informiert bin, inklusive deren Meister und Meisterin, welcher Fraktion sie immer angehören. 

Ich darf darauf aufmerksam machen, dass das In-Verantwortung-nehmen der Hauseigentümer sich dann manifestiert, zumindest so wie wir das vorgesehen haben, wenn hier illegaler Geheimprostitution nachgegangen wird. Wenn das dort der Fall ist, dann würde ich meinen, dass man die entsprechenden Maßnahmen einleiten soll. Die Tatsache alleine, dass es ein Lokal ist, das jetzt mit dem juristisch ja nicht fassbaren, aber im Wienerischen üblichen Rotlichtlokal bezeichnet wird, wird auch in Zukunft nichts Strafbares sein, weil das weder möglich noch durchführbar ist. 

Um was es geht, ist, hier Illegalität zu verhindern. Um was es geht, ist, extreme Belästigungen zu verhindern. Das ist durch die Tatsache eines Lokals sicher noch nicht gegeben. Dass die Bevölkerung dort nicht erfreut ist, wenn wieder ein Lokal entsteht, kann ich verstehen, kann ich persönlich auch aus frauenpolitischer Sicht nachvollziehen. Sie können mir glauben, aus frauenpolitischer Sicht wäre es mir am liebsten, wenn es überhaupt keine Prostitution mehr in diesem Land oder in dieser Stadt gäbe. Aber wir wissen, aus der Geschichte und aus internationalen Vergleichen ist das nicht möglich und wir können nur versuchen, die Rahmenbedingungen möglichst gut zu setzen. 

Für diese Rahmenbedingungen fühle ich mich zuständig, soweit ich hier gesetzliche Kompetenzen habe - die Möglichkeiten des Landes sind ja auch da recht eingeschränkt -, für die Vermietungen einzelner Landesinnungsmeister ehrlich gesagt nicht. 

Präsident Johann Hatzl: Die 5. Anfrage (PrZ 0014/LM/01-KGR) wurde von Frau Abg Marie Ringler gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Dem Vernehmen nach wird für die beiden Parteifeste Donauinselfest und Stadtfest keine Vergnügungssteuer bezahlt. Argumentiert wird diese Befreiung mit dem "volksfestähnlichen" Charakter der Veranstaltungen. Tatsache ist aber, dass auf der Donauinsel zum Beispiel bei der Ö 3-Bühne oder auch auf der Country-Western-Bühne Menschen tanzen und ihnen auch Gelegenheit zum Tanz angeboten wird. Vergnügungssteuerpflichtiger Publikumstanz liegt also vor. Welchen legistischen Handlungsbedarf sehen Sie angesichts der Tatsache, dass es bei der Anwendung des offenbar zu unpräzise formulierten Vergnügungssteuergesetzes zu gleichheitswidrigen unterschiedlichen Auslegungen - je nach Antragstellern - kommt?

Ich bitte um die Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Der Umstand, warum der Veranstaltung des Donauinselfestes ebenso wie des Wiener Stadtfestes aber auch einer Reihe anderer Volksfeste in Wien keine Vergnügungssteuer verrechnet wird, bedarf nicht der Rechtfertigung durch den Landeshauptmann, weil sich dies aus dem vom Wiener Landtag beschlossenen Vergnügungssteuergesetz ergibt. 

Es war das besondere Anliegen der Wiener Handelskammer, dass im Jahre 1987 die zuvor im Vergnügungssteuergesetz enthaltene Besteuerung von Volksfesten und Kirtagen durch den Wiener Landtag im Rahmen des Vergnügungssteuergesetzes 1987 ersatzlos gestrichen wurde. Der Vorlagebericht an den Wiener Landtag weist auf die damit faktisch bewirkte Steuerfreistellung für Varietee- und Kabarettvorstellungen, bunte Abende, Akademien, Shows, Kirtage und volksfestartige Veranstaltungen ausdrücklich hin. Ab 1988, dem Jahr des Inkrafttretens des Vergnügungssteuergesetzes 1987, sind daher volksfestartige Veranstaltungen, die besonders dadurch gekennzeichnet sind, dass sie jedermann ohne Eintrittsentgelte zugänglich sind, nicht mehr steuerpflichtig. 

Die gestellte Frage, ob ein legistischer Handlungsbedarf wegen eines Verstoßes gegen den Gleichheitsgrundsatz durch die differenzierte Betrachtungsweise einzelner Publikumstanzveranstaltungen besteht, möchte ich folgendermaßen beantworten: 

Aus dem Gleichheitsgrundsatz ist das allgemeine Gebot der Sachlichkeit von Gesetzen abzuleiten, wodurch der Gesetzgeber verpflichtet ist, an gleiche Tatbestände gleiche Rechtsfolgen zu knüpfen. Im selben Maße erfordert der Gleichheitsgrundsatz jedoch auch, dass wesentliche Unterschiede im Tatsachenbereich unterschiedliche Regelungen nach sich ziehen. Zwischen dem Donauinselfest, selbst wenn dort Tanz möglich ist, mit seinem in einer Gesamtbetrachtung eindeutig volksfestartigen Charakter und einer herkömmlichen Publikumstanzveranstaltung bestehen jedoch wesentliche Unterschiede. Aus diesem Grund allein ist die derzeitige Regelung bereits verfassungskonform und bedarf daher auch keiner über die Motive des Landtags hinausgehender sachlicher Rechtfertigung. Von einem unpräzise formulierten Vergnügungssteuergesetz kann ja folgerichtig auch nicht gesprochen werden.

Unabhängig davon ist jedoch in der heutigen Landtagssitzung ein Initiativantrag eingebracht worden, um im Sinne der Belebung der Jugendszene den Steuersatz für Publikumstanzveranstaltungen zu senken und gleichzeitig die Steuergebarung für die Veranstaltung durch Wegfall von Einstufungskriterien und durch Vereinheitlichung von Fälligkeiten zu erleichtern. 

Präsident Johann Hatzl: Die erste Zusatzfrage stellt Frau Abg Ringler.

Abg Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Tatsächlich ist es aber so, dass der von Ihnen angesprochene Initiativantrag von einer Mehrzahl der Veranstalter und Veranstalterinnen dieser Stadt klar abgelehnt wird. Es wird auch von einer Mogelpackung gesprochen, und was besonders schmerzt, ist, dass diese neue Regelung auch eine Benachteiligung der nicht kommerziellen Veranstalter und Veranstalterinnen gegenüber den kommerziellen bedeutet. 

Daher liegt es uns sehr am Herzen, hier doch noch zu einer Regelung zu kommen, die auch im Sinne der Betroffenen ist.

Wir fragen Sie daher, ob Sie vorhaben, doch noch in letzter Minute mit den Betroffenen Gespräche zu führen, ob die Stadtregierung mit den Betroffenen Gespräche führen wird, die zu einer sinnvollen und für alle akzeptablen Regelung führen können? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Entschuldigen Sie, Frau Landtagsabgeordnete, aber ich glaube, Ihre Frage ist eine Mogelpackung, denn selbstverständlich ist mit den Veranstaltern gesprochen worden und selbstverständlich beruht dieser Vorschlag auf einem wesentlichen Gesprächsergebnis mit den Veranstaltern. 

Es mag schon sein, dass der eine oder andere nicht zufrieden ist damit. Das ist schon möglich. Alle zufrieden zu stellen, werden wir wahrscheinlich nicht können. Aber nach den mir vorliegenden Informationen hat bei den Gesprächen, die der zuständige Herr Vizebürgermeister und Finanzstadtrat geführt hat, eine erhebliche Übereinstimmung auch erzielt werden können. 

Zum Zweiten ist das ein Antrag, der selbstverständlich auch entsprechend veränderbar in den Verhandlungen ist. Aber diese Gespräche und Detailverhandlungen sind mit Sicherheit mit dem Herrn Vizebürgermeister zu führen und ich wüsste nicht, was meine besondere Aufgabe dabei sein soll. 

Was wir wollen, das ist, dass, wenn man ein Problem erkannt hat - und offensichtlich war diese Frage der Vergnügungssteuer ein Problem für viele Veranstalter -, wir das Problem dann auch beseitigen wollen und dieses Ziel bestmöglich erreichen wollen, und das werden wir tun. 

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Herr Abg Dr Salcher.

Abg Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ohne jetzt sozusagen in die Zuständigkeitsfragen einzugreifen, weil ja die Anfrage nicht von mir stammt, aber ich glaube, man kann durchaus über die Reform der Vergnügungssteuer immer nachdenken. 

Meine Frage wäre: Wäre es nicht vielleicht doch sinnvoller, als ein Kriterium einzuführen, die Gemeinnützigkeit oder Gewinnorientierung von Veranstaltungen als Kriterium anzulegen? - Das ist auch kein sehr Trennscharfes, wie wir natürlich wissen, aber ich glaube, das könnte zum Beispiel die hier in der konkreten Fragestellung angesprochene Thematik doch etwas klären und etwas deutlicher machen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, selbstverständlich, Herr Landtagsabgeordneter, kann man über Steuerreformen immer reden, wie wir wissen. Das Bessere ist immer der Feind des Guten. 

Ja, selbstverständlich kann man über dieses Kriterium auch sprechen, denn ich sage noch einmal: Meine Aufgabe sehe ich darin, hier das Ziel zu definieren. Das Ziel ist klar definiert und den besten Weg dorthin werden wir erreichen. Selbstverständlich.

Präsident Johann Hatzl: Die dritte Zusatzfrage: Herr Abg Strache.

Abg Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Prinzipiell kann man vielleicht auch festhalten, dass es sicherlich nicht erfreulich ist, dass es überhaupt eine Besteuerung von Tanzveranstaltungen gibt. Es ist schön, dass es jetzt einen Initiativantrag gibt, dass man sich zumindest dahingehend Gedanken gemacht hat, nicht diesen einheitlichen Steuersatz von 15 Prozent festzumachen und doch zumindest einen Unterschied dahingehend zu treffen, dass Einzelveranstalter jetzt bei einer einmaligen Veranstaltung doch nur 10 Prozent zahlen werden. 

Aber meine konkrete Frage: Warum ist es nicht möglich, sich auch dahingehend Gedanken zu machen und das gesetzlich festzulegen, dass man zwischen Groß- und Kleinveranstaltern differenziert und es eben hier sehr wohl auch für Veranstalter, die zwei oder drei Veranstaltungen im Jahr haben, doch den niedrigeren Steuersatz möglich machen könnte, als eben bei Dauerveranstaltungen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Ich will mich jetzt nicht über die Grundphilosophie von Steuern unterhalten, denn wir werden wahrscheinlich sehr rasch zu dem Ergebnis kommen, dass bei der Bevölkerung jedwede Formen von Steuern unbeliebt sind und dann sind wir im Bereich der Staatsphilosophie, was die Aufgabe des Staates ist und wie er sich auch entsprechend finanziert. Das würde bei weitem den Rahmen einer Fragestunde sprengen und ich will es daher auch damit bewenden lassen.

Ihre unmittelbare Frage ist relativ leicht zu beantworten, weil die Trennung zwischen Groß- und Kleinveranstaltungen relativ schwierig zu ziehen ist. Da halte ich den Vorschlag, nämlich zu trennen zwischen kommerziellen und nicht kommerziellen Veranstaltungen, für einen diskussionswürdigeren in dem Zusammenhang, denn das andere würde uferlos werden. Da ist nicht wirklich präzise zu definieren. Das ist der Grund.

Präsident Johann Hatzl: Die vierte Zusatzfrage stellt Frau Abg Ringler.

Abg Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Mit dem Initiativantrag wird nun eine Neuregelung vorgeschlagen. Nicht geklärt wird mit diesem Initiativantrag allerdings eine sehr wichtige Frage in diesem Zusammenhang, nämlich worin der Tatbestand Publikumstanz besteht. Es ist ja tatsächlich so, dass auch die Beamten der MA 4 immer wieder das Problem haben, nicht genau sagen zu können, worin nun der Tatbestand Publikumstanz besteht. 

Daher würde ich Sie bitten, für die Beamten als Richtschnur, aber auch für die Veranstalter und auch für mich klarzulegen, worin nun der Tatbestand Publikumstanz, sprich das Tanzen, besteht.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Liebe Frau Landtagsabgeordnete!

Da haben Sie gerade den Richtigen erwischt, weil ich ja ein stadtbekannter Experte für Tanzen bin (Allgemeine Heiterkeit.) und daher zweifelsohne auch berechtigt und befugt bin, hier eine Begriffsdefinition und allfällige Handlungsrichtlinien auszuweisen. (Weitere Heiterkeit.) Wenn Sie einverstanden sind, werde ich das den Experten überlassen. 
Präsident Johann Hatzl: Damit ist die Fragestunde beendet. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (PrZ 7/AL/01). 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Gebührenerhöhung der SPÖ-Alleinregierung durch die Hintertür - Stromsteuer in Wien" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstunterzeichner, Herrn Abg Dr Tschirf, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Österreich hat das über Jahrzehnte bestehende Strommonopol im Zusammenhang mit dem EU-Beitritt und der damit verbundenen Liberalisierung sogar früher aufgebrochen, als das notwendig gewesen wäre. Und das war gut so. Das war ein richtiger Schritt, den hier Bundesminister Bartenstein gesetzt hat, weil damit den Stromkunden Haushalte genauso wie der Wirtschaft einfach etwas gegeben wurde, was ihnen gebührt hat, mehr im Körberl, das heißt, es wurde der Strom billiger. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Was ist mit der Stromabgabe passiert?)
Was hat nun die Stadt Wien, was hat die Wiener SPÖ-Regierung, was hat der Wiener Landeshauptmann mit dieser Möglichkeit getan, mit der Möglichkeit, dass die Konsumenten in Wien hier einen Nutzen haben? - Er hat einfach eine Verordnung mit 1. November 2001 in Kraft gesetzt, mit der der Kraft-Wärme-Kopplung-Zuschlag von 10,22 g pro Kilowattstunde eingeführt worden ist. Das ist ein Anschlag auf die Wiener, ein Schlag auf die Geldbörsen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vor allem wird in die Geldbörse der Wiener gegriffen, wo sonst immer in diesem Haus von Seiten der SPÖ darauf hingewiesen wird, wie schlimm die Bundesregierung ist und was alles die Bundesregierung macht. Hier hat die Bundesregierung eine Möglichkeit geschaffen und das Gegenteil ist getan worden von hier. Hier wurden die Einsparungen, die jeder Wiener Haushalt hätte, durch Verordnung des Landeshauptmanns wieder weggenommen.

Und dass nicht nur wir das so sehen, das kann man den Zeitungskommentatoren, das kann man verschiedenen Presseaussendungen und Stellungnahmen deutlich entnehmen. Beispielsweise hat der Geschäftsführer der EnBW Austria vor kurzem festgestellt, dass der Zuschlag, den WIENSTROM hier einhebt, der hier als KWK-Zuschlag den Wienerinnen und Wienern weggenommen wird, überteuert ist, dass die im Wettbewerb stehende offenbar - und das wörtlich - unproduktive Stromerzeugung von WIENSTROM so geschützt werden soll. Das ist nicht das, was wir unter Liberalisierung verstehen. Das ist nicht das, was wir uns vorstellen, dass für die Wiener Kunden geschieht. (Abg Christian Oxonitsch: Und was ist mit der Stromabgabe geschehen? - Beifall bei der ÖVP.)
Der KWK-Zuschlag belastet die Wirtschaft ungeplant noch dazu mit mehreren Millionen S pro Jahr. Das ist auch für den Wirtschaftsstandort Wien schlecht und verschlechtert die Möglichkeiten, hier entsprechend im Wettbewerb bestehen zu können. Wenn man sich vorstellt, dass ein durchschnittlicher Haushalt in Wien mit Kosten von rund 430 S rechnen muss - das ist mehr oder weniger jener Betrag, den die Stromkonsumenten durch die Liberalisierung hier ersparen könnten -, dann sieht man, dass gerade die Bezieher kleiner Einkommen besonders betroffen sind. 

Diese Maßnahme ist vor allem unsozial und daher raschest zurückzunehmen! (Beifall bei der ÖVP.) Sie ist unsozial und sie ist noch dazu auf Grund der uns vorliegenden Zahlen, Gutachten und Stellungnahmen wahrscheinlich sogar illegal, das heißt gesetzwidrig, weil hier etwas getan wird, was dem Wiener Landeshauptmann wahrscheinlich gar nicht zusteht. Noch dazu hat die Stadt Wien für eine Gebrauchsabgabe eigentlich zu zahlen. Tut sie auch nicht. Das heißt, hier geht es bei 850 Millionen S beim Aufkommen von eben 8 g pro Kilowattstunde darum, dass hier der Stadt Wien wahrscheinlich noch zusätzliche Kosten aus Gebrauchsabgabe erwachsen werden.

Das heißt, diese Verordnung schädigt die Wienerinnen und Wiener und es besteht noch dazu die Gefahr, dass hier Wien noch einiges an Steuern abzuliefern hat.

Uns geht es um den Verbraucher, um den Kunden und hier ist es auch inakzeptabel, was hinsichtlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen passiert. Sie werden alle diese vor kurzem zugesandt bekommen haben. Hier steht drinnen, dass jeder Kunde automatisch und ungefragt immer dann, wenn er den Stromschalter einfach betätigt, das heißt mit Anfang Dezember, einfach in diese Geschäftsbedingungen einwilligt. Während WIENSTROM das Recht hat, einseitig innerhalb von vier Wochen zu kündigen, kann der Kunde nur bei acht Wochen kündigen. Das sind unfaire Bedingungen und das ist nicht die Art und Weise, wie ein Unternehmen wie WIENSTROM mit den Wienerinnen und Wiener umzugehen hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es drängt sich daher der Verdacht auf, dass diese allgemeinen Geschäftsbedingungen so gewählt wurden, dass ein Umstieg fast unmöglich gemacht wird. Das ist eindeutig gegen den Wettbewerb und das ist gegen die Anliegen der Wienerinnen und Wiener. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vizebürgermeister! Es war eigentlich das Anliegen der Europäischen Gemeinschaft, Monopole, die in der Nachkriegszeit entstanden sind, Monopole, die heute nicht mehr notwendig sind, unter völlig anderen Voraussetzungen hier aufzubrechen. Das Gegenteil geschieht durch diese allgemeinen Geschäftsbedingungen. 

Ich möchte daher noch einmal hier die Problematik aufzeigen und darstellen. Dieser KWK-Zuschlag schlägt dem Gedanken der Liberalisierung kalt ins Gesicht. Dieser KWK-Zuschlag ist doppelt so hoch, als ihn die meisten Experten für vertretbar halten. Dieser KWK-Zuschlag ist unsozial und belastet vor allem die privaten Haushalte, vor allem jene, die wenig verdienen. Dieser KWK-Zuschlag schädigt Wien als attraktiven Wirtschaftsstandort. Die allgemeinen Geschäftsbedingungen des WIENSTROM-Vertriebs sind undurchsichtig, irreführend und kundenschädigend. Was wir verlangen, ist Transparenz für den Verbraucher und dass hier korrekt vorgegangen wird.

Ich möchte nicht verhehlen, dass wir auch hier mehr Unterstützung durch die Mehrheitsfraktion in der Arbeiterkammer verlangen würden, wo diesbezügliche Anträge der ÖAAB-Fraktion einfach zugewiesen werden. Das ist ein Anliegen der Arbeiterkammer, auch um glaubwürdig hier ihre Rolle wahrnehmen zu können.

Wien geht hier auch anders vor, als andere Bundesländer. Es ist schon richtig, wenn wir hier gesehen haben, dass im Vergleich der Strom in Wien gar nicht ungünstig ist. Aber bitte warum nutzen wir das nicht dazu, dass der Strom in Wien am billigsten ist? - Das wäre möglich, wenn nicht dieser ungerechtfertigte Zuschlag gekommen wäre! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir sehen auch, worum es hier geht. Es geht hier darum, dass die Sozialdemokraten wieder ihre absolute Macht einsetzen, um hier einerseits ein Unternehmen im Wettbewerb gegen andere zu schützen und vor allem zu Lasten der Kunden. (Abg Godwin Schuster: Nein!) Es geht darum, dass hier an einem Monopolbetrieb festgehalten wird, was nicht im Interesser der Wienerinnen und Wiener ist. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben eine halbe Minute noch!

Abg Dr Matthias Tschirf (fortsetzend): Und die Mündigkeit der Bürgerinnen und Bürger bei den allgemeinen Geschäftsbedingungen, die so gehalten sind, dass man sie nicht durchschauen kann ... (Abg Godwin Schuster: Kollege Wallnöfer aus Tirol sagt genau dasselbe!)
Herr Kollege Schuster, sind Sie von niemandem angesprochen worden? Hat Ihnen niemand gesagt: Bitte, das kann ich nicht lesen? Oder haben Sie sich gar nicht damit auseinander gesetzt? Wollen Sie sich gar nicht damit auseinander setzen? 

Uns geht es darum, dass hier faire Bedingungen stattfinden, dass der Konsument korrekt behandelt wird. Bitte reden Sie mit Ihren Wählern, reden Sie im Wahlkreis, damit ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, ich bitte, den Schlusssatz zu sprechen.

Abg Dr Matthias Tschirf (fortsetzend): Ich werde diesen Schlusssatz gerne sprechen.

Ich verlange, ich fordere die SPÖ auf, endlich ihrer sozialen Verantwortung gerecht zu werden (Abg Godwin Schuster: Lesen Sie, was der Kollege Wallnöfer sagt!), diesen KWK-Zuschlag in dieser Höhe zu beseitigen und tatsächlich für das da zu sein, wofür sie da zu sein hätte, nämlich für die Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr Abg Mag Chorherr gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Herr Tschirf beklagt sich darüber, dass hier in die Taschen der Wienerinnen und Wiener gegriffen wird. Ich möchte die "Presse" heute zitieren, eine, wie Sie wissen, bekannt bundesregierungskritische Zeitung, die titelt: "Noch nie war die Steuerlast so hoch und die Abgabenquote schnellt auf 45,6 Prozent", unter anderem irgendwas, was mit Strom zu tun hat. Was war das g'schwind? Ah ja, da wurde doch die Stromabgabe verdoppelt! Haben Sie das vergessen oder was ist da passiert? - Das ist ein bissel ein einäugiger Blick.

Ein Zweites noch und dann nur zur Sache: Das Wichtigste, sagt der Kämpfer Tschirf, ist ein möglichst niedriger Strompreis. Ich erinnere mich an eine Zeit, da gab es eine ökosoziale Marktwirtschaftsideologie von einem Herrn Riegler und da war ein Herr Busek auch Parteiobmann in Wien. Damals hat die ÖVP in Wien, glaube ich, mit der ökosozialen Marktwirtschaft 34 Prozent gehabt. Heute kämpft sie für den möglichst billigen Stromkreis. Nach Busek kommt Tschirf und sie haben 16 Prozent! Also, ich glaube, auf dem Weg kann es noch weitergehen! 

Jetzt zur wichtigen Frage: Was soll eigentlich ein KWK-Zuschlag? - Wenn man sagt, das Einzige, was in der Stromwirtschaft wichtig ist, das ist ein liberalisierter Markt und möglichst billiger Strom, dann braucht man nicht über Fernwärme zu diskutieren, über Solarenergie, über Biomasse, über Rauchgasreinigung. Das ist alles unwirtschaftlich und teuer! Reiß ma aus Dürnrohr, reiß ma aus Simmering die Filter raus, schalt ma um von Gas auf Heizöl schwer! Da kommt's zwar schwarz oben raus, aber dann ist es billiger. Nein, lassen wir das überhaupt, geben wir in jeden Wiener Haushalt einen irgendwie aus Fernost importierten billigen Heizöl-schwer-Kessel. (Abg Gerhard Pfeiffer: Sie haben es nicht verstanden!) Ich garantiere Ihnen dann, die Energieversorgung wird wirklich billig in Wien. Sie haben dann Ihr Ziel erreicht. 

Ich habe das Gefühl, da gibt es ein paar Leute, die würden sagen, das ist keine gute Idee. Und jetzt spare ich mir, über den Klimaschutz zu diskutieren. (Abg Gerhard Pfeiffer: Sie haben es bitte nicht verstanden, Sie können nur reden!) Es gibt so was, was technisch Immission heißt. Wir erinnern uns an Bilder von London und anderen, wo es an Tagen wie diesen schwarz war, gestunken hat, dass die Krankheitsrate in der Höhe war. Ja, das war vielleicht billiger und das kann man technisch wieder einführen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Experten sagen, es darf nur 6 g kosten und nicht 10! Um das geht es!)
Ich halte es für falsch. Ich halte es für richtig, eine Energiepolitik zu machen, wo neben dem Bereich eines billigen Stroms auch andere Ziele konkurrieren, insbesondere Umweltpolitik, auch Fragen der Demokratie. Das dauert lange. Also zum Beispiel behaupte ich, dass ein Umweltverträglichkeitsverfahren, das lange dauert, den Strompreis verteuert. Wenn wir - patsch - was hinbauen und die Leute nicht befragen, dann ist man schneller und billiger. Insofern halte ich es für richtig, dass wir eine Fernwärmeförderung haben. 

Ich bin sofort dafür, den KWK-Zuschlag abzuschalten, auf Null zu stellen, wenn zum Beispiel die Bundesregierung, wie es das früher vor 10, 20 Jahren gegeben hat (Abg Gerhard Pfeiffer: Es geht darum, dass es nur 6 g kosten soll und nicht 10!), endlich eine ordentliche Fernwärmeförderung macht. Die gibt es nicht. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das hat die Bundesregierung mit dem ELWOG erreicht!) Die Fernwärmeförderung des Bundes steht bei Null. Insofern halte ich es für sinnvoll und gut (Abg Gerhard Pfeiffer: Das hat sie mit dem ELWOG erreicht!), dass wir in Wien eine Energiepolitik haben, die für mich viel zu langsam umrüstet auf eine Zeit, wo Emissionen deutlich zurückgehen, wo auf Nachhaltigkeit gestellt wird. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das hat sie mit dem ELWOG beabsichtigt!) 

Und ein Letztes: Wer hat denn das Bundesgesetz erfunden, auf dessen Grundlage jetzt neun Länder in absurder Weise KWK-Zuschläge, Öko-Stromzuschläge, Verordnungen für durchschnittliche Produktionskosten, Kennzeichnungen, Einspeistarife, Öko-Stromdefinitionen, Kleinwasserkraftzertifizierungshandel erlassen können? Wer ist denn dafür zuständig, dass dieses, ich glaube, schlechte, falsche ELWOG verhandelt wurde? Wie schaut es auch in einem Detail aus? - Die Marktpartei von Bartenstein und Tschirf wollen einen Zertifizierungshandel einführen und machen das so originell, dass neun Bundesländer unterschiedliche Zertifizierungen definieren können mit unterschiedlichen Produktionskosten! Na, der kann net gehen! 

Also, wenn Sie so ein Regelgesetz für eine Greißlerei machen, Herr Tschirf und Herr Bartenstein, diese Greißlerei wäre gestern in Konkurs, weil so kann man Markt nicht machen, selbst wenn man es ideologisch möchte! Ob der KWK-Zuschlag ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Ob der KWK-Zuschlag in der Höhe gerechtfertig ist, wird nachzuprüfen sein. Wenn er zu hoch ist, denke ich mir, wird es Konkurrenten geben, die das anfechten. Aber im Prinzip, dass neben dem Preis insbesondere ökologische Ziele auch umgesetzt werden, halte ich für gut und notwendig. Und wer im Glashaus sitzt, soll nicht mit Steinen werfen, Herr Tschirf! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Präsident Johann Hatzl: Danke schön. - Als Nächster ist Herr Abg Stark zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Eines der vielen Werbeargumente für einen Beitritt Österreichs zur EU war der Hinweis auf die Möglichkeit der Liberalisierung des Strommarkts. Durch diese Liberalisierung sollte auch in Österreich der Strompreis erheblich sinken. Von 30 Prozent und mehr wurde gesprochen. Nach dem erfolgten EU-Beitritt wurde der Strommarkt stufenweise geöffnet und die Sonderkunden, also die Großabnehmer, kamen sehr früh in den Genuss der Marktöffnung. Haushalte und Gewerbe zuletzt seit 1. Oktober 2001. 

Da die Großkunden von WIENSTROM im wahrsten Sinne des Wortes um jeden Preis gehalten werden sollten, war die Strompreissenkung bei diesem Kundenkreis besonders hoch, 50 Prozent und mehr. Dieses Preisdumping war in der Anfangsphase der Liberalisierung wirtschaftlich deshalb möglich, weil ja die Tarifkunden, Haushalt und Gewerbe, noch nicht in den Genuss der Liberalisierung kamen und die Sonderkunden somit finanzierten. 

Im Hinblick auf die Vollliberalisierung haben dann inländische und auch ausländische EVU mit günstigen Tarifen um neue Kunden in Wien geworben. Aber auch WIENSTROM hat seinen Kunden teilweise mehrmals neue Angebote hinsichtlich Stromlieferverträge geschickt. Generell waren die Vorteile dieser Angebote aber weit geringer, als die bei den Sonderkunden. Sank bei den Sonderkunden der Strompreis, wie schon erwähnt, um bis zu 50 Prozent und mehr, erfolgte bei den Tarifkunden nur eine geringe Verbilligung, und die auch nur bei einer mehrjährigen Bindung. Betrugen die Stromkosten für die Kilowattstunde zum Beispiel bisher 1,57 S, beträgt der künftige Strompreis für die Kilowattstunde bei einer Bindung bis 2003 1,31 S, das sind um 26 g weniger, und ohne Bindung 1,51 S, das sind nur um 6 g weniger. Nur, zu diesen Kilowattstundenpreisen kommen noch diverse Zuschläge hinzu. 

Auf den künftigen Stromrechnungen müssen Netznutzung und Stromlieferung gesondert ausgewiesen werden, wobei sich der Preis für die Netznutzung aus verschiedenen Komponenten zusammensetzt, zum Beispiel Zuschläge für stranded costs, erneuerbare Energie und eben jetzt den neuen Zuschlag für die Kraft-Wärme-Kopplung. 

Als die geplante Höhe dieses KWK-Zuschlags in der Öffentlichkeit bekannt wurde - anfangs sprach man sogar von 12 g pro Kilowattstunde - ging ein Aufschrei durch die Medien, da Wien eine massive Strompreiserhöhung drohte. Man hat die Bevölkerung sofort beruhigt und erklärt, dass um diesen Betrag der Strompreis, genauer gesagt der Arbeitspreis, gesenkt werde und dass alles somit letztendlich ein Nullsummenspiel wäre.

Nun, so schön war es auch wieder nicht. Nach der neuen Verordnung des Herrn Landeshauptmanns beträgt der Zuschlag keine 12 g, sondern 10,22 g. Aber der Preis wurde nicht um 10,22 g gesenkt, sondern nur um 6 g, womit es durch diesen Zuschlag letztendlich zu einer Erhöhung um 4,22 g kam, wenn man sich nicht längerfristig an WIENSTROM bindet. Auch e-controll kam zu dem Ergebnis, dass dieser Zuschlag zu hoch wäre und höchstens 6 g betragen dürfe. Da hier laut e-controll mehr eingehoben wird, als betriebswirtschaftlich notwendig, ist die Bezeichnung einer neuen Stromsteuer durchaus zulässig. 

Noch mehr benachteiligt, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind jedoch Stromkunden, die einen anderen Stromlieferanten als WIENSTROM haben. Diese müssen nun tatsächlich für den Strompreis um 10,22 g mehr bezahlen. 

Diese Stromsteuer ist natürlich auch eine große Belastung für die Wiener Wirtschaft, da die Steuer ja unmittelbar eine Erhöhung der Produktions- und Betriebskosten bewirkt. Weiters tritt durch diese Stromsteuer eine Einschränkung des freien Stromwettbewerbs ein, sowohl für Haushalt und Wirtschaft in Wien, da ja der zugekaufte Strom nun höher belastet wird. Natürlich ist diese Stromsteuer auch sozial ungerecht, da sie alle Konsumenten, egal ob arm oder reich, gleich hoch belastet. Diese Stromsteuer trifft damit die untersten Einkommensbezieher relativ am härtesten. 

Mein Appell an Sie, sehr geehrter Herr Landeshauptmann: Ändern Sie Ihre Verordnung! Senken Sie diese zumindest auf ein erträgliches Ausmaß im Sinne des Vorschlags von e-controll! (Beifall bei der FPÖ.)  

Präsident Johann Hatzl: Als Nächster am Wort ist Herr Abg Juznic. Ich erteile es ihm.

Abg Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mit der Einführung des KWK-Zuschlags wurde aber auch der Energiepreis gesenkt. Dadurch kommt es aber zu keiner massiven Strompreiserhöhung, wie Sie es behaupten. Ich habe mir erlaubt, hier drei Unterlagen mitzunehmen, drei Statistiken, die Ihnen zeigen sollen, dass Sie hier in Ihren Aussagen irren. 

Ein Vergleich der österreichischen Netzkosten mit KWK-Zuschlag in Wien zeigt (Der Redner zeigt Statistiken.), dass wir auch hier trotz KWK-Zuschlag eine der niedrigsten Netzgebühren von Österreich haben. (Aufregung bei der FPÖ. - Beifall bei der SPÖ.)  

Die zweite Tabelle zeigt, dass hier im Haushaltsstrombereich WIENSTROM den zweitniedrigsten Strompreis, Energiepreis, von Österreich hat. Das soll man sich auch ein bisschen gut merken! (Beifall bei der SPÖ.)  

Zum Dritten (Der Redner zeigt eine Statistik der e-controll.), und das ist hier keine Tabelle von WIENSTROM, sondern von der e-controll, zeigt das, dass jeder Einzelne für sich in seinem Bereich ja aus dem Internet nach seinem Verbrauch den Bestbieter herausholen kann, und diese werde ich Ihnen jetzt vorlesen, Herr Kollege Kabas. Auch Sie werden zuhören. Vielleicht ist das auch für Ihren Stromverbrauch interessant. (Abg Mag Hilmar Kabas: Na, wenn Sie sagen, ich werde zuhören, dann gehe ich!) 

An erster Stelle der Optima-Tarif von WIENSTROM mit Jahresgesamtkosten von 5 392 S. Das zweitbilligste Stromangebot ist von der Raiffeisenwasserkraft mit 5 412 S, der dritte Preis ist von Switch mit 5 427 S. Hier auch ein Viertes, Alpen-Adria-Naturstrom mit 5 776 S. Ich glaube, damit ist bewiesen, dass Ihre Theorie hier nicht stimmt. (Abg Dr Matthias Tschirf: Die Leute müssen es ja zahlen! - Beifall bei der SPÖ.)  

Aber Herr Kollege Tschirf, das ist jetzt auch ein Zeichen an die Wienerinnen und Wiener und an die kleinen Verbraucher, dass sehr wohl die Sozialdemokratie, auch die Stadt Wien so wie WIENSTROM für jene Abnehmer da ist, aber nicht, wie Sie hier jetzt vorhin fälschlich behauptet haben ... (Abg Dr Matthias Tschirf: Die Leute müssen es ja zahlen!)
Aber ich werde Ihnen was anderes sagen, was im Laufe der Zeit passiert ist: Verteuerungen haben stattgefunden. Eine Verdoppelung der Energieabgabe, die wurde heute schon mehrmals angesprochen, von 10 g auf 20,24 g. Das ist für die Elektroversorgungsunternehmen ein Durchlaufposten. Dieses Geld geht direkt an den Finanzminister und der Finanzminister macht sich dadurch ein Körberlgeld von 17 Milliarden S, meine Damen und Herren! 17 Milliarden S, und das müssen Sie erst einmal verkraften, Ihre Argumentationen! 

Weiters, ich bin noch nicht fertig ... (Beifall bei der SPÖ.)  

Die "stranded costs" wurden auch erhöht, und zwar von 0,57 g auf 0,71 g. Eine weitere Erhöhung, die heuer stattgefunden hat. 

Dann, zum Drüberstreuen noch, dass wir halt für die e-controll, für unseren Stromregulator, auch noch die Kosten übernehmen! Nicht, dass die Regierung das übernimmt, nein, es wird bei den Kleinen auf die Strompreise aufgeschlagen, und das mit einer Kleinigkeit von 120 Millionen S jährlich, sehr geehrte Damen und Herren! So schaut hier eine Liberalisierung von Seiten der Regierung aus!

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich muss auch noch weiter berichten, es gibt noch mehrere Sachen, die ich Ihnen noch sagen muss.

Es ist ja etwas passiert, Kollege Tschirf, auch Ihnen wieder gesagt, dass es noch weitere Belastungen gibt, die vielleicht nicht so bekannt sind, und zwar dass hier der Finanzminister ganz klamm, still und heimlich die Zuschläge und Abgaben mit 1.10.2001 besteuert hat, mit der 20‑prozentigen Umsatzsteuer! Das ist Ihnen nicht bekannt! (Abg Franz Ekkamp: Da schau' her! - Aufregung bei der SPÖ.) Wissen Sie, was diese Kleinigkeit wieder den kleinen Abnehmern in Wien kostet? - 200 Millionen S jährlich, Kollege Tschirf! Das müssen Sie sich zu Buche schreiben! (Weitere große Aufregung bei der SPÖ.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Abg Juznic, 1 Minute noch.

Abg Peter Juznic (fortsetzend): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die KWK ist aber ein ganz wichtiger Bestandteil für die Versorgung von Wien. Die KWK ist eine umweltfreundliche Versorgung mit umweltfreundlicher Energie, die Fernwärme. 

Jetzt möchte ich Ihnen eines sagen, Herr Kollege Tschirf, noch einmal, dass ich Sie ansprechen darf: Mit dem ist Ihr Stromsteuer- und massiver Verteuerungsschmäh in Luft aufgelöst worden! Aber eines, was noch immer geblieben und was kein Schmäh ist, ist die massive Belastungspolitik der Bundesregierung! (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Fuchs zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Jetzt kommt die Erklärung der Bundesregierung!)
Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! (Abg Mag Christoph Chorherr: Das sind die Antworten jetzt!)
Wien führt die Rieder-Steuer, Strom-Steuer ein - der Bund ist schuld, haben wir gehört. (Beifall bei der ÖVP. - Aufregung bei der SPÖ.) Sehen Sie, das ist diese Doppelzüngigkeit, die sich die ganzen Tage durchgezogen hat. Ich sage Ihnen, der Strom würde billiger werden in Wien, weil die ÖVP und Bundeskanzler Schüssel ein klares Bekenntnis zur Liberalisierung des Strommarkts und zum Wettbewerb abgelegt haben. (Abg Godwin Schuster: Na, da haben Sie ein Bekenntnis gemacht!) Rieder ist aber anderer Meinung! Rieder will es wegsteuern! (Abg Godwin Schuster: Da haben Sie ein Bekenntnis gemacht!)
Zu den GRÜNEN. Die Kraft-Wärme-Kopplung, das sagen auch Fachleute, ist 14‑mal teurer als Öko-Strom, als die Biomasse oder die Solarenergie, für die Sie so stark eintreten. 

Die Effekte der endgültigen Liberalisierung des Strommarkts sind für die schwächsten Konsumenten einfach weggesteuert worden. Mit der Unterschrift des Landeshauptmanns wurde diese KWK-Steuer eingeführt und Betriebe und Bevölkerung - das ist ganz gewaltig, was hier geschieht - müssen 961 Millionen S an Stromsteuer zusätzlich aufbringen!

Wenn man die Liberalisierung abzieht, bleiben noch immer 350 Millionen S. Diese Licht- und Heizungssteuer, wie wir sie nennen, trifft die Wenigverbraucher besonders. Denn erst ab 6 000 Kilowatt, meine Damen und Herren, wird diese Rechnung billiger! Das ist auch von Fachleuten bestätigt. (Abg Mag Christoph Chorherr: KWK-Stunden, das ist der Unterschied!) Nicht KWK-Zuschlag sollte er heißen (Abg Mag Christoph Chorherr: Sie haben keine Ahnung! Wirklich keine Ahnung!), sondern WR-Zuschlag, Wiens-Bürgermeister-Rieder-Zuschlag.

Meine Damen und Herren! 12 g je Kilowatt, 8 Prozent des Strompreises von Wien sind für eine Frau, die 7 300 S an Notstandshilfe bekommt, eine gewaltige Erhöhung. 350 S muss sie mehr berappen. (Aufregung bei der SPÖ.) Wollen Sie die AlleinerzieherInnen besteuern? - Ich sage: Nein, so gehört das nicht. (Beifall bei der ÖVP. - Allgemeine Aufregung.) 
Sie, Herr VBgm Rieder, gehören zu den Gewinnern! (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Der Finanzminister! Ja, der Finanzminister!) Die Kleinen sind die Verlierer bei den Sozialdemokraten und da sehen wir hier in diesem Haus genau, wo diese Alleinregierung ist. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren! Dieser WR-Zuschlag bringt Wettbewerbsnachteile für die Wiener Bauwirtschaft. Wir haben das vor ein paar Tagen diskutiert. Wettbewerbsnachteile (Abg Kurt Wagner: Wo sind denn die Aufträge für die Bauwirtschaft auf Bundesebene, Herr Fuchs?), die sich auf die Arbeitslosen auswirken. Das ist skandalös. Während Experten einen maximalen Zuschlag von 6 g als gerechtfertigt halten (Abg Kurt Wagner: Wo sind die Aufträge für die Bauwirtschaft auf Bundesebene?), schlagen Sie 12 g auf! Dieser Rieder-Zuschlag hat nichts mit Öko-Strom zu tun, denn das ist Biomasse, Öko-Strom oder Solarenergie, für die wir von der Volkspartei stark eintreten. (Abg Kurt Wagner: Wo sind denn die Aufträge von der Regierung für die Bauwirtschaft?)
Die frei werdende Energie von Müllverbrennungsanlagen zum Antrieb Strom erzeugender Maschinen ist zwar CO²-schonend, aber hat nichts direkt mit Biomasse oder Solarenergie oder Öko-Strom zu tun. (Abg Kurt Wagner: Wo bleiben denn die Aufträge für die Bauwirtschaft?) Das muss man sich merken. Ich sage Ihnen noch einmal, die Kraft-Wärme-Kopplung ist 14‑mal teurer als Öko-Strom! (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Herr Bürgermeister! Ziehen Sie diese Steuer, die die Kleinsten unserer Stadt belastet, zurück! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Kurt Wagner: Die Steuertreiberpartei tritt für Steuersenkung ein! - Abg Gerhard Pfeiffer: Sozialistische Steuergewinnler!) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr GÜNTHER zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dass Kollege Juznic diese Verteuerung hier auch für sich in Anspruch nimmt und sagt, das ist gescheit - das verstehe ich noch. Aber dass der Pflichtverteidiger der SPÖ herausgeht und da die Lanze für die 10,22 g bricht, das ist schon ganz interessant. An sich hat Kollege Chorherr nichts anderes getan, als hier Maßnahmen positiv darzustellen, die sie sicher nicht sind. 

Es ist an sich ein klarer Weg der SPÖ, den sie als Alleinregierung immer beschritten hat, nämlich dass sie Gebühren bis zu Steuern ausweitet. Das hat bereits im Jahr 1993 begonnen, als die Kanalgebühr so erhöht wurde, dass sie mittlerweile eine Steuer wurde. Im 95er Jahr war es die Wassergebühr. Diese beiden Gebühren bringen heute der Stadt Wien immerhin 106 Millionen EUR oder 1,5 Milliarden S. Das hier ist jetzt der dritte Schritt, wie man das macht, dass man den Bürgerinnen und Bürgern in die Tasche greift.

Eines stimmt natürlich. Es steht im Bundes-ELWOG, dass durch Verordnung des Landeshauptmanns Zuschläge für die Durchleitung und für die KWK-Förderung geschaffen werden können. Das ist schon mit einem halben Groschen für die Kohleförderung geschehen, die bundesweit eingehoben wird und nicht nur in Wien. Das ist mit den 0,72 g für die Öko-Energieförderung geschehen, von der Kollege Fuchs richtig festgestellt hat, das ist ein Vierzehntel dessen, was für die KWK-Förderung herangezogen wurde. Jetzt besteht die Möglichkeit für den Landeshauptmann durch Verordnung festzustellen, er kann einen Zuschlag für die KWK-Förderungen heranziehen. 

Aber was passiert? - Gleichzeitig hat das zu 100 Prozent der Stadt Wien gehörende Unternehmen WIENSTROM die Preise gesenkt und dadurch auch den Wettbewerb verändert, und zwar intensiv verändert. Sie hat sich noch ein Körberlgeld geholt. Wenn man sich das ausrechnet, dann sind es ungefähr 6 bis 7 g, die diese Senkung ausmachen. Die KWK-Förderung macht 10,22 g aus. Das heißt, hier wurde ein einziger Betrieb gefördert, nämlich der Einzige in Wien, der auch Kraft-Wärme-Kopplungen hat und diese auch anbieten kann. Davon gibt es einige sehr gute wie den Block III in Simmering oder auch den neuen Block über der Donau. Aber es gibt auch einige alte oder veraltete, von denen StR Rieder gesagt hat, es ist gut, wenn wir sie vom Netz nehmen können. Es ist auch dafür eine Unterstützung. Der Bereich "Vom-Netz-nehmen" ist bei manchen alten Anlagen wahrscheinlich eine gescheite Idee. 

Der Stromregulator, den Kollege Juznic so intensiv angegriffen hat, hat auch ... (Abg Peter Juznic: Den habe ich nicht angegriffen! Den habe ich nicht angegriffen!) Nein, dass er so teuer ist. Ich glaube, dass der Stromregulator eine wichtige Aufgabe hat, der seine Kosten leicht selber hereinbringt, denn wenn man ihm hier bei seinen Berechnungen folgen würde, wo er gesagt habe, es wären betriebswirtschaftlich 5 bis 6 g richtig, dann wäre das ungefähr eine Einsparung von zirka 300 bis 350 Millionen, die den Wienerinnen und Wienern zugute kommen. Wenn der Stromregulator im Jahr dann 20 Millionen kostet, dann hat er das dem ... (LhptmSt Dr Sepp Rieder: 120! 120!) Ja, aber auch dann wäre es nur ein Drittel dessen, was er alleine bei einer einzigen Maßnahme hereinbringt, die er berechnet und für die er auch mit seinem guten Namen steht. 

Dr Boltz ist in dieser Funktion an sich wirklich unbestritten und der Stromregulator hat an sich eine wichtige Aufgabe und hat dazu geführt, dass die Strompreise in Österreich sinken. Nur eines konnte er nicht verhindern, dass gleichzeitig der Wiener Bürgermeister ... (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Warum verzichtet der Finanzminister nicht auf die Besteuerung der Zuschläge?) Warum? - Wenn Sie keine Zuschläge dort drauflegen, macht der Minister keine Steuern! Das ist ganz einfach.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Abg GÜNTHER, Ihre Redezeit ist gleich um. 

Abg Dr Helmut GÜNTHER (fortsetzend): Sie hätten (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Warum verzichtet er nicht? Das würde eine Menge ersparen!) wirklich die Möglichkeit gehabt, dem, was der Stromregulator gefordert hat, zu folgen, einen niedrigeren Zuschlag, der den Wettbewerb nicht verändert hätte, dort draufzuschlagen und hier seriös den Wienerinnen und Wienern einen Strompreis anzubieten, den sich jeder auch leisten kann und hier nicht ein Körberlgeld für die Wiener Stadtwerke herauszuholen! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Ekkamp zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Geschätzte Damen und Herren!

Die Debattenbeiträge waren wieder ein Beispiel von Polemik und von politischem Kleingeld (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Der SPÖ!), das hier versucht wird zu gewinnen. Ich denke, wenn man die Presse heute sehr aufmerksam liest, dann wird diese Aktuelle Stunde genauso eine negative Berichterstattung bekommen, wie gestern Ihre dringliche Anfrage im Bereich der Kultur, meine sehr verehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist natürlich beliebt, so wie es die Volkspartei heute versucht hat, nach Abschaffung der Steuern zu rufen. Na, das ist beliebt. Da wird man überall die Stimmung gewinnen und die Freunde gewinnen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Die Bundesregierung senkt sie und Sie führen sie ein!) Aber zusätzlich die Verdoppelung des Budgets zu verlangen, das ist ja auch nicht schlecht! Das erinnert mich an eine Politik, wie es seinerzeit auch die Freiheitlichen formuliert haben, wie sie noch im Bund in der Opposition waren. Erinnern wir uns: Gekommen ist alles ganz, ganz anders. 

Aber ich möchte auch auf einen Beitrag vom Kollegen Tschirf eingehen, der eine Studie von der Sektion Energie vom Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten zitiert hat. Ich glaube, auch hier muss man genau analysieren, von welchen Fakten diese Studie für den KWK-Zuschlag ausgeht. Und Sie müssen auch fairerweise, weil immer die Sachlichkeit gefordert wird, zitieren, dass hier unterschiedliche Ansatzpunkte, eine unterschiedliche Situation eben zum Bundesgesetz, eben zur ELWOG, zitiert wird. So viel zur Fairness, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Dass der KWK-Zuschlag - und das ist heute schon gesagt worden - sinnhaft ist, denn wir haben in Wien einen hohen Umweltstandard, eben auch mit der Fernwärme, und ich will das gar nicht wiederholen. Ich glaube, da gibt es hier bei den Parteien einen Konsens. Es scheint mir so. Jetzt vielleicht wird er wieder in Frage gestellt. Und dieser hohe Umweltstandard, meine sehr verehrten Damen und Herren, findet auch die Zustimmung der Wienerinnen und Wiener und das haben die Wienerinnen und Wiener am 25. März eindeutig bewiesen. (Abg Georg Fuchs: Wieder Steuern! Wieder Belastungen! Wieder ein Zuschlag! - Beifall bei der SPÖ.) 

Sie wissen auch, meine Damen und Herren von der Volkspartei, dass Wien mit weit über 40 Prozent den größten Teil der KWK-Leistungen in ganz Österreich leistet. Sie wissen auch, dass sich teure Brennstoffpreise auf die Produktion der Kraft-Wärme-Kopplung negativ auswirkt. Ich denke, es müsste ein Ziel sein, dass wir bundesweit bei den anfallenden Kosten, die durch diese umweltschonende Strategie hervorgerufen werden, zu einem gerechten Ausgleich kommen. Zu einem Ausgleich, der den Wettbewerbsnachteil von Wien, von WIENSTROM beseitigt. 

Und da fehlt mir der Aufschrei gerade der Volkspartei, genauso wie bei den Kleinkraftwasserwerken. Hier gibt es eine bundesweite Regelung: 8 Prozent Zwangsstromabnahme! Ansonsten bitte gibt es eine Ausgleichszahlung. Das ist keine EU-Regelung. Das ist hausgemacht in Österreich! Das ist im Jahr 2000 durch Schwarz-Blau beschlossen worden und das ist eine Vorteilspackung für Großbauern und Papierindustrielle, die eben solche Kleinwasserkraftwerke besitzen, meine sehr verehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Und hier fehlt mir der Aufschrei. Hier fehlt mir der Aufschrei nach einer ungleichen Behandlung! Hier fehlte mir der Aufschrei, dass Sie für Wien eintreten, für den Wiener Umweltstandard und für die Wienerinnen und Wiener! Das möchte ich Ihnen heute auch einmal sagen. (Aufregung bei der ÖVP.)
Und weil Sie immer so für Wien eintreten - also ich habe nach den heutigen Wortmeldungen das Gefühl, Wien scheint Ihnen schon egal zu sein, denn ich denke auch an den Kuschelkurs, den Sie in den letzten Tagen an den Tag gelegt haben, wenn es um die Bundesregierung ...
Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Abgeordneter, bitte zum Schluss zu kommen. 

Abg Franz Ekkamp (fortsetzend): ... um die Belastungen gegangen ist. Dann sollten Sie sich vielleicht eines noch auf Ihren Weg mitnehmen (Große Aufregung bei der ÖVP.): Die ÖVP wirbt immer mit einem Logo "100 Prozent für Wien"! Tauschen Sie ein Wort aus: "ÖVP 100 Prozent gegen Wien". (Beifall bei der SPÖ. - Weitere Aufregung bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 im Zusammenhang mit § 31 Abs. 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 1, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien keine, vom Klub der Wiener Freiheitlichen auch keine und von den Sozialdemokraten auch keine eingelangt ist. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 1, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 1 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 2 schriftliche Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Herr Abg Franz Ekkamp hat gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend ein Gesetz, mit dem das Vergnügungssteuergesetz 1987 geändert wird, eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zu.

Die Abgen Rudolf Stark, Dr Wilfried Serles, Mag Gerald Ebinger und Dr Helmut GÜNTHER haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Vergnügungssteuergesetzes 1987 eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zu. 

Wir kommen nun zur Postnummer 1 (PrZ 460/01-MDBLTG) der Tagesordnung. Sie betrifft den Tätigkeitsbericht 2000 des Unabhängigen Verwaltungssenats Wien an den Wiener Landtag. 

Ich begrüße ganz herzlich die Präsidentin des Unabhängigen Verwaltungssenats, Frau DDr Schönberger. Herzlich willkommen hier im Wiener Landtag! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Mag Brauner, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Bericht liegt Ihnen vor. Ich bitte um Debatte und Beschlussfassung. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau StRin Mag Vassilakou zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Verehrte Frau UVS-Präsidentin! Hohes Haus!

Die alljährliche Debatte rund um den Bericht des UVS gehört auch zu jenen Debatten, die sich jahrein, jahraus fast gleich zutragen. Und ich denke, es ist an sich für jeden sehr, sehr ärgerlich, wenn Missstände und große Probleme, die seit Jahren bestehen, einfach über Jahre hinweg verschleppt werden und sich überhaupt nichts tut, sich eigentlich überhaupt nichts zum Besseren ändert. Aber in dem Fall ist es, denke ich, besonders ärgerlich, denn der UVS ist ja nicht irgendetwas. Der UVS ist doch jene Instanz, jene Behörde, die geschaffen wurde, um uns zu kontrollieren. Das ist das, was geschaffen wurde, um die Verwaltung der Stadt Wien und Ihre Entscheidungen zu kontrollieren. 

Es ist aber auch das, was geschaffen wurde, um die Einhaltung der Menschenrechte bis zu einen gewissen Grad in Österreich zu kontrollieren. Es ist jene Instanz, die geschaffen wurde, um sich dorthin wenden zu können, wenn beispielsweise Bürger und Bürgerinnen Beschwerden im Zusammenhang mit der Polizei vorzubringen haben. Wir dürfen auch nicht vergessen, dass sich diese Beschwerden in den letzten Jahren schon auch gehäuft haben und dass wir dabei auch etliche Fälle gehabt haben, die sich dann beim UVS sehr wohl auch als äußerst, wirklich äußerst bedenklich erwiesen haben. Es ist letztlich etwas, das geschaffen wurde, um Österreich einen bestimmten Standard an Rechtsstaatlichkeit und auch an Stärkung der Zivilgesellschaft zu geben. 

Nun müsste man sich denken, wie sieht es denn dort aus? - Denn für mich ist es eigentlich eine Selbstverständlichkeit, dass die Stadt Wien bemüht sein sollte, diesen UVS möglichst gut auszustatten, möglichst alle Möglichkeiten zu geben, die er braucht, um hier rasch zu arbeiten, mühelos zu arbeiten, effektiv zu arbeiten, was ja auch im Sinne der Behörde, aber auch im Sinne der Bürger ist. 

Der Bericht für den Zeitraum 2000 sieht nicht viel anders aus, als der für 99, als der für 98 und ... (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Seit 91!) Seit 91, vielen Dank so lange bin ich hier noch nicht im Haus, als dass ich es wüsste. Ich möchte auch nicht daraus zitieren, ich möchte versuchen, nur kurz zusammenzufassen: Erledigungsrückstau der Verfahren fast bei 10 000. Planposten weiterhin unbesetzt, etliche Planposten weiterhin unbesetzt. Gerade im Berichtszeitraum war das besonders krass. Aber inzwischen hat sich das ein bisschen verändert, aber nicht wesentlich zum Besseren. 

Im Bericht ist erwähnt, dass noch kein Bericht der Präsidentin an die Vollversammlung vorliegt. Dieser liegt bis jetzt noch nicht vor. Wir wissen zwar, dass die Frau Präsidentin genau dieses beim Verfassungsgerichtshof bekämpft und dass mit einem Urteil dieser Tage zu rechnen ist. Nichtsdestotrotz ist mir nicht ganz einsichtig, warum die Präsidentin des UVS sich weigern sollte, der eigenen Vollversammlung zu berichten. Nach wie vor gibt es keine Online-Zugriffsmöglichkeiten für die UVS-Mitglieder bei Datenbanken anderer Körperschaften, das heißt, bei Datenbanken anderer Unabhängiger Verwaltungssenate oder bei Datenbanken der Erstinstanzen. Ich möchte in diesem Zusammenhang betonen, dass andere UVS das sehr wohl haben, diese Online-Zugriffsmöglichkeiten. Und das verzögert die Verfahren enorm. 

Noch immer gibt es keine Kanzleiordnung, das heißt, es sind zehn Jahre seit der Einrichtung des UVS vergangen und jede Abteilung werkt irgendwie, wie sie will, ohne, wie gesagt, dass es hier eine Vereinheitlichung der verfahrenstechnischen Abläufe gibt. Das wiederum wirkt sich auf weitere Bereiche aus. Und dafür habe ich auch ein gutes Beispiel. 

Das EDV-Programm, das zuletzt installiert worden ist und das sehr, sehr viel Geld gekostet hat, funktioniert von daher nicht, denn wie soll ein gescheites EDV-Programm erstellt werden, das auch auf die Bedürfnisse der Behörde mehr oder weniger abgestimmt ist, wenn doch jede Abteilung andere verfahrenstechnische Abläufe hat. 

Weiters funktioniert die Dokumentation der Entscheidungen ja auch nicht. Die ist sehr schwierig oder beziehungsweise wird sie gar nicht gemacht. Das auch deswegen, weil eben die EDV nicht funktioniert. Das ist wiederum ein sehr großes Problem, denn dadurch können die Entscheidungen nicht rechtzeitig bekannt gemacht werden, nicht so rechtzeitig, wie man es brauchen würde. Das ist wiederum zu Lasten natürlich der Beschwerdeführer zu sehen, das wirkt sich auch zu deren Lasten aus. Aber das wirkt sich übrigens auch zu Lasten der Erstinstanz aus, denn bei rechtzeitiger Kenntnis dieser Entscheidungen könnten viele, viele Verfahren vermieden werden, die dadurch entstehen, dass die Erstinstanz nicht weiß, dass es inzwischen eine Entscheidung gibt und womöglich weitere Entscheidungen trifft, die sie sich hätte sparen können. 

Ja, in das Gesamtbild passt übrigens die Ausstattung der UVS-Räume, die auch einiges zu wünschen übrig lässt, und die Mitglieder des UVS sind nach wie vor keine Richter. Das heißt, sie sind nicht unversetzbar, sie können zwangspensioniert werden, und es gibt auch kein Mitspracherecht. (Abg Godwin Schuster: Sie sind auf Lebenszeit bestellt!) Nein, das weiß ich schon. Ja, sie sind ... Ja, ja. Doch meinen Informationen zufolge ... (Abg Godwin Schuster: Sie sind auf Lebenszeit bestellt!) Ja, ja, sie sind auf Lebenszeit bestellt, das schon. Sie sind auch unbefristet bestellt, aber es gibt schon Möglichkeiten, sie unter ... (Abg Godwin Schuster: Wo? Wo?) Oh ja, na selbstverständlich. Also meinen Informationen zufolge soll es diese Möglichkeit geben. (Abg Godwin Schuster: Schlecht informiert!) Ich lasse mich allerdings wirklich liebend gerne korrigieren, denn wenn das nicht stimmt, was ich hier behaupte, dann würde das nur heißen, dass ein Problem von den zehn, die ich gerade aufgelistet habe, nicht besteht. Das würde mich wirklich sehr, sehr freuen! Ich wäre froh, wenn ich mich irre. Kein Problem. 

Nichtsdestotrotz komme ich zum Nächsten, wie gesagt, weil das sehr wohl auch der Fall ist: Es gibt auch kein Mitspracherecht der Vollversammlung beziehungsweise des Personalausschusses bei Neubestellungen. Das ist auch etwas, was sehr, sehr wünschenswert wäre und was zu ändern wäre. 

Also die Ausgangslage, in der wir uns jetzt befinden, sieht unverändert schlecht aus. Ich habe nicht das Gefühl, dass die Interessen des UVS gegenüber dem Wiener Magistrat so vertreten werden, wie es die Behörde bräuchte. Ich habe auch hier nicht das Gefühl, dass sich jemand wirklich ins Zeug legt und einmal schaut, dass einmal eine gescheite EDV kommt, dass die Planposten besetzt werden und dass die Behörde das, was sie braucht, erhält, um ihre Aufgaben zu bewältigen. 

Jetzt kommt das Beste. Es wird noch schlimmer! Denn die Behörde bekommt ja neue Aufgaben und zwar nicht wenige. Zunächst einmal: Der Nationalrat hat ja in seiner gestrigen Sitzung eine Verwaltungsreform beschlossen, welche den Unabhängigen Verwaltungssenaten eine Schlüsselrolle zuweist. Sie werden neben dem Verwaltungsgerichtshof zur wichtigsten Berufungs- und Beschwerdeinstanz im öffentlichen Recht. Es gibt Schätzungen des Wiener Magistrats - genau genommen übrigens eine Stellungnahme der Magistratsdirektion -, wonach durch diese Verwaltungsreform fast 3 000 neue Verfahren auf den UVS zukommen. Hinzukommen noch neue Verfahren auf den UVS zu, weil der Vergabekontrollsenat auf Grund eines Erkenntnisses als verfassungswidrig dargestellt wurde und hier auch noch mit zusätzlichen Verfahren zu rechnen ist. Das heißt, wir haben hier einen Erledigungsrückstau von etwa 10 000 Verfahren und wir erwarten auf Grund der neuen Gesetzeslage aber eine neue Verfahrensflut. Die Frage ist: Wie sollen diese Leute das bewältigen? Wie sollen sie das bewältigen, so unterbesetzt, wie sie sind, ohne gescheite EDV, mit einem Judizium übrigens, das überhaupt nicht dem anderer Länder entspricht? - In anderen Bundesländern haben die UVS ein deutlich geringeres Judizium als die Mitglieder des UVS in Wien, und das, obwohl natürlich die Mitglieder unterschiedliche Erledigungszahlen pro Jahr vorweisen können. 

Nichtsdestotrotz muss hier auch betont werden, dass die durchschnittliche Erledigungszahl pro UVS-Mitglied im Jahr weit höher liegt und fast das Doppelte oder sogar mehr als das Doppelte - ich kenne jetzt die Zahlen nicht auswendig, aber sie liegen jedenfalls weit höher - vom Ausmaß dessen beträgt, was in den UVS anderer Bundesländer erledigt wird.

Daher denke ich: Wenn jetzt keine Zeit zum Handeln ist, dann wüsste ich nicht, wann überhaupt je Zeit zum Handeln wäre, wenn wir nicht wollen, dass die Anzahl sowohl der unerledigten Fälle als auch der Verjährungen eklatant steigt, sodass wir dann überhaupt nicht mehr wissen würden, wie wir das den Bürgern und Beschwerdeführern gegenüber vertreten sollen.

Was die notwendigen Sofortmaßnahmen betrifft, möchte ich eine Reihe von Schritten auflisten, die meines Erachtens dringend notwendig wären.

Dazu gehört die sofortige Ausschreibung aller nicht besetzten Mitgliederposten. Derzeit sind lediglich zwei ausgeschrieben. Es erscheint allerdings, wie gesagt, angesichts des Erledigungsrückstands als Sofortmaßnahme sinnvoll, alle nachzubesetzen. Längerfristig wäre die Ausschreibung weiterer 20 Mitgliederposten vorzunehmen - übrigens laut Berechnung der Magistratsdirektion -, und das, bitte, so bald wie möglich. Denn auf Grund der bereits beschlossenen Verwaltungsreform wissen wir, wie gesagt, dass hier die Anzahl der Verfahren rapide ansteigen wird.

Nötig wäre auch die Einbeziehung des Personalausschusses in das Auswahlverfahren für künftige BewerberInnen. Dabei wäre hier überhaupt der Verwaltungsgerichtshof das Vorbild, weil es dort bei Richterernennungen ein Selbstergänzungsrecht gibt.

Weitere Punkte sind die Einrichtung einer Arbeitsgruppe von Bund, Land und UVS-Wien zur Erhebung des zu erwartenden Arbeitsanfalls und des künftigen Verfahrensablaufs sowie die umgehend erfolgende Entwicklung eines EDV-Systems, das, bitte, funktioniert, vielleicht auch den Mitgliedern die Arbeit erleichtert und vieles ermöglicht, was jetzt nicht möglich ist.

Als zukünftige Maßnahme wäre vielleicht eine weitere Angleichung des Dienst- und Organisationsrechts an jenes der Richter ins Auge zu fassen.

Wir werden diesem Bericht selbstverständlich zustimmen. Er wurde von der Vollversammlung vorgelegt und ist für uns gültig. Das haben wir auch in allen anderen Jahren getan. Aber wir würden uns sehr auf einen Bericht freuen, in dem nächstes Jahr endlich steht, was getan wurde, um diese wirklich uralten Schwierigkeiten und Probleme zu beheben. Ich glaube, eine Stadt wie Wien, eine Bundeshauptstadt wie Wien, kann es sich nicht leisten, eine derart wichtige Instanz wie den UVS in diesem Zustand zu halten. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Korosec zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Meine Vorrednerin hat sehr vieles gesagt, was auch ich zu sagen habe. Vielleicht gehe ich in einigen Bereichen noch ein bisschen weiter ins Detail.

Tatsache ist, dass der Unabhängige Verwaltungssenat vom Magistrat wirklich ausgehungert wurde und nach wie vor wird. Denn wenn ich sage, dass wir 51 Planposten haben, von diesen 51 Planposten sozusagen de jure 45, de facto aber nur 39,5 besetzt sind - weil sich hier auch noch einiges durch Karenzierungen und in Teilzeitlösungen ergibt -, dann muss ich feststellen, dass sozusagen 20 Prozent des Plansolls nicht besetzt sind. Dabei kann man nachvollziehen, dass sich - abgesehen vom ersten Jahr - eigentlich mit jedem Jahr, seit hier in diesem Plenum über den Unabhängigen Verwaltungssenat berichtet wird, immer mehr Rückstände ergeben haben. Wie schon gesagt wurde, haben wir jetzt Rückstände von 10 000 Fällen, und 10 000 Fälle zu bearbeiten, dauert ungefähr ein Jahr. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Bis 31. Oktober!)
Ich habe mir auch die anderen Bundesländer angesehen. Dort gibt es durchaus auch Rückstände, muss man sagen, aber solche von drei bis vier Monaten. Vorarlberg ist besonders positiv zu bewerten, dort beträgt der Rückstand nur einen Monat. Wenn man sich den Personalstand der anderen Bundesländer ansieht, muss man feststellen, dass Wien mit 51 Planposten äußerst knapp besetzt ist. Die anderen Bundesländer haben gerade im judiziellen Teil mehr Mitglieder. Allerdings ist Wien - das gebe ich auch zu bedenken und das sollte man überprüfen - im Verwaltungsbereich sehr gut bestückt, und zwar im Gegensatz zu den anderen Bundesländern. Daher besteht hier eine Divergenz. Aber weil beim Unabhängigen Verwaltungssenat natürlich das Judizieren das Wichtige ist, wäre dem jedenfalls die Priorität zu geben.

Ich nehme auch an, dass ein Erfahrungsaustausch mit den anderen Ländern erfolgt. Wenn dieser erfolgt, ist eigentlich nicht zu verstehen, warum hier nicht zeitgerecht Maßnahmen gesetzt werden. Denn dieses Lied singen wir seit zehn Jahren; zwar nicht direkt ich, aber ich habe es nachgelesen. Wie gesagt, man kann sagen, dass es in fast jedem Jahr aufgezeigt wurde.

Was bedeutet das für den Bürger? Denn das ist es ja, was wir uns überlegen müssen und was wir zu beurteilen haben. - Das bedeutet für den Bürger Rechtsunsicherheit. Das bedeutet die Gefahr der Verjährung, zu der es ja auch gekommen ist. Das bedeutet aber auch, dass der Bürger, die Bürgerin das Gefühl hat, nicht ernst genommen zu werden. Sein oder ihr Problem wird auf die lange Bank geschoben.

Meine Damen und Herren! Gerade in einer Zeit, in der das Vertrauen des Bürgers zum Staat und zu staatlichen Organisationen nicht stärker, sondern eher schwächer wird, ist es die Aufgabe - und auch unsere Aufgabe -, dieses Vertrauen zu stärken.

Mit 30. April 2001 betrugen also die Rückstände 10 000 Fälle und es kam auch zur Verjährung von einigen 100 Fällen. Genau kann man das nicht sagen, weil die statistische Erfassung erst seit September 2000 durchgeführt wird. Daher weiß man noch gar nicht, wie viele Fälle tatsächlich verjährt sind. Auch das möchte ich bemerken. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Seit 1991 ist es schon problematisch!) Ja, das ist sehr problematisch und eigentlich wirklich nicht einzusehen. Diese Verjährungen der Anträge von Rechtsschutzsuchenden halte ich auch für gleichheitswidrig, nämlich in dieser Hinsicht: Bei wem verjährt die Causa, bei wem verjährt sie nicht? Bei wem wird rechtzeitig judiziert und wer wird eventuell bestraft?

Der zweite Punkt betrifft, wie ebenfalls schon meine Vorrednerin gesagt hat, die EDV-Probleme. Das ist überhaupt nicht einzusehen und eine wirklich unendliche Geschichte, was dort an Geld hineingepumpt wird, um etwas zu verbessern. Allerdings glaube ich, dass Verbesserungen gar nicht mehr möglich sind. Wie mir berichtet wurde, gibt es laufend Systemabstürze, Formenprobleme, überlange Such- und Bearbeitungszeiten. Punktuelle Verbesserungen sind zwar durchgeführt worden, aber das ist nur im Randbereich geschehen.

Es entsteht dadurch natürlich eine enorme Mehrbelastung für Mitarbeiter. Wenn darum gebeten wird, dort einen Online-Zugriff auf vorhandene Datenbanken herzustellen, auf Firmenbücher, Grundbücher oder Melderegister, oder auch RIS-Abfragen vorzunehmen - also eigentlich Selbstverständlichkeiten in allen Ländern -, gibt es das hier in Wien nicht. Man kann sagen: Wien ist eben anders.

Bei diesen gravierenden Mängeln muss man sich wirklich fragen - und das frage ich mich auch -, ob die Software überhaupt noch geeignet ist, Verbesserungen zuzulassen, oder ob es nicht auf Grund der neuen Aufgaben, die auf den UVS zukommen, notwendig wäre, eine neue Anlage zu schaffen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie soll, wenn das Handwerkszeug nicht stimmt, effizient gearbeitet werden?

Vor zehn Jahren oder vor elf Jahren wurde hier in diesem Haus die Einrichtung des UVS beschlossen. Der UVS kontrolliert die Einhaltung der Bürgerrechte, und ich hoffe, dass wir alle hier in diesem Haus zu dieser Institution stehen. Dann ist es aber auch unsere Aufgabe, die Ressourcen personeller Art, die nötige Infrastruktur und die nötige Logistik zu schaffen, damit man die Aufgaben im Dienst der Recht suchenden Bürger erfüllen kann.

Frau Stadträtin! Hier sind Sie am Zug. Wir haben im Ausschuss eingehend darüber diskutiert und die Bescheidenheit der Frau Präsidentin - das muss ich sagen - war beachtlich. Es hat mich sogar irritiert, dass sie tatsächlich gemeint hat, sie findet mit zwei Planposten das Auslangen, und was die EDV-Probleme betrifft, gibt es diese zwar, aber das wird behoben. Auch das wurde also eher verniedlicht. Solche Aussagen einer Führungskraft sind mir, das muss ich sagen, unverständlich. Frau Stadträtin, übrigens haben Sie auch in der Fragestunde vor, glaube ich, einem Monat ähnlich reagiert. Sie haben damals gemeint: Wir werden zwei Planposten nachbesetzen und damit ist das Problem gelöst.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Grund-, Freiheits- und Menschenrechte werden am besten geschützt, wenn man die zuständige Instanz darüber urteilen lässt und diese dafür die notwendigen Ressourcen hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Noch dazu war ja bekannt, dass eine Verwaltungsreform kommen wird. Immerhin war der Herr Bürgermeister, der Herr Vizebürgermeister monatelang in die Verhandlungen eingebunden. Daher ist das nicht sozusagen erst gestern hereingebrochen, sondern das war abzusehen. Das wird auch von den Ländern mitvertreten. Ich halte es für eine sehr positive Sache. Da hat man aber gewusst, dass der Unabhängige Verwaltungssenat eine Reihe von Aufgaben dazubekommt, und zwar ungefähr 3 000 Fälle, wie der Magistrat geschätzt hat. Dazu sind ungefähr 20 zusätzliche Mitarbeiter notwendig.

Ich war von einem immer überzeugt. Zwar war ich noch nicht hier in dem Haus, aber ich habe die Arbeit des Unabhängigen Verwaltungssenats natürlich mitverfolgt, weil ich ja auch in der Volksanwaltschaft damit zu tun hatte. Es kommt sogar in dem nachher zu behandelnden Bericht der Volksanwaltschaft ein Fall vor, in dem die Volksanwaltschaft eine Missstandsfeststellung macht, weil zwischen Urteilsbegründung und Urteilsausstellung drei Jahre liegen; erst nach drei Jahren wurde das schriftliche Urteil ausgestellt. Das mag ein Einzelfehler gewesen sein, aber es zeigt auch auf, dass es dort wirklich Engpässe gibt.

Ich war daher immer überzeugt davon, dass der UVS nur ein Zwischenschritt sein kann und dass es letztlich das rechtspolitische Ziel sein muss, die Unabhängigen Verwaltungssenate in Landes-Verwaltungsgerichtshöfe überzuführen. Ich sage ganz bewusst "überführen"; ich bin sicher, dass die Mitglieder, die heute dem UVS angehören und auch die entsprechende Erfahrung haben, in die Verwaltungsgerichtshöfe einzubinden sind. Genau das bedeutet aber, dass wir gravierende Rückstände nicht akzeptieren können, um eben für die neuen Aufgaben gerüstet zu sein. Da möchte ich jetzt gar nicht von dem Vergabesenat sprechen, der wahrscheinlich auch kommen wird.

Herr Bgm Häupl hat ja den Bürgerinnen und Bürgern Verwaltungsvereinfachungen versprochen und er hat auch beschleunigte Behördenverfahren versprochen. Wenn das ernst gemeint ist - und ich nehme an, es ist ernst gemeint -, dann müssen wir eben dafür sorgen, dass der Verwaltungssenat personell und organisatorisch bestens ausgestattet ist.

Wir haben in etwa die gleichen Forderungen. Auch ich fordere erstens die sofortige Ausschreibung der Planposten auf 51 und weiters die sofortige Ausschreibung für die neue Aufgabe, für diese ungefähr 3 000 Verfahren, die auf den Unabhängigen Verwaltungssenat zukommen werden. Meiner Ansicht nach ist auch der Personalausschuss ins Auswahlverfahren einzubeziehen. Überdies muss die Entwicklung eines brauchbaren EDV-Systems eine Selbstverständlichkeit sein. Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist sicherlich fünf Minuten nach zwölf und nicht vor zwölf!

Ich darf mich abschließend namens meiner Fraktion bei allen Mitgliedern des Unabhängigen Verwaltungssenats bedanken. Damit meine ich nicht nur jene Mitglieder, die judizieren, sondern ich meine wirklich alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die beste Arbeit leisten wollen, dies aber auf Grund der Situation oft nicht können. Diese Damen und Herren verdienen es, dass die notwendigen Maßnahmen gesetzt werden, dass Bürgernähe, dass Rechtssicherheit für die Menschen in dieser Stadt kein Schlagwort sein darf, sondern gelebt werden muss.

Meine Damen und Herren! Selbstverständlich werden wir dem Bericht unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr GÜNTHER zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Meine beiden Vorrednerinnen haben den Bericht schon sehr deutlich dokumentiert. Ich habe vorhin hereingerufen: "seit 1991". Seit 1991 befasse auch ich mich mit dem UVS und mit den Berichten zur Tätigkeit des UVS. Eines zieht sich seit 1991 durch diesen Bericht, nämlich die schwache personelle Ausgestaltung und das Problem der Rückstände. Das geht also seit dieser Zeit schon so, es wird manchmal ein bisschen besser und manchmal schlechter. So schlecht wie jetzt war es noch nie.

Wir haben bereits gesagt, dass zirka 10 000 Aktenstücke Rückstände sind und zirka 11 500 jedes Jahr neu hinzukommen. Das heißt, bis Ende Oktober arbeitet man zunächst an den Akten aus dem Vorjahr oder aus den Jahren davor, wenn man den Volksanwaltschaftsbericht heranzieht. So darf es aber nicht sein, dass für die neuen Akten nur noch zwei Monate übrig bleiben.

Dann gibt es einen Bericht der Vollversammlung, der die Präsidentin vorsitzt und den sie auch mitträgt. Darin wird gefordert, dass die sieben ausständigen Dienstposten nachbesetzt werden. Daraufhin erfolgt die Sitzung des Gemeinderatsausschusses und dort sagt die Präsidentin: Nein, mit den beiden, die sie jetzt von Frau StR Brauner versprochen bekommen hat, und die ausgeschrieben werden, ist sie ohnehin hoch zufrieden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das halte ich für die Funktion einer Präsidentin nicht für richtig. Denn sie hat sich für ihre Kolleginnen und Kollegen und für die Rechtssicherheit in Wien einzusetzen, aber nicht zu sagen: Ich bin eh zufrieden, wenn ich zwei Dienstposten hinzubekomme. - Das ist, im Lichte der Rechtssicherheit gesehen, auf alle Fälle viel zu wenig! (Beifall bei der FPÖ sowie der Abg Ingrid Korosec.)
Die Diskussionen darüber, wie viele Aktenstücke ein Mitarbeiter im Jahr erledigen kann und wie viele nicht, halten wir mittlerweile auch schon seit einigen Jahren hier ab. Voriges Jahr oder vor zwei Jahren fand dann eine Überprüfung durch die Innenrevision des Rathauses statt und dort sind auf einmal 350 Aktenerledigungen pro Jahr herausgekommen. Aber bis heute hat noch niemand gesagt, wo diese Zahl herkommt. Das war aus der Luft gegriffen, da hätte man auch 500 oder nur 150 sagen können. Aber man hat sich auf 350 geeinigt, weil das ungefähr um 100 mehr sind, als jeder Mitarbeiter im Jahr erledigt - womit er hoch über den Ergebnissen aller anderen UVS österreichweit liegt.

Die Mitglieder des UVS leisten ausgezeichnete Arbeit. Nur leidet die Rechtssicherheit für die Wienerinnen und Wiener bei einer Verjährung, von der ich nicht glaube, dass sie nur in die Hunderte geht. Sie geht mittlerweile in die Tausende.

Es ist auch wirklich unverständlich, dass man erst nach zehn Jahren draufkommt, man könnte vielleicht eine Statistik darüber anlegen, was an Verjährungen vorhanden ist. Es kann doch nicht so sein, dass der zuständige UVS nicht weiß, wie viele Verjährungen zu Lasten der Rechtssuchenden im Jahr beziehungsweise in den Jahren stattfinden. Das ist schlichtweg ein Versehen, das auch dem Leiter beziehungsweise der Leiterin vorzuwerfen ist, weil sie - natürlich in Zusammenarbeit mit der Vollversammlung - für den Ablauf im UVS zuständig ist. Es ist ihre Aufgabe, dort für den genauen Ablauf zu sorgen.

Genauso gehören die Automation und die EDV-Anlagen zum Aufsichtsbereich der Präsidentin. Meine Damen und Herren, dort müssen Änderungen durchgeführt werden! Diese Statistik ist mehr als überzählig. Es wird durchaus interessant sein, wenn man einmal draufkommt, wie viele Verjährungen wirklich stattfinden.

Interessant ist jedenfalls auch, dass die Präsidentin in dieser Ausschusssitzung gesagt hat: Na ja, das Problem ist, ich habe Mitarbeiter, die in fünf Jahren 3 Verjährungen haben, und andere, die 2 pro Woche haben. (Abg Godwin Schuster: ... haben nur 2!) So ist es herausgekommen. Herr Kollege Schuster, ich habe an sich ein sehr feines Gehör, weil ich bei Kritik auch zuhöre. Es kann schon auch an vielen Bereichen liegen, was im UVS behandelt wird, nur sind derartige Verjährungsschwünge schlichtweg unmöglich. Wenn so etwas passiert, dann muss man eben umstrukturieren. Dann kann man vielleicht auch die Senate verändern, wenn in Einzelbereichen schwierige Passagen vorkommen und dadurch hohe Verjährungen bewirkt werden.

Eines merkt man ebenfalls ganz deutlich. Alle Mitarbeiter sind bis über den Hut hinauf mit Arbeit zugedeckt. Es ist in dem Bericht durchaus interessant zu lesen, dass sich Wirtschaftsfälle und Finanzfälle vor allem im Wertpapierbereich an den UVS wenden. Dort folgt dann eine kurze Bemerkung, in der dazu angeregt wird, auch in diesem Bereich Schulungen durchzuführen, weil dies eine neue Materie ist, mit welcher der UVS bisher wenig befasst war. Ich glaube, das wäre wichtig. Denn Weiter- und Fortbildung ist in jedem Beruf wichtig, vor allem im judiziellen Bereich, da man sich dort auch auf neue Bereiche einstellen muss. Ich glaube allerdings nicht, dass irgendwer von den Kolleginnen und Kollegen, die dort tätig sind, die Zeit haben wird, auf Schulungen zu gehen. Sie sind alle froh, wenn sie ihre Akten einigermaßen über die Runden bringen.

Genau darum geht es. Jetzt ist die Ausschreibung für diese zwei Mitglieder vorgenommen worden. Soviel ich weiß, ist das Ausschreibungsverfahren bereits beendet, der letzte Termin ist schon vorbei. Es wird jetzt ein Assessment-Verfahren durchgeführt. Einer, der sich dort von außen beworben hat, hat gesagt, er hat eine Einladung für nächste oder übernächste Woche. Dazu habe ich folgende Frage an die Frau Präsidentin beziehungsweise die Frau Stadträtin: Wer sind die Mitglieder der Kommission dieses Assessment-Verfahrens? Stimmt es, dass - wie ich gehört habe - in diesem Assessment-Verfahren Dr Barfuss als Vorsitzender sowie Dr Pollak, der Leiter des Bereichs Recht im Rathaus, und die Präsidentin als weitere Mitglieder dieser Kommission angehören?

Andererseits hört man auch: Viel Sinn hat es nicht, wenn man sich von außen bewirbt, weil auch das Rathaus - von dort haben sich ausgezeichnete Mitarbeiter beworben - gute Mitarbeiter hat, die im UVS tätig sein und tätig werden können. - Wenn das dazu führt, dass das Assessment-Verfahren ausschließlich für die Mitarbeiter des Rathauses gedacht ist, dann ist dies wohl ein teures Unterfangen; ich habe keine Ahnung, wie viel es kostet. Es ist richtig, dass die Bestqualifizierten in den UVS gelangen sollten. Denn die Aufgaben, die auf die Kolleginnen und Kollegen im UVS zukommen, sind vielfältig und werden auch viel an Arbeit bedeuten.

Meine Damen und Herren! Die personelle Ausstattung des UVS mit mehr Mitarbeitern ist mehr als dringlich. Denn in den Ministerien, die jetzt nicht mehr in der dritten Instanz zuständig sind, nachdem auf Grund der Verwaltungsreform der UVS herangezogen wird, werden bereits Abteilungen aufgelöst. Im Wirtschaftsministerium hat man einen Kollegen mittels Entwurfs zur Geschäftsordnung mitgeteilt, dass es seine Abteilung nicht mehr gibt. Das ist wenig erfreulich, aber so etwas geschieht dort auch.

Wenn diese Abteilungen aufgelöst werden und die Verwaltungsreform greift, dann kommt die Arbeit auf die Kolleginnen und Kollegen im UVS zu. Daher unterstütze ich die Vorstellungen der Kollegin Vassilakou voll und ganz, wenn sie sagt: Setzen wir uns gemeinsam mit dem UVS zusammen, um dort die Verbesserungen zustande zu bringen, und schauen wir, dass die personelle Ausgestaltung des UVS wirklich gewährleistet ist. Denn die Rechtssicherheit für die Wienerinnen und Wiener muss uns über alles gehen!

Wenn ich Veränderungen im Instanzenzug durchführe, dann muss ich dem Rechtsuchenden die Chance geben, dass er im UVS seinen Bereich vor einer Verjährung behandelt bekommt. Daher ist die Ausstattung des UVS mit dem nötigen fachlichen Personal - und dazu natürlich auch jenem, das im Kanzleibereich tätig ist - unbedingt erforderlich. Ich glaube, dass das einer der Hauptpunkte ist. Wir diskutieren darüber seit Jahren und seit Jahren passiert wenig bis gar nichts. Die zwei jetzt Vorgesehenen sind der berühmte Tropfen auf den heißen Stein. Ich hoffe, dass das Assessment-Verfahren wirklich die beiden Bestqualifizierten - dieser offenbar weit über zehn Bewerber - herausfiltern wird. Nur glaube ich, dass es im Anschluss daran notwendig sein wird, den Personalstand intensiv zu erhöhen.

Mit dem Wunsch, dass den Vorstellungen der Kollegin Vassilakou nachgekommen und diese Arbeitsgruppe eingesetzt wird - in die auch die Mitglieder oder einzelne Mitglieder des Ausschusses eingebunden sind -, kann ich feststellen, dass die freiheitliche Fraktion den Bericht selbstverständlich zur Kenntnis nimmt, allen Mitgliedern des Judiziums, aber auch allen Mitarbeitern des UVS für deren Tätigkeit dankt und die Stadträtin auffordert, ihr Bestes für den UVS, aber vor allem für die Rechtssicherheit der Wienerinnen und Wiener zu geben. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Schuster zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geschätzten Kolleginnen und Kollegen! Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

In der Debatte über den Tätigkeitsbericht des UVS sollte man es ohne Zweifel an die Spitze stellen, dass man den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im UVS und - wie von Frau Kollegin Korosec richtig ausgeführt wurde - auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im so genannten Verwaltungsbereich, darauf werde ich später noch ein bisschen näher eingehen, für die ausgezeichnete Arbeit - auch das kann man begründen - wirklich den Dank des Landtags übermittelt. Ich bin davon überzeugt, dass manche die technischen Möglichkeiten nützen, um diesen Dank auch persönlich entgegennehmen zu können. (Beifall bei der SPÖ.)
Natürlich wird in dem Bericht des UVS - und hoffentlich haben wir alle ihn gelesen - auf manche Probleme hingewiesen, die auch für meine Begriffe in manchen Bereichen unverständlich sind. Aber ich möchte zuerst einmal jenen Bereich herausnehmen, der offensichtlich der Wichtigere ist, nämlich den Personalbereich. Da hat die Frau Präsidentin auch im Ausschuss richtigerweise darauf hingewiesen, dass sie den Antrag auf zwei Dienstposten gestellt hat. Diese waren nun ausgeschrieben und werden hoffentlich in nächster Zeit besetzt werden.

Nur muss man da schon der Wahrheit die Ehre geben. Es ist ganz einfach nicht so, dass immer nur die Opposition das Optimum, auch an Ausstattung, verlangt. Wir wollen es ja ebenfalls, aber es ist auch unsere Aufgabe, dabei die Wirtschaftlichkeit zu berücksichtigen. Das ist auch die Aufgabe des Landtags, insbesondere wenn ich an die Debatten während der letzten drei Tage - speziell über das Budget - denke.

Ich kann mich ebenfalls an den Bericht der Innenrevision erinnern, auf den Kollege GÜNTHER hingewiesen hat und in dem eine bestimmte Leistungskomponente festgestellt wurde. Damit war auch eine bestimmte Personalkomponente vorgegeben. Wir hatten das damals sehr ausführlich diskutiert, auch Kollege Tschirf war in dieser Phase ein Gesprächspartner. Wir hatten damals sehr bewusst gesagt, es würde zwar auf Grund des Ergebnisses der Innenrevision die Streichung von fünf Dienstposten notwendig werden, aber wir lassen diese fünf Dienstposten im Stellenplan, weil es so leichter ist, diese bei Bedarf wieder zu aktivieren, als wenn sie einmal gestrichen worden sind.

Das war damals unsere Vereinbarung und so ist es dann auch geschehen. Daher liegt es für meine Begriffe ausschließlich im Beurteilungsbereich der Präsidentin als der Betroffenen, hier zu sagen, ob sie diese braucht oder nicht braucht. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Bei diesen Rückständen ...? Was soll man da machen?) Kollege GÜNTHER, wir haben uns bei dem letzten Gesetz, das hier gemeinsam für den UVS beschlossen wurde, auch dazu entschieden, dass die Unabhängigkeit des UVS in allen Fällen gewährleistet ist. 

Jetzt ist sehr interessant, dass es zum Beispiel von der FPÖ als einer der letzten Vorschläge gekommen ist, dass eine Arbeitsgruppe gebildet werden soll, der auch die Mitglieder des Ausschusses angehören: direktes Hineinregieren der Politik in ein unabhängiges Gremium! Ich sage Ihnen dazu nur, Kollege GÜNTHER: Mein Stil wäre das nicht. Entweder bekenne ich mich dazu, dass sich da die Politik heraushält, oder ich bekenne mich nicht dazu. Ich bekenne mich dazu! (Beifall bei der SPÖ.) 
Kollege GÜNTHER! Sehr interessant ist auch gewesen, dass vorhin gesagt wurde: Gestern wurde im Parlament offensichtlich - das sage ich bewusst dazu, weil ich es nicht weiß - die Verwaltungsreform beschlossen. Dann hören wir, dass in Ministerien bereits Abteilungen aufgelöst wurden.

Wirklich spannend, wie es mit der Demokratie in dem Lande und mit der vorauseilenden Planung in dieser Bundesregierung aussieht! Zwar weiß man noch gar nicht, wie sich das Parlament entscheiden wird, aber es wird hurtig drauflos gegangen: Lassen wir einmal Abteilungen auf Bundesebene auf und verlagern wir die Budgetproblematik in die Länder! - Super, lieber Herr Kollege GÜNTHER, dass Sie uns das so dargestellt haben. Ich sage nur: So schaut es in der Bundesregierung wirklich aus! (Beifall bei der SPÖ.) 
Sicher ist - und darauf möchte ich besonders Wert legen -, dass auf Grund der hoch qualifizierten Arbeit, die im UVS getätigt wird, im Gegensatz zu den Bedenken, die manches Mal geäußert wurden, eine sehr hohe Rechtssicherheit gegeben ist. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Steht außer Streit!) Wir wissen, dass von den über 11 000 Beschwerden, die einlangen, man nur in 2,1 Prozent der Fälle mit den schließlich ergangenen Bescheiden nicht zufrieden ist und dass es - Frau Korosec wird das noch wissen - Beschwerden bei der Volksanwaltschaft nur in minimalstem Ausmaß gibt, nämlich vier im vergangenen Jahr. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Ist in Ordnung, aber nur ...!)

Daher muss ich sagen: Die Qualität, die dort geleistet wird, ist optimal. Diese Qualität wird von den 55 Mitgliedern im Senat geleistet, wovon richtigerweise nicht alle voll judizierende Mitglieder sind und wobei nicht alle Posten besetzt sind. Es steht auch in diesem Bericht aus dem Vorjahr drinnen, dass die Qualifikation dafür ausschlaggebend war, dass es zu Abwerbungen in andere Einrichtungen gekommen ist.

Aber es ist für mich persönlich sehr wichtig, dass man die gesamte Anzahl der Erledigungen nicht nur auf die Senatsmitglieder reduziert, dann dividiert und sagt, dass dabei eine bestimmte Zahl herauskommt, sondern dass man auch das Verwaltungspersonal für die wichtige vorbereitende Arbeit mit einbezieht. Sie können nicht judizieren, das wissen wir alle. Daher glaube ich auch, dass man Äpfel mit Äpfeln und Birnen mit Birnen vergleichen soll, nicht jedoch hier ein Bundesland gegen das andere ausspielen kann. 

Wir selbst waren es hier in diesem Haus, die sich sehr bemüht haben, dass das damals dislozierte Verhältnis im UVS - er war auf drei Standorte in Wien aufgeteilt - wegen der besseren Verwaltungsabläufe zentralisiert wird. Wir sollten doch nicht unsere gemeinsame Leistung vergessen, die hier erbracht wurde! Damals war mit einem ähnlichen Personalstand logischerweise eine geringere Anzahl an Erledigungen gegeben. Wenn man sich heute die Erledigungszahl vom vorigen Jahr ansieht, dann zeigt sich, sie ist vergleichbar mit der Erledigungszahl von 1996 und 1997, also einem Zeitpunkt, als es noch diese dislozierten Verhältnisse gab.

Kollegin Vassilakou hat darauf hingewiesen, dass sich die Beschwerden bei der Polizei gehäuft haben sollen. In dem Bericht steht etwas anderes. (StRin Mag Maria Vassilakou: Nein! Da hast du was falsch verstanden!) Entschuldigung, dann habe ich es falsch verstanden. Tatsache ist, dass die Beschwerden zum Polizeistrafrecht zurückgegangen sind - Gott sei Dank, dass es so ist -, dass auch die Suchthaft-Beschwerden zurückgegangen sind und dass in vielen Bereichen wie zum Beispiel beim Arbeitnehmerschutz eine 20‑prozentige Reduzierung der Beschwerden - beim Ausländerbeschäftigungsgesetz eine hohe Reduzierung um über 100, von 600 auf 500 - festzustellen ist.

So könnte man das noch für viele Bereiche auflisten; im Bericht ist es ohnehin angemerkt. Richtigerweise wird auch auf die Übertretung des Wertpapieraufsichtsgesetzes hingewiesen. Quantifiziert handelt es sich um eine Veränderung von 7 auf 27, aber es ist trotzdem beachtenswert, was sich da vielleicht auf uns zu entwickelt.

Daher komme ich zum nächsten Bereich - und erspare mir auch eine Auflistung darüber, wie sich das zusammensetzt -, nämlich zum Bericht der Präsidentin. Tatsache ist - darüber gibt es einen Rechtsstreit, in den sich Nichtjuristen ja nicht einmischen sollen -, dass wir im Gesetz diesen Bericht nicht vorgesehen haben. Tatsache ist aber auch, dass dies die Vollversammlung in ihrer Geschäftsordnung, die sie sich gegeben hat, vorsieht. Jetzt gibt es den Rechtsstreit darüber: Ist die Frau Präsidentin an dieses oder an jenes gebunden? - Die Frau Präsidentin vertritt die Ansicht, dass das Gesetz für sie ausschlaggebend ist. Daher respektiere ich das einmal so und so soll es auch von uns zur Kenntnis genommen werden, wenn Juristen miteinander streiten. 

Dass die Kanzleiordnung fehlt, wird in dem Bericht ebenfalls vermerkt. Warum sie allerdings noch immer fehlt, könnte man erfahren, wenn man mit den unterschiedlichen Bereichen spricht. Die Praxis im UVS ist nämlich sehr individuell und der Arbeitsablauf ist mit Verordnung geregelt, weil man auch auf das Individuelle eingeht. Daher meine ich, dass die bisherige Praxis eine sehr gute war. Wenn man sich auf eine gemeinsame Kanzleiordnung einigen kann, wenn das auch den Arbeitsablauf verbessern, noch mehr verbessern würde, dann sage ich, man sollte sich doch einmal darauf einigen. Nur scheint es im Moment so, als sei dieses individuelle Praktik-Machen ganz einfach nicht unter eine Ordnung zu bringen.

Aber dass sich die fehlende Kanzleiordnung auf die EDV auswirkt, ist eigenartig. Das sage ich sehr bewusst. Ich kann mich noch an einen Beitrag von vor einigen Jahren erinnern, in dem davon die Rede war, dass der UVS - ohne Kanzleiordnung - beispielhaft für die EDV-Struktur war und dass sich andere UVS dank dieser qualitativ hohen Leistung Erkenntnisse geholt haben, um herauszufinden, wie sie es auch dort machen sollen. Unangenehm ist - und das sage ich auch persönlich -, dass die EDV jetzt nicht funktioniert. Das ist deshalb unangenehm, weil ich im Vorjahr von der ADV eine andere Information hatte und diese auch hier in einer Rede verwendet habe. 

Die räumliche Ausstattung kann man kritisieren, dort ist aber sehr viel geschehen. Ich weiß auch aus Gesprächen mit einzelnen Senatsmitgliedern, dass diese Verjährung, von der gemunkelt wird, wie viele Hunderte davon betroffen sein können, insofern nicht sehr hoch sein dürfte - zumindest bei denjenigen, mit denen ich gesprochen habe -, als dankenswerterweise der Ehrgeiz jedes einzelnen UVS-Mitglieds vorhanden ist und sie bemüht sind, so wenig wie möglich an Verjährungen geschehen zu lassen. Ich glaube, dass darauf hingewiesen werden sollte; das hat auch mich interessiert.

Alles, was nicht angesprochen wurde, übergehe ich jetzt, weil die Rede sonst zu lang wird. Ob die Software geeignet ist, können wir sicherlich nicht feststellen.

Daher möchte ich zum letzten Punkt kommen, weil mir dieser sehr wichtig ist. Kollegin Vassilakou hat auf die rechtliche Situation der dort beschäftigten Senatsmitglieder hingewiesen und gesagt: Na ja, sie haben überhaupt keinen Schutz, was passiert denn dort? - Ich kann Ihnen nur sagen, wir haben ins Gesetz sehr bewusst die Regelung aufgenommen, dass UVS-Mitglieder auf Lebenszeit beschäftigt sind. Das ist auch das Problem, das die Frau Präsidentin in ihrer Wirtschaftlichkeitsabwägung hat: alles auszuschöpfen, was im Dienstpostenplan möglich ist. Das ist das Problem und nichts anderes. Da gibt es keine Gehässigkeit gegen irgendjemanden.

Deswegen glaube ich, dass sie hier aus wirtschaftlichen Aspekten sehr verantwortungsvoll handelt. Ich möchte mich wirklich davon distanzieren, dass Sie, Kollege GÜNTHER, meinen, hier muss man ihr - wie Sie es bezeichnet haben - das Misstrauen aussprechen. Das ist nicht korrekt, was Sie da gemacht haben, weil ich persönlich weiß, wie sehr sie sich in dieser Hinsicht bemüht. Ich stelle mich in dieser Thematik voll auf die Seite der Frau Präsidentin. Denn es ist ihre Aufgabe, die Präsidentschaft auch nach wirtschaftlichen Aspekten auszuüben.

Daher halte ich Folgendes fest. Wir haben damals gesagt, jemand, der als Senatsmitglied im UVS beschäftigt ist, soll so weit unabhängig sein, dass er nicht die Befürchtung hat: Na ja, sie werden mich versetzen, wenn ich nicht irgendwie systemkonform bin; was immer man darunter verstehen mag. - Das ist es gewesen, was wir miteinander sehr lange und ausführlich besprochen haben: Was tun wir, wenn im UVS Strukturreformen vorgenommen werden?

Das ist der einzige Grund, den wir auch im Gesetz angeführt haben, dass wir gesagt haben: Wenn Strukturreformen im Bereich des UVS erfolgen, dann werden wir auch für diese Menschen sorgen. Sie sollen nicht die Sorge haben, dass eine Strukturreform gemacht wird, weil jemand sie loswerden will, sondern es gibt eine Garantie, dass der Magistrat diese Betroffenen auch aufnehmen wird. Ich halte das für eine sehr korrekte Lösung, die da getroffen wird.

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Sollte tatsächlich die Verwaltungsreform kommen, dann - und das wissen wir alle miteinander - ist eine erhöhte Aufgabenanzahl für diese Einrichtung zu erwarten. Dafür gibt es in der Tat Berechnungen für bis zu 20 mehr. Sie müssen nur wissen, wir versuchen auch zu erreichen, dass die Bezahlung dieses Mehraufwands ebenfalls vom Bund geleistet wird, weil dieser sich sonst einer Sache entledigt, welche die Wienerinnen und Wiener zusätzlich voll treffen würde.

Budgetbereinigung zusätzlich auf Kosten der Wienerinnen und Wiener: Das ist das, was wir sicher nicht wollen! - Mit diesen Worten wollte ich auch schließen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich kann es kurz machen, weil Kollege Schuster auf sehr viele der offenen Fragen eingegangen ist und bereits das angesprochen hat, was ich für die richtige Antwort halte. Ich darf mich auf jene Teile konzentrieren, in denen ich persönlich angesprochen wurde.

Ich denke, ich kann auch im Namen der Frau Präsidentin sagen, dass in der Ausschusssitzung keine von uns beiden die Situation rund um die EDV verharmlost hat. Was sie dort gesagt hat, was ich dort gesagt habe und hier gerne wiederhole, ist, dass das Problem erkannt wird und dass man daran arbeitet, die Situation zu verbessern. Das heißt meiner Ansicht nach nicht, dass man etwas verharmlost. Die Problematik einer Situation erkennt man nicht nur dadurch, dass man sich die Haare rauft oder sonst irgendwelche Schrecklichkeiten macht, sondern dadurch, dass man darüber diskutiert und versucht, Verbesserungen zu machen.

Das ist, denke ich, das Entscheidende, und da weiß ich, dass die Frau Präsidentin sehr aktiv darauf hinarbeitet, die EDV-Situation, die sicherlich ein grundlegendes Problem darstellt, zu verbessern. Zum Teil ist das schon gelungen, zum Teil wird noch daran gearbeitet. Aber ich glaube, es geht doch darum, die Situation zu verbessern, und da steht die Frau Präsidentin dahinter. Wo ich sie unterstützen kann und wo auch der Herr Magistratsdirektor sie unterstützen kann, tun wir das.

Zur Frage der Personalsituation kann ich nur wiederholen, was ich im Ausschuss schon gesagt habe. Zu den zwei Dienstposten, die nachzubesetzen waren, um die aktuelle Situation zu verbessern, befinden wir uns mitten im Ausschreibungsverfahren. Es stimmt, was hier gesagt wurde: dass das Verfahren gerade im Laufen ist, auf unsere übliche, objektive Art und Weise, mit einer externen Unternehmensberatung und mit höchst qualifizierten Juristen und Juristinnen für die Beratung. Ich mische mich da nicht ein. Für die Entscheidung wird vom Assessment-Center ein Vorschlag erarbeitet werden.

Die Frage, wie viele zusätzliche Mitglieder durch die Verwaltungsreform auf uns zukommen, ist selbstverständlich nicht neu. Natürlich bereiten wir uns hier im Hause darauf vor, was geschehen wird, wenn diese Verwaltungsreform endgültig durch ist. Das hat Auswirkungen auf den UVS - das habe ich in diesem Kreis schon öfters gesagt -, es hat aber auch Auswirkungen auf andere Bereiche. Denn diese so genannte Verwaltungsreform bedeutet ja, dass sehr viele Entscheidungen draußen in den Bezirken erfolgen werden und die nächste Instanz der hier diskutierte UVS sein wird. Das heißt, es bedeutet dies insgesamt Veränderungen für unser Haus.

Wenn ich "so genannte" Verwaltungsreform sage, verwende ich den Begriff "so genannt", weil ich mir unter einer Reform etwas Inhaltliches und eine organisatorische Verbesserung vorstelle. Diese so genannte Verwaltungsreform ist aber nicht sehr viel mehr, als das, was der Bund - und das scheint bei all diesen Maßnahmen im Vordergrund zu stehen - einsparen möchte, um es dann den Ländern "umzuhängen". Das ist keine Reform, wie ich sie mir wünsche, zum Beispiel beim Anlagenrecht, für das wir endlich ein einheitliches Verfahren bräuchten. Da sehe ich leider noch kein Licht am Horizont, ich gebe aber die Hoffnung nicht auf.

Zusammenfassend kann man meiner Ansicht nach sagen, dass die Arbeit des UVS insgesamt eine sehr gute ist, dass es im Zusammenhang mit der EDV noch Probleme in den Rahmenbedingungen gibt, dass aber alle Beteiligten sehr engagiert darauf hinarbeiten, diese Probleme zu lösen. In diesem Sinne bitte ich Sie, nach dieser engagierten Diskussion, dem vorliegenden Bericht zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2000 des Unabhängigen Verwaltungssenats Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 2 (PrZ 679/01-MDBLTG) der Tagesordnung. Sie betrifft den 22. Bericht der Volksanwaltschaft 2000 an den Wiener Landtag. 

Ich begrüße in unserer Mitte sehr herzlich Frau Rosemarie Bauer und Herrn Mag Ewald Stadler, die jetzt die Debatte mitverfolgen und nachher eventuell noch Stellung beziehen werden. Herzlich willkommen im Wiener Landtag! (Allgemeiner Beifall.)
Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Abg Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Nein, wir haben umgereiht!) - Entschuldigung, es wurde eine Umreihung vorgenommen.

Nächste Rednerin ist Frau Abg Jerusalem. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Volksanwältin! Sehr geehrter Herr Volksanwalt!

Wie die Frau Stadträtin soeben gesagt hat, soll man die Hoffnung nie aufgeben - selbst dann nicht, wenn es sich um die MA 12, also das Sozialamt, handelt. Ich habe lange überlegt, welchen ersten Satz ich zum Thema Sozialamt sagen darf, und habe mich nach reiflicher Überlegung dafür entschieden, zu sagen, dass der Vollzug des Sozialamts ein Skandal ist, weil er menschenunwürdig ist.

Ich stehe dazu! Ich weiß, dass man das Wort "Skandal" nur in geringer Dosis verwenden soll. Denn wenn es einmal inflationär verwendet wird, dann ist schon klar: Wenn alles ein Skandal ist, dann ist nichts mehr ein Skandal. Die ganze Geschichte läuft ja unter dem Motto ab: Es lebe die Bürokratie - aber nicht die einfache Bürokratie, die der Mensch vielleicht noch durchschaut, um zu wissen, wo seine Rechte sind und worauf er Anspruch hat -, es lebe in diesem Fall die Vernebelungsbürokratie!

Damit sind wir GRÜNE so etwas von absolut nicht einverstanden, dass wir dringendst eine Reform einfordern! Ich weiß, es wird eine Reform geben. Ich bin auch nicht die Frau Gescheit, die behauptet: Ich bin die Erste und Einzige in dem Haus, die draufgekommen ist, dass es ein Skandal ist, was dort stattfindet. Ich weiß, dass auch viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dies sehen und selbst dringend eine Reform verlangen.

Ich möchte Ihnen, bevor ich ein bisschen näher auf diesen wundervollen, wunderbaren und merkwürdigen Vollzug des Sozialamts eingehe, auch sagen, was wir wollen. Denn die Dinge, die wir wollen, sind ganz einfach. Wir wollen, dass die Menschen dort anständig behandelt werden - banal und ganz einfach, man braucht es nur zu machen! Wir wollen, dass die Menschen dort informiert werden - no na, ganz banal, ganz einfach: Informieren wir sie doch einfach! Wir wollen, dass die Menschen dort beraten werden. Ist das so schwierig? Ist das eine derartige Schwierigkeit fürs Sozialamt, die Menschen darüber zu beraten, welche Rechte sie haben?

Wir wollen, dass die Menschen dort nicht mindestversorgt werden, sondern wir wollen, dass dort aktive Hilfe zur Selbsthilfe geleistet wird, damit die Menschen irgendwie und irgendwann auch wieder aus diesem Sumpf herausfinden können. Wir wollen und verlangen - wir wollen es nicht nur, das klingt zu lässig, sondern wir verlangen es dezidiert - Menschlichkeit im Vollzug des Sozialamts!

Ich weiß, dass die Zahl der Beschwerden über das Sozialamt steigt. Auch das muss man zur Kenntnis nehmen, seine Schlüsse daraus ziehen und Reformen setzen. Wir hatten das Sparpaket Nummer 1. Wenn Sie ein Stückchen zurückdenken: das war jenes, das rot-schwarz war. Dann haben wir ein Sparpaket Nummer 2 gehabt, das ebenfalls wieder rot-schwarz war. Jedes Mal ist die Zahl derjenigen, die aufs Sozialamt pilgern mussten, gestiegen, und zwar deutlich gestiegen.

Jetzt haben wir nach diesen zwei Sparpaketen eine Nulldefizit-Politik einer neuen Regierung, die erneut dafür sorgt, dass die Zahl der Arbeitslosen steigt, und dadurch in der Folge auch die Zahl der Menschen, die darauf angewiesen sind, aufs Sozialamt zu gehen. Gern geht dort niemand hin und die meisten Menschen - nein, ich sage nicht "die meisten", sondern ich sage: viele Menschen ersparen sich den Gang zum Sozialamt und ersparen es sich, auf ihre Rechte zu bestehen, weil sie wissen, wie sie dort behandelt werden, sodass sie lieber in der Familie schauen, dass das Geld sonst irgendwie aufgetrieben wird.

Ich möchte Ihnen auch ein bisschen die Beamtengrätsche beschreiben, die dort gemacht werden muss. Man kann nämlich auch nicht sagen, dass die Beamten, die dort vollziehen, die Bösen sind. Vielmehr sind sie ja gezwungen - durch uns gezwungen, durch unser Budget und durch das Gesetz, das ein schlechtes ist, gezwungen -, eine phantastische Grätsche zu vollführen, die ihresgleichen sucht.

Auf der einen Seite gibt es die Klienten und Klientinnen, die berechtigte Ansprüche haben. Das sind ja Rechtsansprüche und keine Gnadenakte. Es gibt also Rechtsansprüche von Klientinnen und Klienten einerseits und auf der anderen Seite gibt es einen Budgetrahmen und selbstverständlich die Weisung von oben, dass dieser Budgetrahmen einzuhalten ist. Wie das funktionieren soll, weiß ohnehin niemand, wahrscheinlich auch niemand in diesem Raum! Denn diese Rechtsansprüche können sich mit dem Budget, das wir beschließen und in den letzten Tagen wieder beschlossen haben, tatsächlich nicht ausgehen. Wie wird nun dieser Widerspruch von den Beamtinnen und Beamten am Sozialamt gelöst?

Jetzt kommen meine Kritikpunkte. Meine Damen und Herren von der SPÖ, bitte hören Sie mir kurz zu; ich denke, Sie sind ja keine KlientInnen am Sozialamt. Was ich Ihnen jetzt berichte, ist nicht etwas, was Jerusalem irgendwo und irgendwann erfunden hätte - wie immer wieder behauptet wird -, sondern das sind Erfahrungsberichte.

Wir haben innerhalb der GRÜNEN eine Frau, die allen Sozialämtern in Wien mittlerweile gut bekannt. Wir haben eine Frau, die viele Menschen - nicht aus Jux und Tollerei - aufs Sozialamt begleitet; Sie kennen sie mittlerweile wahrscheinlich. (Abg Martina Malyar: Ja! - Abg Mag Sonja Wehsely: Wir haben auch welche!) Ja, gut! Offensichtlich haben das viele Klubs, viele Politikerinnen und Politiker mittlerweile beschlossen: Da man am Sozialamt ja nicht zu seinem Recht kommt - auch nicht zu Hilfe, nicht zu Beratung und nicht zu Information kommt - und dort eine Politik der Abschreckung und Demütigung gemacht wird, ist es am besten, jemand, der das entsprechende Auftreten hat, nimmt denjenigen an der Hand, geht mit ihm dorthin und schaut, dass dieser Mensch zu seinen Rechten kommt.

An dieser Hand von uns sind ganz besonders viele Menschen mit nichtdeutscher Muttersprache und nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft. Das möchte ich gleich zu Beginn gesagt haben. Denn sie werden nicht nur besonders schlecht behandelt, sondern sie haben auch vielfach keine Rechte. Aber dieses Problem soll ja in Zukunft durch ein neues Sozialhilfegesetz gelöst werden. Da werden wir alle uns sehr anstrengen. Darüber haben wir schon gehört, dass es Änderungen geben wird - dafür meinen absoluten Applaus!

Trotzdem möchte ich Ihnen jetzt sagen, was dort stattfindet. Die Menschen, die dort hingehen, wollen informiert und beraten werden. Trotzdem kommen sehr viele KlientInnen wieder heraus und wissen nach Information und Beratung nicht einmal, ob sie überhaupt einen Rechtsanspruch haben oder nicht, was ihnen zusteht, was sie verlangen können oder was ihnen nicht zusteht. Wie kann es das geben, dass Klienten, die im Sozialamt waren, beim Herausgehen noch immer nicht wissen, wie ihnen geschieht und was ihnen zusteht?

Ich darf Sie daran erinnern, dass die GRÜNEN durch mich einmal einen Antrag eingebracht haben, dass eine Informationsbroschüre gemacht werden soll. In dieser Informationsbroschüre sollte drinstehen, worauf Mensch Anspruch hat und was es alles gibt. Es gibt auch ganz schön viel, wir sind da wirklich nicht das Ende der Welt. Wir haben diese Informationsbroschüre verlangt und wider Erwarten wurde meinem Antrag zugestimmt. Wunderbar, prächtig!

Dann hat es ein Jährchen gedauert. Wir haben schon geglaubt, das ist irgendwie in Vergessenheit oder sonst etwas geraten, aber dann gab es diese Informationsbroschüre. Sie ist auch gut, diese Informationsbroschüre! Aber was ist jetzt mit dieser Informationsbroschüre passiert? - Nicht, dass man glaubt, sie ist in den Sozialämtern oder im Jugendamt auf den Gängen ausgelegt worden, sodass die Menschen, die dort im Wartezimmer sitzen, ein bisschen darin blättern, suchen und schauen können. Nein, nichts - keines dieser Vorzimmer, keiner dieser Warteräume hat je eine derartige Informationsbroschüre gesehen! Wir haben sie abgeklappert, wir sind hingegangen und haben geschaut, wo diese Informationsbroschüre geblieben ist.

Man hat sie also zusammengestellt; das ist viel Arbeit gewesen. Man hat sie gedruckt; das ist viel Geld gewesen. Man hat sie gehabt; aber man hat sie nicht hingelegt. Wir haben sie teilweise auf den Schreibtischen einzelner Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter gesichtet, drinnen in dem Raum, in dem gearbeitet wurde, aber nicht zum Hernehmen für die KlientInnen. Man hat sie dort irgendwo darunter hingelegt, aber sicher nicht für die Klientinnen und Klienten.

Das ist der falsche Weg. Denn die Information und die Beratung müssen zu diesen Menschen hinkommen. Wir verlangen eine Beratung, die eine umfassende ist. Diese Leute sollen nicht nur erfahren, was alles das Sozialamt vor Ort kann, sondern was es überhaupt gibt und wo geholfen werden kann.

Wissen Sie, was sie bei der Fawos machen - Fawos, Delogierungsprävention im privaten Bereich? - Wenn man dort hingeht, wird man umfassend beraten. In allen Bereichen, um die es geht, wird man umfassend beraten, und es wird tatsächlich Hilfe zur Selbsthilfe geleistet.

Ich stelle Ihnen nun eine einfache, klare Frage, und bitte nachher um eine Antwort: Warum gelingt es nicht, dass auch das Sozialamt umfassend und qualitativ hochwertig berät? - Ich verstehe es nicht.
Ein weiterer Punkt: Es gibt am Sozialamt so zwischendurch, manchmal und manchmal auch nicht - es ist ja alles dem Zufall überlassen, wenn diese Leute da im Nebel des Labyrinths irgendwo herumrennen -, eine juristische Auskunft. Nicht, dass Sie glauben, meine Damen und Herren, dass diese juristische Auskunft auch noch richtig ist, nein, es gibt dort ganz viele falsche und halbjuristische Auskünfte. Auch das muss sich ändern! Es kann ja nicht so sein, dass unsere Mitarbeiterin, die mit den Leuten an der Hand dort hingeht, mittlerweile bessere und fundiertere juristische Auskünfte gibt, obwohl sie keine Juristin ist, als die dazu vorhandenen Beamtinnen und Beamten.

Um dem Ganzen irgendwie den Gipfelpunkt aufzusetzen, gibt es dann auch keinen schriftlichen Bescheid. Die Leute kriegen nichts in die Hand. Jeder weiß, ohne schriftlichen Bescheid kann man auch keinen Einspruch erheben, und somit ist man überhaupt in die Wüste geschickt worden. Tschüss! Und verschwinde da! 

Damit komme ich jetzt gleich zu einer Sache, die ich überhaupt für die letztklassigste halte, nämlich die Umgangsformen und der Umgangston. Und jetzt behaupte ich einmal, dieser Umgangston kann ja nur gepflegt werden, weil das Menschen mit einem geringen Einkommen sind, von denen man sagt, die sind auch nicht so richtig gebildet. Und wie heißt es dann? - Ich habe es ja mitgeschrieben, ich habe es als Zitat da, damit es nicht heißt, ich erfinde das. Da gibt es dann so Ausdrücke wie: Was wolln's da? Da kann ein jeder kumman! Schleichn's Ihna! Das Bürgerservice ist ums Eck, da san's falsch bei uns! 

So redet man mit niemandem, mit überhaupt niemandem! Selbst wenn man der Meinung ist, dass da einfache Menschen kommen, dann redet man mit denen höflich und freundlich. Wenn da die Reichen und Gebildeten kämen, würde ja niemand auf die Idee kommen zu sagen: Schleichn's Ihna, Sie san im falschen Zimmer! Das geht ja alles nur, weil man offensichtlich der Meinung ist, dass es sich hier um Menschen handelt, mit denen man auf diese Art und Weise umspringen kann.

Ich behaupte nicht, dass jeder, der aufs Sozialamt geht, beschimpft wird. Aber was ich schon behaupte, ist, dass in der Mehrzahl der Fälle mit den Menschen so umgesprungen wird, dass sie sich gedemütigt fühlen und möglichst nicht wiederkommen. Und das ist auch Sinn und Zweck dieser Umgangsform: dass die Menschen nämlich nicht wiederkommen.

Eine weitere Sache, die ich schwer kritisiere, auch wenn ich nun wirklich nicht zur Autofraktion gehöre, ist folgende Tatsache: Die Leute werden auch gefragt, ob sie ein Auto haben. Und selbst, wenn die irgendeine Tschesn haben, die vielleicht gerade noch 20 000 S wert ist, müssen sie dieses Auto verkaufen oder abmelden, denn sonst erhalten sie am Sozialamt kein Geld, obwohl wir alle wissen, dass durch die berühmte Politik gegenüber dem Autofahren das Autofahren für eine Familie ganz billig ist, während das Zugfahren oder das Verwenden öffentlicher Verkehrsmittel zum Großteil sehr viel teurer ist. 

Im Sozialhilfegesetz steht: "Die Verwertung des Einkommens oder Vermögens darf nicht verlangt werden, wenn dadurch die Notlage verschärft wird." In vielen Fällen wird aber genau durch den Zwang, dieses Auto zu verkaufen - früher war es so, dass man sogar den Computer verkaufen hat müssen -, sehr wohl die Notlage verschärft. Und auch das gehört meiner Meinung nach geändert!

Ich möchte nunmehr auch auf ein Beispiel zurückkommen, über das wir schon in der Budgetsitzung gesprochen haben, nämlich dieses absolut bürokratische Labyrinth, in das Menschen geschickt werden. Ich habe Ihnen ein Beispiel von einer jungen Frau mit zwei Kindern geschildert. (Abg Rudolf Hundstorfer bringt den neben dem Rednerpult sitzenden Volksanwälten persönlich ein Tablett mit zwei Mineralwasserflaschen und Gläsern.) Super! Das nenne ich Service! So ist es richtig! (Beifall bei der SPÖ, bei der ÖVP und bei der FPÖ.) Wenn die KlientInnen am Sozialamt auch so behandelt würden, dann wären auch die GRÜNEN höchst zufrieden. (Volksanwalt Mag Ewald Stadler: Das ist aber kein Privileg!) Das nenne ich anständig! (Volksanwältin Rosemarie Bauer: Da hätte er aber viel zu tun!) Ja, da hätte Herr Kollege Hundstorfer viel zu tun, aber es wäre eine nette Geste.

Ich möchte Ihnen das Beispiel einer jungen Frau nahe bringen. Die verliert kurz nach der Scheidung ihren Arbeitsplatz, der Mann zahlt keine Alimente, die Miete ist fällig, die Gas- und Stromrechnung sowie die Kosten für die Fernwärme werden schon eingemahnt und sie braucht dringend Geld. Die Frau geht aufs Sozialamt. Ich möchte es Ihnen nicht im Detail schildern, was dieser Frau nun im bürokratischen Labyrinth widerfährt. Aber sie muss aufs Sozialreferat, dann wird sie zum Jugendamt geschickt, dann geht sie zur Vormundschaft, dann wird sie wieder aufs Sozialreferat geschickt, dann wird sie aufs Arbeitsamt geschickt, dann wird sie zur Sozialhilfe geschickt, dann geht sie zur MA 50, dann geht sie zur Post, dann muss sie noch einmal zur Post, dann geht sie zum Jugendamt, dann geht sie aufs Sozialreferat und dann geht sie noch einmal zur MA 11. Sie hat zwölf Wege - an der Hand zwei Kinder - erledigt, nur damit sie so viel Geld erhält, dass sie überleben kann mit ihren zwei Kindern. Das ist die berühmte Verwaltungsreform, die da offensichtlich im Gange ist.

Und jetzt habe ich einen Antrag gestellt. Ich habe den Antrag gestellt, dass man zumindest innerhalb der Gemeinde - was das Arbeitsamt tut, ist wieder eine andere Geschichte - One-Desk-One-Stop macht und dieser Frau an einer Stelle das gibt, was sie braucht, und zwar in Form von Hilfe zur Selbsthilfe und nicht in Form von Verwaltung und irgendwie gibt man ihr Geld.

Und dann kam's! Ich weiß schon, warum sich jetzt die Reihen der SPÖ so lichten. Wäre ich sozialdemokratische Abgeordnete oder Abgeordneter, würde ich auch schauen, dass ich an der Stelle die Flucht ergreife, denn das ist ja eine Schande. (Abg Martina Malyar: Sie sind eine Lehrerin! Sie wissen, warum sich die Reihen lichten!) Das ist wirklich eine Schande erster Ordnung. Ich kann es nachvollziehen. (Abg Martina Malyar: Es kann auch am Vortrag liegen!) Es kann auch an meinem Vortrag liegen. Natürlich. Frau Malyar, Sie werden mir sicher nachher zeigen, wie ein gut aufgebauter Vortrag über die Bühne geht. (Abg Martina Malyar: Wir sind beide ausgebildet und werden es beide wissen!) 
Also wäre ich Sie, würde ich auch fliehen, denn ich habe den Antrag gestellt, dass die Frau zumindest nicht zur MA 11 und zur MA 12 gehen muss und immer wieder zwischen den beiden Hin und Her, sondern dass alles an einer Stelle gemacht wird. Ich habe die MA 11 vorgeschlagen, weil die kindgerecht eingerichtet ist und weil die Leute dort die notwendige Beratung durchführen können. 

Die sozialdemokratischen Abgeordneten haben am Montag beschlossen: Oh nein, diese Frau wird nach wie vor zwischen der MA 11 und der MA 12 hin- und herrennen. Also haben wir jetzt zwei Abteilungsleiter, MA 11 und MA 12, die Unterschiedliches wollen. Dann haben wir eine Stadträtin, die nicht entscheidet. Dann haben wir sozialdemokratische Abgeordnete, die auch sagen: Puh, ist uns Wurscht, wir entscheiden auch nicht! (Abg Martina Malyar: Da haben Sie aber bei meiner Antwort nicht zugehört!) Also hat nur die versammelte Opposition ... (Abg Martina Malyar: Wer? Wer? Namen nennen! Wer?) Sie haben gegen meinen Antrag gestimmt, alle haben Sie gegen meinen Antrag gestimmt. (Abg Martina Malyar: Warum?) Warum? - Das weiß ich nicht. Sie können nicht mich fragen, warum die Sozialdemokraten dagegen stimmen, aber Sie werden es mir dann gleich erklären. (Abg Martina Malyar: Sie haben eine Geschäftseinteilungsänderung verlangt! Sie können nicht immer so argumentieren, wie es Ihnen passt!) Ich habe Sie jetzt nicht ganz verstanden, aber wir werden schon zusammenkommen. 

Also: Vielleicht können wir uns in den nächsten Wochen und Monaten doch darauf einigen, dass Menschen mit Kindern nur eines von diesen beiden Ämtern aufsuchen müssen und dass das das Jugendamt ist. Ich weiß schon, Frau Balic-Benzing will das nicht, und die Stadträtin will es nicht entscheiden, und Sie wollen es auch nicht entscheiden, aber auch diese Frauen haben ein Recht darauf, dass die Verwaltung vereinfacht wird und dass ein bisschen auf ihre Bedürfnisse und Wünsche eingegangen wird. 

Deswegen beharre ich darauf, dass das jetzt entschieden wird. Innerhalb der Verwaltung muss das entschieden werden. Es kann nicht so sein, dass sich die Politik aus ihrer Verantwortung zurückzieht und zu den Abteilungsleitern sagt: Streitet euch das aus und macht, was wollt! Denn übrig bleiben die Menschen mit Kindern, die in der Gegend herumrennen, und das wollen wir dezidiert nicht. (Abg Martina Malyar: Witzbold-Fraktion!) Sie schütteln den Kopf über die eigene Fraktion? (Abg Martina Malyar: Das Problem ist  ... Nein, ich will jetzt gar nichts dazu sagen!) Frau Malyar, das wäre mir ja ganz neu, dass so etwas sein kann, aber wir werden das ausreden.

Es gibt noch zwei Dinge, die ich gerne ansprechen möchte, und zwar in aller Kürze. Das Gesetz gehört auch deswegen geändert, weil es zu unkonkret ist und weil ein unkonkretes Gesetz für den Vollzug Tür und Tor öffnet für alle Weisungen und Auslegungen und so weiter. Und so ist es jetzt auch. Jedes Sozialamt legt alles aus, wie es selbst will, und es ist auch sehr unterschiedlich, was dabei herauskommt. Die einen haben Glück, weil sie auf ein wohlgesonnenes Sozialamt stoßen, und die anderen haben halt Pech. Das muss ja irgendwann einmal vereinheitlicht werden, es muss ja irgendwann einmal für Wien ein konkretes Sozialhilfegesetz geben, das gilt und an das man einen Vollzug anschließen kann, der menschenwürdig ist und der dann passt. 

Allerletzter Punkt: Die Leistungen sind mittlerweile zu gering. Die Höhe hat nicht mitgehalten mit der Entwicklung der Zeit, die Menschen erhalten zu wenig Geld. Wir sind ganz weit entfernt davon, dass wir sagen: Jeder Mensch, der Sozialhilfe benötigt, bekommt es auch ermöglicht, dass er am sozialen, gesellschaftlichen und kulturellen Leben dieser Stadt teilhaben kann. Auch das wäre Aufgabe der Sozialhilfe und auch da müssen wir etwas ändern, denn diese Richtsätze sind eindeutig zu gering. Auch das muss im Gesetz eindeutig geregelt werden. 

Im Übrigen wünsche ich der Reform viel Glück und gute Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und ich wünsche dem neuen Fachbereichsleiter, dass er alles das, was er selbst kritisiert hat, innerhalb dieser Reform auch tatsächlich umsetzen kann. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Volksanwältin! Herr Volksanwalt! Frau Stadträtin! Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Uns liegt der 22. Bericht der Volksanwaltschaft vor. Die Volksanwaltschaft ist auch für Wien zuständig und das ist gut so. Gerade diese Kontrolle im Einzelfall, diese Möglichkeit, dass sich die Bürgerinnen und Bürger Wiens an die Volksanwaltschaft wenden können, wenn es um Probleme mit der Verwaltung geht, hat sich bewährt, und wir sehen, wenn wir diesen Bericht vor uns haben, eine Fülle von Themen, die darin angeschnitten werden, eine Fülle von Problemen, die die Bürger an die Volksanwälte herangetragen haben.

Ich möchte mich hier vor allem mit den Folgerungen beschäftigen, die sich für uns als Wiener Landtag hieraus ergeben. Mein Kollege Wolfgang Gerstl wird dann auf etliche Einzelfälle eingehen. 

Aufgabe für uns als gesetzgebende Körperschaft hier in Wien ist es, die Strukturfragen, die Systemfehler, die von Seiten der Volksanwälte angeschnitten werden, tatsächlich zum Anlass zu nehmen, Veränderungen in den Strukturen der Verwaltung beziehungsweise auf gesetzlicher Ebene vorzunehmen. Daher sind die Diskussionen, die in den einzelnen Ausschüssen geführt worden sind, und die Diskussion hier im Landtag auf diese Frage fokussiert. Ich glaube, dass auch der Bericht und die Stellungnahme, die von diesem Haus aus dazu ergehen sollte, noch viel stärker in diese Richtung gehen sollte, das heißt in die Richtung, was hier von Wien aus zu geschehen hat. 

Ein Thema, das im Finanzausschuss zur Sprache kam, ist die Gefahr der Einschränkung der Prüfungsmöglichkeiten der Volksanwaltschaft durch verschiedene Ausgliederungen und Privatisierungen. Herr VBgm Rieder wurde vom Finanzausschuss beauftragt, in die Landeshauptmännerkonferenz einzubringen, dass hier eine einheitliche Vorgangsweise auch der Bundesländer erfolgen sollte, eine einheitliche Vorgangsweise hinsichtlich des Prüfungsrechts der Volksanwaltschaft für ausgegliederte Unternehmen. Wir als Wiener Volkspartei sehen dies als einen ganz wesentlichen Beitrag und wir werden in diese Richtung ganz deutlich Druck machen, damit dies auch geschieht, denn wenn die Verantwortung von einer Gebietskörperschaft weiter besteht, dann soll das auch darin zum Ausdruck kommen, dass die Volksanwaltschaft Anliegen und Beschwerden der Bürger verfolgen kann und das nicht aus formalen Gründen ablehnen müsste. 

Wir werden daher diese Initiative gerne aufgreifen. Darüber hinaus wird sich, wie gesagt, mein Kollege Wolfgang Gerstl mit vielen Details befassen. Wir bedauern, dass der Vorsitzende der Volksanwaltschaft nicht hier anwesend ist, und erwarten, dass wir dann vielleicht im nächsten Jahr mit ihm diese Fragen durchdiskutieren können. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Strache zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Zuallererst möchte ich einen Dank aussprechen an die ausgeschiedenen Volksanwälte. Unter uns sitzt ja eine dieser ehemaligen und nunmehr ausgeschiedenen Volksanwälte, nämlich Frau Ingrid Korosec. Vielen Dank noch einmal auch für Ihre Arbeit, die Sie hier geleistet haben (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP.), aber natürlich auch Dank an die nichtanwesenden Volksanwälte, an Frau Dr Krammer und an Herrn Schender.

Wir haben einige Punkte aus diesem Bericht herausgearbeitet und wir können feststellen, dass wieder eine hervorragende Arbeit geleistet wurde. Man muss prinzipiell feststellen, dass es wirklich eine wesentliche Wertigkeit besitzt, dass es die Volksanwaltschaft gibt und dass sie auch die Möglichkeit hat, hier in diesem Landtag sprechen zu dürfen. Das ist ja keine Selbstverständlichkeit in diesem Staat, das ist keine Selbstverständlichkeit in den anderen Bundesländern, das ist etwas, worauf wir als Wiener Landtag stolz sein können, dass wir es gewährt haben. Es ist auch notwendig, dass dies gewährt wurde und der Fall ist, und es ist auch wichtig, diese Missstände, die leider Gottes innerhalb der Verwaltung, aber auch in der Gesetzgebung vorhanden sind, aufzuzeigen und anzusprechen, damit diese verändert werden können. 

Ich habe mir da einige Punkte aus dem aktuellen Bericht herausgenommen, so zum Beispiel die Vorschreibung des doppelten Grabstellenentgelts bei der Verlängerung des Benützungsrechts an einer als zonenfremd bewerteten Grabstelle. Vielleicht als Beispiel, damit sich jeder vorstellen kann, was hier passiert ist. Es kam zu folgender Situation: Da ist eine Dame verstorben und der Sohn hat sich dafür eingesetzt, dass seine Mutter beerdigt wird, aber leider Gottes war die Grabstelle, um die er angesucht hat, eine zonenfremde und war von Seiten der Verwaltung nicht für die Mutter gedacht. Er musste dafür einen dreifach höheren Betrag, als er normalerweise im Ansatz festgelegt ist, entrichten. Es war aber auch so, dass ihm bei der Verlängerung des Benützungsrechts für diese Grabstelle die doppelte Höhe vorgeschrieben worden wäre. 

Und jetzt fragt man sich schon: Wie kann es zu so einer Situation kommen? - Da hat dann die zuständige Magistratsabteilung gesagt, das ist als Lenkungseffekt ganz bewusst so eingebaut, damit es eben nicht dazu kommt, dass man Menschen in zonenfremden Friedhöfen in dieser Stadt beerdigt.

Jetzt hat das schon etwas für sich mit diesem Lenkungseffekt, aber nicht dann, wenn ein Verstorbener für diese Grabstelle schon ein Benützungsrecht hatte und nur eine Verlängerung ansteht, denn bei einer Verlängerung kann man sicherlich nicht von einem Lenkungseffekt sprechen. Deshalb ist es notwendig, diesbezüglich das Gesetz zu novellieren und das wird hoffentlich auch im nächsten Wiener Landtag passieren, denn das ist wirklich eine Belastung für die Hinterbliebenen, die einfach nicht zu rechtfertigen ist.

Ich möchte aber, wenn ich mich schon gerade bei diesem Punkt aufhalte, die Gelegenheit nützen, auch kurz von einer Wienerlied-Legende zu sprechen und an sie zu erinnern, nämlich an unsere leider Gottes schon recht zeitig - 1977 - verstorbene Amalia Wolfsecker, die auch ein Ehrengrab der Stadt Wien zugeteilt bekommen hat. 

Ein Liebhaber des Wienerlieds ist vor einigen Wochen am Zentralfriedhof gewesen und hat dort bemerken müssen, dass die Grabstelle der "Nagl Maly", wie sie im Volksmund genannt wird, leider Gottes sehr verfallen ist. Er ist diesem Umstand nachgegangen und da wurde ihm mitgeteilt, dass die Grabstelle vor der Auflösung steht. Ich habe das auch in einem Pressedienst festgehalten, worauf der Herr Landeshauptmann mir mitgeteilt hat: Nein, nein, das ist schon erledigt. Ich möchte aber ganz bewusst hier noch einmal festhalten: Es ist leider Gottes nicht erledigt. Es hat nämlich der betreffende Bürger, der sich hier engagiert hat, einen Erlagschein von der MA 43 erhalten, mit dem er aufgefordert wurde, bis zum 3. Dezember einen Betrag von 8 668 S einzuzahlen, ansonsten wird dieses Ehrengrab aufgelöst. 

Ich meine, es wäre sicherlich im Interesse aller Abgeordneten, dieses Ehrengrab zu erhalten und zu retten. Deshalb möchte ich auch auf das Versprechen des Herrn Landeshauptmanns zurückkommen. Wenn er es schafft, es unbürokratisch zu retten und diesen Erlagschein einzuzahlen, dann bin ich selbstverständlich gerne bereit, ihn zum Heurigen einzuladen und auch einen Heurigenliedsänger zu engagieren, der dann die Inkarnation des Wienerlieds, nämlich die Lieder der "Nagl Maly", zum Besten geben wird. Also ich werde ihm diesen Erlagschein dann heute noch persönlich übergeben. Aber das wollte ich nur angemerkt wissen. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir haben einen weiteren Punkt im Bereich der Geschäftsgruppe Gesundheit, nämlich zum Thema Rettungseinsätze, die nicht zu einer Schuldenfalle für ältere, behinderte und betagte Menschen werden dürfen. Dazu haben wir heute im Zuge des Landtags einen Vierparteienantrag vorliegen, weil zum Glück endlich alle Parteien zu der Auffassung gelangt sind, dass es hier einer Änderung bedarf. Wir Freiheitliche fordern diese Änderung ja schon seit Jahren, dass man hier endlich eine Härteklausel einzusetzen hat, dass man eine Härteklausel gesetzlicher Natur festzusetzen hat, damit es eben nicht dazu kommt, dass Menschen, die an der Armutsgrenze leben, die eine geringfügige Pension erhalten, dann auch noch belastet werden, wenn ein Rettungseinsatz für sie notwendig wird.

Ich möchte schon auch festhalten, dass es im Grunde genommen den Menschen nicht zumutbar ist, zu entscheiden, wann es notwendig und richtig ist, die Rettung zu rufen. Versuchen wir alle uns vorzustellen, es passiert zu Hause in unserer Wohnung, in unserem Hause etwas, es passiert einem Familienmitglied etwas, es fällt um, wird ohnmächtig. Ja, selbstverständlich soll es so sein, dass man in so einer Situation die Rettung ruft und sich nicht vielleicht Gedanken machen muss: Was passiert, wenn ich jetzt die Rettung rufe, die kommt und stellt dann im Nachhinein fest, es ist keine ärztliche Behandlung notwendig gewesen? Dann muss ich vielleicht eine Rechnung von 5 000 S zahlen. 

Genau in dieser Situation befinden sich die Menschen, die wenig Geld verdienen oder eine geringfügige Pension erhalten, dass sie oftmals wirklich überlegen müssen: Kann ich es mir leisten, die Rettung zu rufen? - Das ist wirklich eine Situation, die so nicht aufrechtzuerhalten werden kann. 

Da muss man schon auch die Wiener Gebietskrankenkasse ansprechen, die sich nicht bereit erklärt, diese Leistungen zu decken. Hier kann man auch die Wiener Gebietskrankenkasse nicht so einfach aus ihrer Verantwortung und Pflicht entlassen. 

Ich bin aber froh, dass wir heute hier einen Vierparteienantrag beschließen werden, der zumindest diese Härteklausel beinhaltet, damit diese Menschen in Zukunft nicht die Angst haben müssen, noch zusätzlich solche Rechnungen bezahlen zu müssen, sondern dass sie zumindest eine teilweise Aufhebung der Gebühren und in manchen Fällen auch eine vollständige Erlassung der Gebühren erwarten können.

Ein weiterer Punkt ist der Bereich der Pflegegebühren. Hier kommt es immer wieder dazu, dass eine verspätete Vorschreibung vorgenommen wird. Da gibt es ein Fallbeispiel, das auch von der Volksanwaltschaft angeführt wurde, und zwar - das möchte ich hier eingangs festhalten - nicht erstmalig angeführt hat, sondern zum wiederholten Male angeführt hat. Schon im 20. Tätigkeitsbericht der Volksanwaltschaft ist das festgehalten worden. Bis dato hat sich hier die Wiener Landesregierung in keinster Weise bewegt. Man weiß um die zahlreichen Missstände in dieser Stadt, man tut aber nichts. Das gehört hier auch deutlich festgehalten. Sie sind aus dieser Verantwortung nicht zu entlassen. Sie haben letztlich auch, wenn Missstände in verschiedenen Bereichen aufgezeigt werden, dafür Sorge zu tragen, dass diese abgestellt werden. 

Im Bereich der Pflegegebühren gibt es also ein Beispiel, dass eine Person, ein Mensch, ein Flüchtling, der es ohnehin schon schwierig genug hatte, nach Wien gekommen ist und hier auch noch ein Verbrechen erleben musste, das an seiner Person begangen wurde, nämlich eine Vergewaltigung. Und dann hat diese Person auch noch eine Rechnung erhalten, dass sie die Pflegegebühren entrichten muss, die angefallen sind.

Das hat sich dann vom Jahr 1992 bis zum Jahr 2000 gezogen. Diese Person hat natürlich einen Anwalt eingeschaltet und der Anwalt hat darauf aufmerksam gemacht, dass es dann, wenn man hier eine soziale Rechtsanwendung vornehmen würde, doch so wäre, dass dieser Betrag von Seiten des Landes zu decken wäre. Man hat also hier mühevoll die Verwaltung, die Behörden in Anspruch genommen, dadurch weitere Kosten entstehen lassen, und im Endeffekt war es dann so, dass im Jahr 2000 dann doch die Vorschreibung fallen gelassen wurde. 

Das zeigt, dass sich, wenn man eine sozialer Rechtsanwendung vornehmen würde, auch viel Verwaltungsaufwand vermeiden ließe, aber auch ein bisschen Menschlichkeit wäre angebracht in solchen Fällen, in solch tragischen Fällen wie in diesem einen genannten Beispiel. Hier gehört einfach die Bürokratie abgebaut und im Bereich der Verwaltung auch ein bisschen darauf hingewiesen, dass man hier wirklich menschlich zu agieren hätte und nicht einfach stur versuchen sollte, gewisse gesetzliche Normen durchzusetzen. Durch eine soziale Rechtsanwendung wäre es eben, wie schon gesagt, möglich, solche Fälle für die Zukunft zu vermeiden. 

Ein drittvorletzter Punkt, das Behindertenrecht, das auch im Bericht der Volksanwaltschaft angesprochen wurde. Ich habe das auch schon in der Budgetdebatte mit, glaube ich, klaren und deutlichen Worten hier dargelegt. Wir haben leider Gottes nach wie vor die Situation, obwohl auch dieser Umstand der Wiener Landesregierung seit Jahren bekannt ist, dass gerade im Bereich von Wohngemeinschaften für Schwerstbehinderte die Menschen in ihrem eigenen Dreck oftmals alleine gelassen werden. Auch wenn davon gesprochen wird, dass es darum gehe, diesen Menschen ein selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen, so sind wir heute oftmals in einer Situation, in der nicht ein selbstbestimmtes Leben ermöglicht wird, sondern leider Gottes eine Selbstbeschädigungshilfe. Das kann und darf eben nicht weiter der Fall sein. 

Aus diesem Grund gibt es auch ganz, ganz klare Forderungen, die von Seiten der Landesregierung endlich umzusetzen sind. Dazu gehört, endlich den Personalschlüssel anzuheben, endlich auch hier ein Qualitätsmanagement sicherzustellen, eine Qualitätssicherung vorzunehmen, aber auch einen Behindertenombudsmann ins Leben zu rufen. Das wäre mit einer landesgesetzlichen Regelung ja leicht zu machen.

Ich habe heute ganz bewusst keinen Beschlussantrag in diesem Bereich vorbereitet, weil ich doch meine, dass es im Interesse aller Parteien sein sollte, diese Forderungen umzusetzen. Ich werde daher auch versuchen und mich bemühen, bis zur nächsten Landtagssitzung einen Vierparteienantrag zu initiieren, damit wir auch und gerade den Behinderten einen unabhängigen Behindertenombudsmann ermöglichen können, der sich auch der Rechte der Behinderten annimmt und bei dem die Behinderten eine Anlaufstelle haben. 

Ich glaube, das wäre notwendig und auch zutiefst ein Recht für die Behinderten, das sie endlich auch ermöglicht bekommen sollen, genauso wie das in anderen Bereichen bereits der Fall ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Als vorletzter Punkt ganz kurz zum Bereich Kultur. Wir haben hier das Thema Sofiensäle im Bericht der Volksanwaltschaft vermerkt. Hier geht es um die Situation, die noch vor dem Brand bestanden hat. Da haben teilweise illegale Veranstaltungen stattgefunden, für die keine Anmeldungskriterien erfüllt waren, es haben rechtswidrige Veranstaltungen stattgefunden ohne Konzession.

Ich möchte aber schon auch darauf hinweisen, dass dieser Bereich, nämlich das Thema Sofiensäle, mit Sicherheit für die Volksanwaltschaft auch in Zukunft kein abgeschlossener Bereich sein wird. Denn auch der Brand hat viele, viele neue Fragen aufgeworfen zu diesem Thema. Wir waren in diesem Bereich auch insofern aktiv, als wir mehrere Zeugenaussagen, die sehr wohl widersprüchlich zu denen sind, die der Betreiber und Besitzer der Sofiensäle von sich gegeben hat, der Staatsanwaltschaft übermittelt haben. 

Es sind der Staatsanwaltschaft von uns konkret drei Zeugenaussagen übermittelt worden, die auf der einen Seite festhalten, dass diese Zeugen unabhängig voneinander bemerken und sehen konnten, dass es nicht beim Verschweißen der Dachpappe, wie es angeblich der Fall gewesen sein soll, passiert ist. Sie konnten nicht bemerken , dass die Dachpappe und die Teerpappenrolle verwendet wurden, sondern dass der Flammenwerfer gezielt auf eine Stelle gehalten wurde, bis es eben dann offensichtlich zum Brand gekommen ist.

Es gibt also hier sehr wohl Indizien und auch Zeugenaussagen, die eigentlich Anlass geben sollten - gerade auch auf Grund dessen, dass wir das der Staatsanwaltschaft übermittelt haben -, dass man diese Zeugen endlich auch einmal einvernimmt. Aber das hat die Staatsanwaltschaft offenbar nicht so gesehen, wie uns in einer Presseaussendung vom 31. Oktober mitgeteilt wurde. Hier wurde vermerkt, dass es keinerlei Anzeichen, keine Indizien gibt, dass es sich hier eventuell um einen gelegten Brand handeln könnte. Man hat deshalb jetzt auch den Fall an das Bezirksgericht abgetreten.

Ich merke noch einmal an: ohne dass die Staatsanwaltschaft irgendeinen Zeugen befragt oder einvernommen hätte. Das ist schon eine sehr, sehr fragwürdige Vorgangsweise, und ich denke, irgendetwas stinkt hier in diesem Fall und irgendetwas gehört auch hier noch etwas stärker durchlüftet. (Beifall bei der FPÖ.) 
Zum Schluss möchte ich auf den meines Erachtens schwer wiegendsten Punkt des Volksanwaltschaftsberichts zu sprechen kommen, nämlich auf den Punkt der generellen Missstandsfeststellung wegen Unterlassens der Lenkerausforschung. 

Es kommt in unserer Stadt vor, dass Menschen, die ein Auto besitzen, die eine Kfz-Zulassung besitzen, im Bereich der Verwaltungsstrafen, aber auch im Bereich von Strafverfügungen Erlagscheine und Strafverfügungen erhalten, ohne dass man vorher eine Lenkererhebung vorgenommen hätte. Man geht von Seiten des Landes im Bereich der Verwaltung so vor, dass man hier bewusst die Menschenrechte verletzt, weil man die Unschuldsvermutung für Menschen einfach nicht ernst nimmt in dieser Stadt und in diesem Bereich. (Abg Nurten Yilmaz: Da redet einer von der richtigen Partei!) Da sind wir sehr wohl die richtige Partei, denn bei der Unschuldsvermutung und bei den Menschenrechten, da sind wir eine führende Partei in diesem Land und Staat, und das werden wir auch in Zukunft so halten, gnädige Frau. (Beifall bei der FPÖ. - Ironische Heiterkeit bei der SPÖ und bei den Grünen.) 
Sie sind aufgefordert, ein ganz bestimmtes Beispiel hier endlich in Ordnung zu bringen. Aber da gibt es von Ihrer Seite, von Seiten der Landesregierung überhaupt kein Interesse und überhaupt keine Einsicht, dass man hier Menschenrechte bricht. Man will sich in diesem Bereich gar nicht die Mühe machen, von Seiten der Verwaltung, endlich Lenkererhebungen einzuholen. Man macht sich nicht die Mühe. Man bestraft unschuldige Menschen. Und das ist die große Schweinerei, die sich in dieser Stadt abspielt. Das muss schon gesagt sein. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Johann Driemer: Das ist ja ungeheuerlich, was Sie hier vorwerfen!) Hier hat die Behörde die verdammte Pflicht, den Täter auszuforschen, und so lange gilt nun einmal die Unschuldsvermutung für Kfz-Zulassungsbesitzer. 

Deshalb meine ich, es kann nicht so sein, dass man hier einfach zur Tagesordnung übergeht, denn die Stellungnahme von Seiten der Landesregierung war eben so, dass sie gemeint hat, man wird das auch weiterhin so vornehmen, das heißt, man wird in 5 Prozent der Fälle weiterhin diese Rechte, diese Menschenrechte brechen. 

Wenn Sie also bewusst Menschenrechtsverletzungen begehen, dann ist das noch viel verwerflicher, als wenn Sie es unbewusst machen, und deshalb meine ich, Sie sollten das schnellstens in Ordnung bringen. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Josefa Tomsik: Ja, was Sie machen, ist verwerflich!) 
Ich danke für die gehabte Aufmerksamkeit und hoffe doch, dass die Anregungen von Ihnen ernst genommen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Johann Römer: Als Nächste ist Frau Abg Malyar zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Martina Malyar (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Volksanwältin! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Frau Landesrätin!

Zuallererst möchte ich auch im Namen meiner Fraktion - und ich bin sicher, auch im Namen des ganzen Hauses -, jenen Personen danken - in der Volksanwaltschaft hat ja ein Generationswechsel stattgefunden -, die in der Periode, für die uns der Bericht vorliegt, für die Volksanwaltschaft zuständig waren. Ich bedanke mich in unserem Namen bei dem - unter Anführungszeichen - "alten Team" für die Arbeit, für das Engagement, ich bedanke mich bei den Volksanwältinnen und dem Volksanwalt für die - davon gehe ich aus - überparteiliche und im Sinne der Menschen geleistete Arbeit. In diesem Sinn herzlichen Dank von meiner Fraktion im Voraus! (Beifall bei der SPÖ.) 
Aber ich möchte noch einen zweiten Dank anschließen. Meistens sitzen Ihre Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter irgendwie hinter Ihnen, schräg hinter Ihnen oder an der Seite, heute sitzen sie ein bisschen im Dunkeln auf der langen Beamtenbank vorne. Jedenfalls möchte ich mich auch bei den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Volksanwaltschaft, bis hin zu den Sekretärinnen und so weiter, die - nehme ich an - dann auch die ganze Arbeit im Umsetzen haben, damit wir das lesen können, ganz herzlich bedanken. Ich würde Sie ersuchen, dass Sie diesen Dank auch weiterleiten. Vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der FPÖ und der ÖVP.) 
Die Rahmenbedingungen seit Einführung der Volksanwaltschaft haben sich sehr, sehr stark verändert. Ich sage immer, die Welt ist nicht stehen geblieben, sie dreht sich weiter. Rund um uns ist nichts mehr so, wie es früher einmal war. Das betrifft natürlich nicht nur die Volksanwaltschaft, das betrifft nicht nur uns alle im alltäglichen Leben, sondern das betrifft natürlich auch die Verwaltung in Wien und die Verwaltung der Stadt Wien. Sie hat sich von einer typischen Verwaltung aller unserer Lebensbereiche hin zu einer Serviceeinrichtung für die vielen Bürgerinnen und Bürger entwickelt, hat also sehr starken Servicecharakter erworben. Die Stadtverwaltung hat sich von der reinen Verwaltung hin zu einem modernen Management entwickelt. Moderne Managementmethoden haben Einzug gehalten und einige heute standardisierte Begriffe sind - einige von Ihnen sitzen schon sehr lange hier im Hause und wissen das - vor 15 Jahren noch nicht einmal in der Literatur aufgetaucht, und man hat sich mit diesen Managementmethoden vor 10, 15, 20 Jahren im Wesentlichen noch gar nicht beschäftigt, weil sie noch nicht wirklich bekannt waren. 

Heute sind moderne Managementmethoden in aller Munde. Man lernt das eigentlich fast schon in der Volksschule, wir leben damit, wir lernen, damit umzugehen. Natürlich haben diese Methoden auch in der öffentlichen Verwaltung Wiens im Eilzugstempo Einzug gehalten und wir alle haben mit dieser Entwicklung mitlernen müssen. Für uns alle, ob das jetzt die Beschäftigten des Hauses sind oder ob das wir Politikerinnen und Politiker sind, ist lebensbegleitendes Lernen in dem Sinn kein Fremdwort, sondern wir haben da auch mitwachsen müssen.

An dieser Stelle möchte ich doch auch erwähnen, dass das Ganze eine Dynamik bekommen hat, die am Anfang vielleicht etwas langsamer war und dann aber immer stärker wurde. Es hat sich auch das Bewusstsein weiterentwickelt, dass es notwendig ist, moderneres Service für die Bewohnerinnen und Bewohner Wiens zur Verfügung zu stellen, und auch wir selbst haben andere Ansprüche an diese Servicestellen aufgebaut. So kann ich doch sagen - das ist mir auch bewusst geworden, wie ich mich auf die heutige Rede vorbereitet habe -, dass wir hier geradezu einen Quantensprung gemacht haben und mit Lhptm Häupl an der Spitze und mit seinem doch neuen Team wirklich den Weg von Autorität und einem fast obrigkeitsstaatlichen Verwalten in den Fünfzigerjahren hin zu Service und Hilfe gegangen sind. 

Diese enorme Veränderung, wie wir Verwaltung sehen und wie sich auch die Beamtinnen und Beamten selber sehen, muss eigentlich einmal ins Bewusstsein rücken, denn das, denke ich, ist schon eine große Leistung bei diesen Zigtausenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Es ist auch deshalb eine tolle Leistung, weil sehr viel Geld investiert wurde, um diese Entwicklung zu fördern. Das sehe ich daher wirklich als Quantensprung in der Verwaltung einer großen Metropole in Europa an, der seinesgleichen sucht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Um ein aktuelles Beispiel und ein aktuelles Schlagwort zu nennen: eGovernment. Ich gehöre auch schon einer Generation an, die sehr gerne zu Hause arbeitet und die Dinge per Mausklick erledigt, was schlicht und einfach sehr bequem ist. Ich denke, dass viele Menschen meiner Generation und noch jüngere im Kontakt mit der Stadt und mit den Beamtinnen und Beamten gerade das eGovernment und diese neuen Medien sehr stark benützen. Das ist eine enorme Arbeits- und vor allem Zeitersparnis, und es ist eigentlich auch eine Bürgernähe und Bürgerfreundlichkeit, die man ruhig herausstreichen kann.

Es geht aber nicht nur um Lippenbekenntnisse, denn sowohl in das technische Equipment auf dem Weg von der Verwaltung hin zu einem Angebot an Serviceeinrichtungen der Stadt für die Bürgerinnen und Bürger als auch - ich habe es vorher schon angeschnitten - in die Ausbildung, in die Schulung der Führungskräfte, der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter - auch am Sozialamt, denn solche Neandertaler, wie Sie es vorhin dargestellt haben, Frau Jerusalem, sind die Beamten und die Beamtinnen dort sicher nicht - wurde viel Geld investiert, und nicht nur Geld, denn mit Geld allein kann man nicht alles kaufen. (Abg Susanne Jerusalem: Aber schon auch!) 

Ich lege ganz großen Wert darauf, an dieser Stelle - und sage es bewusst auch da hinauf, wo die Kamera für die Internet-Übertragung ist - die Bereitschaft der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, der Zigtausenden Beschäftigten in dieser Stadt herauszustreichen, ständig dazuzulernen, sich mit Engagement weiterzubilden, sich den neuen Techniken nicht zu verschließen, sondern mitzutun bei einer Verwaltungsreform, die in Wien eine qualitative Reform war und nicht bloß das Einsparen von Planstellen, die eine qualitative Verbesserung und ein Quantensprung war. Für dieses Engagement der vielen Beschäftigten, der Zigtausenden Beschäftigten in dieser Stadt will ich mich namens der Politikerinnen und Politiker, die dafür die Verantwortung tragen und sie gerne tragen, ganz herzlich bedanken, denn das ist nicht selbstverständlich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu den vorher erwähnten Managementmethoden gehört auch internes Controlling und auch Qualitätsmanagement in der öffentlichen Verwaltung ist mittlerweile selbstverständlich. Dazu gehört zum Beispiel auch - ich möchte es der Vollständigkeit halber erwähnen -, dass die MA 12 im Bereich der Behindertenarbeit natürlich die fachliche Aufsicht hat. Und eines kann ich Ihnen garantieren: Die MA 12 schaut sich jede Wohngemeinschaft an, die MA 12 schaut sich an, wie behinderte Menschen, wie Kinder und Erwachsene in dieser Stadt untergebracht werden und wie sie hier leben können. 

Das, was Herr Kollege Strache angedeutet hat, kann ich nur mit aller Entschiedenheit zurückweisen. So etwas kommt in Wien nicht vor, solche unmenschlichen Bedingungen kommen nicht vor. Und wenn Sie, Herr Strache, sie doch festgestellt haben, dann verwenden Sie sie nicht als politische Argumentation hier heraußen, sondern gehen Sie zur MA 12, sagen Sie Name und Adresse, dann wird der Angelegenheit selbstverständlich nachgegangen. (Abg Heinz Christian Strache: Die Adresse haben sie!) Denn wenn das unser Kind wäre, dann wäre ich auch nicht damit einverstanden, dass ein Gemeinderat mit seiner Argumentation sich hier in den Gemeinderat stellt und nicht unverzüglich die MA 12 informiert. Das ist das Recht der Betroffenen. Wenn Sie helfen wollen und menschlich sein wollen, dann nicht nur bloß in Lippenbekenntnissen am Vormittag im Gemeinderat, sondern dann gehen Sie sofort zu dieser verantwortlichen Stelle! (Abg Heinz Christian Strache: Die verantwortlichen Stellen haben die Adresse! Das ist seit zwei Jahren bekannt!) Helfen Sie mit beim Qualitätsmanagement und seien Sie einmal menschlich! Dann können wir über den zweiten Schritt weiterreden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das Gleiche betrifft eigentlich auch Frau Kollegin Jerusalem, darum auch einige Anmerkungen dazu. Ich schätze die Frau Kollegin - und ich spreche Sie jetzt auch bewusst als Berufskollegin an - wirklich sehr, und wir haben, denke ich, manches Mal sehr konstruktive Diskussionen und auch eine recht gute Gesprächsebene. Aber dann - so habe ich den Eindruck -, bei irgendwelchen Anlässen, zum Beispiel beim Bericht der Volksanwaltschaft, kriegen Sie irgendwie den politischen Anti-SPÖ-Schub. Dann habe ich das Gefühl, dass Sie Fälle an den Haaren herbeiziehen, ohne Namen und Adresse angeben zu können. Ich gehe auch nicht davon aus, dass Sie ein Jahr lang über Missstände in der MA 12 Bescheid wissen und nichts tun. Das ist das Gleiche, was ich auch Herrn Kollegen Strache gesagt habe. Sie werden doch nicht allen Ernstes glauben, dass ich glaube, dass Sie ein Jahr lang mit Informationen über Missstände in der MA 12 herumgehen und das Ganze still für sich behalten, dass Sie es nicht weitergeben an die Vorgesetzten, es nicht weitergeben an die Abteilungsleiter, die Sie ja mindestens einmal im Monat sehen, nicht weitergeben an die zuständige Stadträtin, sondern so lange für sich behalten, bis Sie dann eine Möglichkeit haben, das im Gemeinderat in einer politischen Rede unterzubringen. 

Seien Sie mir nicht böse, Frau Kollegin Jerusalem, das ist nicht mein Verständnis von Politik und auch nicht das meiner Fraktion. Wenn etwas nicht in Ordnung ist, dann gleich benennen mit Name und Adresse, und wenn es nicht so ist, dann behalten Sie es - frei nach Tschauner - bitte lieber für sich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Also was Sie sich heute geleistet haben, ist ja wirklich herausragend gewesen. Sie haben von Vernebelungsbürokratie gesprochen, von Skandal - alles in Bezug auf das Sozialamt -, Nebel des Labyrinths, letztklassigst. Ich wiederhole das alles, damit das auch die Kolleginnen und Kollegen via Internet in ihren Büros mithören können, denn diese globale Verunglimpfung von allen SozialarbeiterInnen, von allen Beschäftigten auf allen Sozialämtern in Wien ist so etwas von Immunitätsfrechheit hier vom Rednerpult aus und gehört einfach nicht zum politischen Stil. 

Ich ersuche Sie, lernen Sie bitte auch heute etwas dazu und nehmen Sie sich vor, Ihren politischen Stil gegenüber den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt, die sich oft die Haxn ausrennen und alles Mögliche tun, um ihrer Kundschaft und ihren Klienten zu helfen, zu ändern. Erlauben Sie sich in diesem Zusammenhang nicht mehr solche Verallgemeinerungen, denn es ist wirklich eine Unterstellung. Und ich sage Ihnen: Nicht mit uns! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich zitiere auch für die MitarbeiterInnen der MA 12, dass sie so einen Umgangston haben wie: Was wolln's denn da? Da kann a jeder kuman! Schleichen's Ihna, das Bürgerservice ist ums Eck! (Zwischenruf der Abg Susanne Jerusalem.) Entschuldigung, das habe ich nicht mitgeschrieben, das ist natürlich gedruckt. Sie haben es heute auch gesagt, aber - siehe da! - die Frau Kollegin Jerusalem hat das auch in der 21. Sitzung des Wiener Landtags vom 22. Oktober 1999 gesagt. Jetzt ist meine Frage ... (Abg Susanne Jerusalem: Ja! Immer wieder!) Das habe ich mir gedacht, dass das jetzt kommt. Und so sind alle Ihre Schlussfolgerungen: sehr simpel, sehr einfach, ohne Nachdenken gleich herausgesagt. (Abg Dr Herbert Madejski: Damit Sie es auch verstehen!) Ich sage nur eines dazu: Speed kills!

Es ist natürlich nicht so, dass es noch immer so ist, ich befürchte nämlich ganz im Gegenteil, dass das in Wirklichkeit nur Vorurteile, irgendwelche Annahmen sind - ein weiteres Wort verwende ich nicht, sonst würde mich vielleicht der Herr Vorsitzende rügen -, denn eigenartig ist das Ganze schon, wenn man die gleichen Zitate zwei Jahre lang verwendet. (Abg Susanne Jerusalem: Wenn sich nichts ändert?) Und wenn es wirklich so ist, Herr Dr Madejski, dann verlangen wir auch hier Name und Adresse von dem Menschen, der offensichtlich zwei Jahre lang immer wieder das Gleiche sagt. (StR Johann Herzog: Wie oft denn noch? - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Oder hat die Frau Jerusalem schlicht und einfach aus Ersparnis und aus Effizienz oder als Erleichterung für ihre Mitarbeiter die alte Rede vom Jahr 1999 genommen? - Beides wäre irgendwie peinlich. (Beifall bei der SPÖ. - Neuerliche Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Das alte Spiel Pingpong, das Frau Kollegin Jerusalem mit uns spielen will, nämlich Opposition fragt, wir verteidigen und antworten, braucht immer beide Teile, den einen, der gerne fragt, und den anderen, der dann immer darauf antworten muss. Ich habe mir vorgenommen, dass wir dieses Spiel jetzt einfach einmal sein lassen. Ich habe keine Lust mehr, dieses alte Spiel Opposition - Regierung, Hin und Her, zu spielen, sondern (Abg Dr Sigrid Pilz: Sie geben alles zu!) ich habe folgende Fragen an Sie: Was machen Sie, wenn Sie davon Kenntnis haben? Was machen Sie, wenn die Frau, die mit allen Unterlagen auf das Sozialamt geht und dann Erfahrungen sammelt, mit den Informationen zurückkommt? Welche Verantwortung, denken Sie, haben Sie als Politikerin in diesem Zusammenhang? Lange warten, bis Sie irgendwann auf der Rednerliste stehen und das im Gemeinderat anbringen können? Ist es für Sie bloße politische Rhetorik oder wollen Sie den Menschen helfen? 

Eine Antwort kann ich Ihnen für die Regierungsfraktion hier schon klar und deutlich geben: Für uns sind die Menschen am wichtigsten, die Menschen kommen zuerst, und dann erst fragen wir nach allen weiteren Dingen und Unterlagen. Für uns ist der Mensch das Wichtigste. Der Mensch zuerst - das können wir nicht genug und nicht oft genug betonen. (Beifall bei der SPÖ. - Ruf bei den GRÜNEN: Ha! Ha! Ha! - Abg Kurth-Bodo Blind: Das sollen wir glauben? - Abg Dr Herbert Madejski: Da müssen Sie selber lachen! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich kann darüber lachen, ich brauche ja nur ein Stichwort zu sagen. 25. März 2001. Was braucht man mehr als Argument, Herr Kollege Kreißl? (Heiterkeit bei der SPÖ. - Zwischenruf der Abg Henriette FRANK.)

Und zu dem Antrag, dem wir am Montag nicht zugestimmt haben, auch ein Wort. Frau Jerusalem, Sie wissen ganz genau - wir haben auch schon darüber gesprochen, wir haben auch inhaltlich darüber gesprochen -, wir haben den Antrag nicht deswegen abgelehnt, weil wir aus inhaltlichen Gründen dagegen wären, dass nämlich Leute hin- und hergeschickt werden, sondern weil Sie in diesem Antrag mehr oder weniger eine Änderung der Geschäftseinteilung wollten. 

Und um das auch einmal klarzustellen für alle, die an der Internet-Kamera hängen, aber auch für alle, die da sind, auch für die anderen Fraktionen, vor allem auch für Sie, Frau Kollegin Jerusalem: Es ist über Weisung der Frau Vizebürgermeisterin klar entschieden, dass sich erstens die KlientInnen ihr Amt, ob das MA 11 oder MA 12 sein soll, selbst auswählen können, und das Zweite ist, dass es selbstverständlich bei der Antragstellung das Prinzip One-Desk-One-Stop gibt und in diesem Fall, so wie es die Frau Vizebürgermeisterin immer und immer wieder gesagt hat, natürlich die Akten wandern und nicht die Menschen. 

Das heißt, Sie haben das wider besseren Wissens gesagt. Wenn nicht, nehmen Sie bitte jetzt zur Kenntnis, dass es eine Weisung der Frau Vizebürgermeisterin gibt, dass man Anträge bei der MA 11 oder MA 12 einreichen kann, also dort, wo man will, und dass die Akten herumgeschoben werden und nicht die Menschen. Bitte nehmen Sie das jetzt und hiermit zur Kenntnis! 

Und eines möchte ich schon sagen, weil Sie so über die MA 12 hergezogen sind, nämlich so, dass es fachlich auch auf Grund des Berichts der Volksanwaltschaft in Wirklichkeit gar nicht gerechtfertigt gewesen wäre: Am Dienstag war Frau Kollegin Novak-Schild bei der Präsentation des Leitbilds der MA 12. Abgesehen davon, dass sie sagt, dass sie leider sonst niemanden vom Haus dort gesehen hat, auch nicht von den Grünen, möchte ich nur sagen ... (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Stimmt nicht! Wir waren auch dort!) Niemand von den Grünen, sie hat gesagt, dass sie niemand von den Grünen gesehen hat. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Haben wir Budgetsitzung gehabt oder nicht? - Abg Kurth-Bodo Blind: Deshalb waren auch nur so wenig von euch da!) 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 12 haben in ihrem Leitbild Folgendes festgehalten - und das wird auch für die Volksanwälte interessant sein -: "Wir bemühen uns um ständige Verbesserung unserer Arbeit ..." (Abg Günter Kenesei: Darum sind von euch immer so wenig da, weil ihr spazieren geht! - Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ, bei der FPÖ und bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer (unterbrechend): Ich bitte die Damen und Herren Abgeordneten im Saal, ein bisschen ruhiger zu sein, damit wir den Ausführungen der Rednerin zuhören können. Ich bitte um mehr Ruhe! 

Abg Martina Malyar (fortsetzend): Also die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 12, die alle so unengagiert und frech sind und so weiter: "Wir bemühen uns um ständige Verbesserung ..." (Abg Günter Kenesei: Das ist ja lächerlich, so was!) 
Präsident Johann Römer (unterbrechend): Zweiter Versuch! Darf ich um Ruhe bitten, damit die Frau Abgeordnete weitersprechen kann. (Abg Günter Kenesei: Na, soll sie reden!)

Abg Martina Malyar (fortsetzend): "Wir bemühen uns ständig um Verbesserung unserer Arbeit" - die Sie vorher angekreidet haben -, "wir sind lernbereit, wir reflektieren unsere Arbeit und wollen aus unseren Fehlern lernen." - Da habe ich mir gedacht, das wäre vielleicht ein Vorbild für uns, auch für die gestrige Fragestunde. Denn ich glaube, dass dieses Leitbild auch einigen von den Gemeinderätinnen und Gemeinderäten sehr gut anstehen würde, nämlich auch aus unseren Fehlern zu lernen. (Abg Susanne Jerusalem: Da haben Sie viel zu tun!)

Wie gesagt, die Stadt Wien freut sich, wenn Kritik geübt wird. Natürlich ist keiner von uns so gescheit oder so übergescheit, dass man sagt, es können keine Fehler passieren. (Abg Michael Kreißl: Was tun Sie? Sie haben ja den Vorsitz im Gemeinderatsausschuss? - Abg Josefa Tomsik: Fragen Sie Ihren Nachbarn, was er gesagt hat! - Weitere Zwischenrufe.) Im Wesentlichen versuchen wir natürlich auch, auf die Kritikpunkte, die die Volksanwaltschaft vorbringt, einzugehen, und wenn diese gesetzliche Ursachen haben, auch diese gesetzlichen Ursachen zu beseitigen. So werden wir zum Beispiel, wie Sie dankenswerterweise in einem Nebensatz gesagt haben, heute das Rettungsgesetz verändern, um eben solche Härtefälle, wie Sie sie angeschnitten haben, in Zukunft zu vermeiden. 

Ich will allerdings ganz zum Schluss sagen, dass man alles in allem, wenn man sich den Bericht der Volksanwaltschaft anschaut - trotz der Kritikpunkte, die von Kollegin Jerusalem gekommen sind, die von mir kommen könnten, die von jedem kommen könnten -, zufrieden sein kann, dass es bei dieser großen Zahl von Zigtausend Beschäftigten, bei den Millionen BürgerInnenkontakten, die in einem Monat in Wien anfallen, relativ gesehen eigentlich zu so wenigen Vorfällen kommt, wo man sich dann in seiner letzten Not vielleicht an die Volksanwaltschaft wenden muss. Und auch dafür ist den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu danken.

Das habe ich deswegen gesagt, weil man vielleicht auf Grund der Oppositionsdebattenbeiträge den Eindruck bekommen könnte: Es ist alles schlecht und es ist alles mies. Deshalb wollte ich das Ganze bewusst in ein anderes Licht rücken. Ich glaube, dass durch diese Kritik und auch durch die Anregungen der Volksanwaltschaft positive Weiterentwicklung im Interesse der Bevölkerung überhaupt erst möglich ist. Ich - und mit mir auch meine Fraktion - bin für jeden Diskurs, für jeden Fortschritt und für jede Weiterentwicklung dankbar. In diesem Sinne möchte ich jetzt schon eine gute Zusammenarbeit zwischen dem Land Wien und dem neuen Team in der Volksanwaltschaft ankündigen. 

Meine Rede ist nun ein bisschen länger geworden, aber das war notwendig, weil natürlich auch die Vorredner ein bisschen viel an Unwahrheiten gesagt haben. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Strache gemeldet. Ich verweise auf die Redezeitbeschränkung von 3 Minuten.

Abg Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Werte Stadträtin! 

Frau Abg Malyar, es ist schon kühn, wenn Sie sich hier herausstellen und so tun, als wüssten Sie nichts von den Problemen und Vorfällen, die ich heute beschrieben habe, und als wüsste die MA 12 nicht schon seit über zwei Jahren von den konkreten Fällen, die ihr vorliegen. Das ist schon sehr kühn. 

Es gibt eine Wohngemeinschaft, wo seit über zwei Jahren Angehörige vorstellig geworden sind bei Ihnen, in der Senefeldergasse zum Beispiel im 10. Bezirk. Es gibt auch andere. Ein Beispiel nur.

Und Sie wissen davon seit zwei Jahren und machen nichts und sind untätig. Und wenn Sie dann hier herauskommen und Kritik nicht ernst nehmen wollen und noch hier die Unwahrheit behaupten, dann zeigen Sie damit, dass Sie die Menschen und die Kritik nicht wirklich ernst nehmen, und das gehört auch festgehalten. - Danke. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Dkfm Dr Ernst Maurer: Was war das für eine Berichtigung?) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

20 Minuten der Kollegin Malyar zuhören, reichen aus, um aus einer Rede, die eigentlich nur dazu gedacht war, einen Antrag einzubringen, eine Rede zu machen, wo ich jetzt leider noch nicht abschätzen kann, wie lange diese tatsächlich dauert.

Denn es ist faszinierend, auch Ihrer Wortwahl zuzuhören: Die Akten wandern und nicht die Menschen, austauschbar mit Bundeskanzler Schüssel, genauso wie Ihre Arroganz zur Macht, genauso wie Ihre Politik. Es ist unglaublich, wie Sie versuchen, Missstände wegzuleugnen, und es ist unglaublich, wie sehr Sie hier heraußen versuchen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 12 gegen die GRÜNEN aufzuhetzen, indem Sie uns unterstellen, dass wir konkret an den MitarbeiterInnen hier herinnen Kritik üben. (Zwischenruf der Abg Mag Sonja Wehsely.) Hören Sie zu. Es geht nicht in der konkreten Situation um den individuellen Mitarbeiter, um die individuelle Mitarbeiterin. Natürlich kann es das eine oder andere Mal einmal vorkommen, dass es Fehlleistungen gibt, und die werden behoben. Es geht um die strukturellen Probleme, die nach wie vor bestehen. Überlegen wir einmal: Warum kommt es denn tatsächlich zu solchen Äußerungen? Reden Sie mit Sozialarbeitern auf der einen Seite und reden Sie mit den betroffenen Klienten auf der anderen Seite. Warum kommt es denn dazu?

Und jetzt muss ich etwas weiter ausholen. Wir alle wissen, dass es seit dem ersten Sparpaket in den Bereichen Arbeitslosigkeit, Notstandshilfe, Sozialhilfe ständig bergab geht. Armut und Elend sind in Österreich gestiegen und nicht weniger geworden. 

Gleichzeitig - und das hat Frau Jerusalem hervorragend herausgearbeitet - werden die Rahmenbedingungen, denen die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ausgesetzt sind, immer weiter dadurch verschärft, dass sie einem budgetären Limit ausgesetzt sind, das sie einzuhalten haben. Denn da erzähle ich Ihnen tatsächlich nichts Neues: Würden in Wien alle, die Anspruch auf Sozialhilfe hätten, tatsächlich auf das Sozialamt gehen und ansuchen und diese auch erhalten, wir würden mit dem jetzt beschlossenen Budget bei weitem nicht auskommen. Das heißt, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wissen ganz genau, worauf sie mit zu schauen haben: dass einerseits die Budgetkriterien eingehalten werden und andererseits dennoch etwas geholfen werden kann. Gleichzeitig wird gekürzt. Es wird gekürzt. Genau bei den Menschen, die tagtäglich mit Elend und Armut konfrontiert sind, wird gekürzt. Bei Supervisionen wird gekürzt, es wird gekürzt bei Coaching-Geschichten. Es wird auch der Druck auf die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen immer mehr verschärft und erhöht. Natürlich kommt es in so einem Umfeld auch immer wieder zu individuellen Fehlleistungen. Doch es gilt, nicht nur diese individuellen Fehlleistungen zu kritisieren, sondern es gilt, die strukturellen Rahmenbedingungen zu ändern. Denn es ist tatsächlich so, und da gebe ich Ihnen Recht, und da freue ich mich darüber, dass wir Gott sei Dank in Wien einen großen, großen, großen Teil von engagierten SozialarbeiterInnen haben; das sind diejenigen Menschen, die die Fehler Ihrer Politik ausbügeln. Gäbe es nicht diese engagierten SozialarbeiterInnen, das Leben in Wien wäre gerade für die Ärmsten der Armen noch um ein Stück härter.

Ein zweiter Punkt: die Datenschutzpartei SPÖ. Sie stellen sich heraus und verlangen allen Ernstes - ich freue mich übrigens darüber, dass die Sitzungen im Internet übertragen werden -, während alles, was mit Reichtum zu tun hat, hier, wenn man Ihrer Sozialdemokratischen Fraktion folgt, und da sind Sie nicht anders, geschützt sein soll und nichts bekannt gegeben werden soll, Namen und Adressen von Personen bekannt zu geben - Sie sagen es ja, ihren Namen, Adresse, legen Sie es auf den Tisch -, der Ärmsten der Armen, die auf das Sozialamt gehen und sich tatsächlich beschweren. Ja, ist das Ihre Vorstellung vom Datenschutz? - Wenn Sie das tatsächlich wollen, dann kann man vielleicht nachher darüber reden, aber doch nicht hier im Gemeinderat. Oder wollen Sie, dass wir Namen und Daten und vielleicht auch noch Diensteinsatz von BeamtInnen am Sozialamt nennen? Ist Ihnen das lieber, dass wir uns Einzelpersonen hier herauspicken? - Das ist Ihr Umgang mit Datenschutz. Das ist es immer gewesen. 

Nur, wenn man umgekehrt einmal sagt - da war doch unlängst ein Antrag, ich glaube, er war von den Freiheitlichen oder von der ÖVP, ich weiß es jetzt nicht, aber wir GRÜNE fordern das schon lange -, dass man offen legen soll, wer überhaupt irgendwo um eine Subvention zum Beispiel im Kulturbereich ansucht, nein, da wird die Mauer gemacht, da wird argumentiert mit Datenschutz, man kann ja nicht. Also überlegen Sie sich doch bitte: Es ist vollkommen klar, dass man, wenn man hier im Landtag etwas thematisiert, doch nicht den Namen und die Adresse und vielleicht auch noch das Geburtsdatum und das Gehalt von Einzelpersonen bekannt geben kann. Das geht nicht, Frau Kollegin Malyar! Und bitte begreifen Sie das! (Beifall bei den GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der FPÖ und der ÖVP.) 

Und es ist faszinierend, wie Sie das auch heute wieder hier heraußen vorgetragen haben, und auch da unterscheiden Sie sich nicht von der Bundesregierung, wie Sie permanent versuchen, die Opposition zu belehren, wie die Opposition eigentlich Politik zu machen hat. Sollen wir uns als Opposition wirklich herstellen und immer nur sagen: Na super war’s! Aber das macht ihr ja eh schon selber. Das hat Kollege Ellensohn gestern schon wunderbar herausgearbeitet. Der Erste, die Erste Ihrer Fraktion geht heraus und sagt: Gut sind wir! Der Zweite, die Zweite sagt: Super. Und der Letzte, der von euch herausgeht, sagt: Superer und danke, mein lieber Bürgermeister, danke, meine liebe Stadträtin, so toll habt ihr für die Wiener und Wienerinnen gearbeitet. 

Also Ihr Verständnis von Opposition, wenn es tatsächlich so ist, dann sagen Sie es Ihren Kollegen auf Bundesebene. Ich glaube, Ihr Abgeordneter und Klubobmann Gusenbauer würde sich an den Kopf greifen, wenn Sie ihm sagen würden: Bitte, unser Verständnis von Opposition ist so, wir sagen das in Wien ja jeden Tag und immer wieder, wenn eine Landtags- oder eine Gemeinderatssitzung ist. 

Jetzt zurück zu den eigentlichen zwei Minuten, die ich zum Bericht der Volksanwaltschaft sprechen wollte. Ich glaube, man muss nicht viel loben und danke sagen. Das, was wichtig ist, ist, dass der Bericht der Volksanwaltschaft regelmäßig für die Notwendigkeit der Volksanwaltschaft steht. Im Bericht der Volksanwaltschaft werden Missstände aufgezeigt, und es ist traurig, das ist nämlich wirklich traurig, dass immer nur ein Teil der Missstände behoben wird. Zum Beispiel die Grabstättengebühr wird jetzt in absehbarer Zeit behoben und auch anderes, was genannt wurde, Missstände bei der Rettung etwa, aber andere Selbstverständlichkeiten, die behoben werden müssten, werden nach wie vor mit einer Arroganz übergangen, die unglaublich ist. 

Und aus dem heraus denke ich, dass es notwendig ist, wie auch die Volksanwaltschaft selbst in Medienberichten und in den Diskussionen in Ausschüssen immer wieder gefordert hat, diese Rechte der Volksanwaltschaft noch auszuweiten, und daher bringe ich folgenden Beschlussantrag ein:

"Der Landtag wolle beschließen:

Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, der Volksanwaltschaft bei ausgegliederten Gesellschaften der Wiener Stadtverwaltung dieselben Kontrollmöglichkeiten einzuräumen, wie sie für das Kontrollamt bestehen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.

Abschließend bleibt zu sagen, dass ich mir auch bei einer noch intensiveren Tätigkeit der Volksanwaltschaft dennoch für das kommende Jahr einen erheblich dünneren Bericht wünsche. Denn je dünner der Bericht, umso besser funktioniert tatsächlich die Verwaltung.

Und vielleicht, ganz zum Schluss, sollten wir uns dann auch überlegen, ob es nicht wirklich um moderne Verwaltung und nicht um modernes Management geht, so wie es Kollegin Malyar wortwörtlich gesagt hat: Modernes Management hat Einzug gehalten. Eines kann ich Ihnen sagen, das ist nämlich die Frage des modernen Managements: Das moderne Management hat es nie gelernt, mit den Ärmsten der Armen umzugehen. Denn es war nie Aufgabe des modernen Managements, sich mit diesen Menschen überhaupt nur auseinander zu setzen. Also beachten wir besser die Wortwahl und wollen wir gemeinsam eine humane, menschliche, moderne Verwaltung, die genau diesen Menschen hilft, die es am allernotwendigsten brauchen. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Mag Gerstl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Volksanwältin! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin!

Zunächst möchte auch ich im Namen meiner gesamten Fraktion unseren Dank an die Volksanwaltschaft aussprechen und vor allem an deren Mitarbeiter, die sich so intensiv um die Fälle der Bürgerinnen und Bürger kümmern, die von der Verwaltung sehr oft allein gelassen werden. 

Und ich möchte auch auf die Wortmeldung der Kollegin Malyar eingehen, die gesagt hat, dass wir die Bestimmungen der Verfassung über die Volksanwaltschaft ernst nehmen. 

Im Jahre 1977, also in der Zeit der SPÖ-Alleinregierung, wurde das Instrument der Volksanwaltschaft geschaffen, um behauptete oder vermutete Missstände in der Verwaltung zu prüfen. Es wurde dafür geschaffen, um eine öffentliche Kontrolle im Dienste von Rechtsstaat und Demokratie auszuüben. Und diese Volksanwaltschaft urteilt ausschließlich nach Grundsätzen des Rechts und den Geboten einer fairen, bürgerfreundlichen und wirksamen Verwaltung des Staates. Sie dient der Hilfestellung der Menschen, die von Behörden vielleicht mangelhaft oder auch ungerecht behandelt wurden. Und sie ist eine Kontrolle für die Qualität der Verwaltung, die sie gerne verbessern möchte.

Dieses Instrument hat der Verfassungsgesetzgeber uns als Mitglieder des Landtags zur Hand gegeben, damit wir die Möglichkeit haben, unserer Kontrollaufgabe noch intensiver nachzukommen, damit wir die Anregungen aufnehmen können und sie auch umsetzen können.

Also, Frau Kollegin Malyar - leider ist sie nicht mehr hier im Saal -, es geht hier nicht um Regierung und Opposition, es geht hier um die Menschen, es geht um das Ernstnehmen der Menschen. Und ich hatte wirklich den Eindruck, Frau Kollegin Malyar, dass Sie den Bericht nicht einmal einmal gelesen haben. Sie hatten offensichtlich von Ihrem Klub den Auftrag, hier herauszugehen und zu sagen: Es ist alles paletti, alles super, alles toll, wunderbar, herrlich, wir verteidigen alles, was es gibt. 

Das ist nicht die Aufgabe des Landtags. Als Mitglied des Landtags haben Sie die verdammte Pflicht, auch einer Kontrolle nachzukommen, und nicht nur dem Auftrag einer Partei nachzukommen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Volksanwaltschaft hat in dem Berichtszeitraum, der nunmehr nur mehr ein Jahr beträgt, insgesamt 412 Beschwerden bearbeitet. Und auch das möchte ich besonders hervorstreichen, dass es gelungen ist, dass die Volksanwaltschaft nun jedes Jahr einen solchen Bericht vorzulegen hat. Auch das wurde bisher noch nicht gesagt, dass sie jedes Jahr hier berichten kann, damit wir, als Landtag, nochmals daraus Konsequenzen ziehen und nicht nur Debatten im Landtag abhalten können. Diese 412 Beschwerden waren zum Großteil nicht solche, über die wir uns heute näher unterhalten müssen. Gott sei Dank. 

Der Kollege Schuster ist beim vorigen Tagesordnungspunkt - danke, dass er gerade kommt - zum UVS sehr kritisch mit dem Bericht umgegangen und hat wirklich versucht, darauf einzugehen, wo Schwächen sind, und den Bericht zum Anlass zu nehmen, diese auch zu beseitigen. Ich möchte Kollegen Schuster als leuchtendes Beispiel für Frau Kollegin Malyar nehmen. Sie hat das nämlich in keiner Weise getan. Sie haben sich damit differenziert auseinander gesetzt, und ich würde mir wünschen, dass mehrere Mandatare der SPÖ sich so verhalten wie Sie. (Beifall bei der ÖVP.) - Vielleicht ist die Reaktion meiner Fraktion nur die, dass sie meint, nicht in allen Fällen soll sie so sein wie Sie, aber in diesem Fall können wir es schon sagen. 
In 51 Fällen führte die Tätigkeit der Volksanwaltschaft zu einer Beanstandung. Ich möchte mit einem Punkt beginnen, der ja, glaube ich, in der Informationspolitik und beim Zugang zur Wiener Stadtregierung und Landesregierung ein nicht unerheblicher ist. Es geht um die Volkszählung und die Information, die von Seiten der Stadt hiezu gegeben wurde. Es wurden hier die Medien "wien.at" und "Wien zählt auf Sie" sehr, sehr kritisch von der Volksanwaltschaft beleuchtet. Es wurde besonders darauf hingewiesen, dass das in Wirklichkeit keine Propagandabroschüren sind, sondern dass diese Zeitungen dazu dienen, die tatsächlich geltende Rechtslage darzustellen. Es sind offizielle Organe, es sind offizielle Zeitungen. Ich weiß, Sie werden die Kritik zurückweisen, und in Ihrer Stellungnahme haben Sie sie zurückgewiesen. Ich möchte aber die Gelegenheit benützen, um darauf hinzuweisen, dass man mit "wien.at" und mit "Wien zählt auf Sie" keine Werbung im Sinne der Regierung allein machen kann, sondern dass man verpflichtet ist, diese Informationen auch rechtmäßig durchzuführen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie die Tätigkeit der Volksanwaltschaft erfolgreich sein kann, wurde schon angesprochen: im Rettungswesen, im Gesundheitswesen. Und hier in einem Zangenangriff zu versuchen, gemeinsam auch Änderungen herbeizuführen, ist wichtig. 

Es war nicht nur die Volksanwaltschaft, die die Fälle aufgegriffen hat, wo Personen von der Rettung geholfen wurde und denen danach Rechnungen ins Haus geflattert sind, die alles andere als so waren, als dass sie für sie leicht zu tragen gewesen wären. Es wird hier eine Änderung erzielt. Es ist nunmehr gelungen, gemeinsam mit meinem Kollegen Hahn und den Medien eine solche Gesetzesänderung heute noch durchzuführen. Es freut mich, dass wir das aus diesem Haus heute noch der Volksanwaltschaft mitgeben können. Herzlichen Dank für Ihre Hilfe. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zurückkommend nochmals zum UVS, weil es mir wirklich sehr, sehr wichtig erscheint, dass der UVS eine Institution ist, auf die man sich rechtspolitisch verlassen kann. Ich glaube, es ist sehr, sehr notwendig, dass wir hier alle Maßnahmen treffen, dass dieser UVS nicht in das Licht gerät, nicht die Qualität wie ein Verwaltungsgerichtshof zu haben, nicht die Qualität zu haben wie ein Kollegialorgan mit richterlichem Einschlag nach Art. 133 Z 4 der Bundesverfassung. Als letzte Instanz ist es einfach notwendig, dass alle Maßnahmen dort sehr ausführlich getroffen werden können und man sich nicht auf zu wenig Personal oder auf sonstige Dinge ausreden kann, die dazu führen, dass den rechtspolitischen Anforderungen nicht Rechnung getragen wird und dass den Menschen im Sinne des Rechtsstaats nicht geholfen wird. Und wir sollen, wie das die Magistratsdirektion in ihrer Stellungnahme getan hat, zu diesem Punkt Volksanwaltschaft nicht einfach darauf hinweisen, dass es sich bei dieser Behörde um eine unabhängige Behörde handelt. 

Meine Damen und Herren! Unabhängigkeit einer Behörde ist keine Ausrede für uns, dass irgendetwas nicht geschehen kann. Unabhängigkeit einer Behörde heißt, dass wir sie erst recht dazu ausstatten müssen, damit sie eben unabhängig bleiben kann. In diesem Sinne bitte ich Sie wirklich, dafür Sorge zu tragen, dass diese Behörde unabhängig sein kann und rechtspolitisch auch wirklich tätig werden kann für die Zukunft, ohne weitere größere Maßnahmen auch treffen zu müssen. (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der FPÖ.) 

Sozialfälle wurden einige schon behandelt. Gott sei Dank wurde in vielen Fällen auch unmittelbar geholfen, dank der Einschaltung der Volksanwaltschaft, und das in Fällen, die nicht immer so waren, wo man eigentlich als Bürger der Stadt denken müsste, das müsste doch auch gehen, ohne dass die Volksanwaltschaft sich einschaltet. 

Wenn eine junge Bosnierin, die nach Wien geflüchtet ist während des Kriegs, in Wien vergewaltigt wird, danach behandelt wird von den Spitälern dieser Stadt, Gott sei Dank gut, aber danach in sehr langwierigen Verfahren dieses Geld von den zuständigen Stellen der Gemeinde Wien hereinverlangt wird, Exekution betrieben wird um 84 000 S und erst eben nach Einschaltung der Volksanwaltschaft dies eingestellt wird, dann ist das nicht sozial. 

Solche Fälle sollten uns auch Anlass sein, dass wir ein Controlling-Instrument  in der Gemeinde selbst installieren, das dazu dient, dass eben von uns selbst, von der Gemeinde selbst, sichergestellt werden kann, dass besondere Härtefälle auch so gelöst werden und nicht nur dem Verwaltungsweg unterliegen. Denn Controlling ist eben ein Teilbereich der Unternehmensführung, Controlling ist eine Koordinierungsaufgabe für Planung, Kontrolle und Information. Und das zu installieren innerhalb der Magistratsdirektion wäre angebracht. Vielleicht kann diese Regierung, oder ich glaube, diese Regierung sollte ein solches Controlling-Instrument wirklich einführen - sie sollte es nicht nur überlegen -, zum Dienste der Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)

Und wenn die Volksanwaltschaft, Frau Kollegin Malyar, ganz klar sagt, es erscheint ihr notwendig, im Bereich der Sozialhilfe das Verwaltungshandeln einer stärkeren gesetzlichen Bindung zu unterziehen, denn nur so könne einer schleichenden Entrechtlichung durch Verwaltungsbehörden entgegengewirkt werden, dann bitte ich auch Sie, das wirklich ernst zu nehmen. 

Meine Damen und Herren! Leider haben wir im Volksanwaltschaftsbericht auch einen Fall zur Kenntnis bekommen, der Mobbing innerhalb der Gemeinde betrifft, Mobbing gegenüber einer Abteilungsleiterin am Konservatorium der Stadt Wien, wo ich nur die Überschriften der Volksanwaltschaft dazu vorlesen möchte: "Sukzessive Aushöhlung der Funktion als Abteilungsleiterin seit Direktorswechsel", "Zusage an die Volksanwaltschaft: Beschwerdeführerin bleibt Abteilungsleiterin", "Die Behörde bricht ihr Versprechen", "Die Beschwerdeführerin hat die Wahl: entweder Verzicht auf Abteilungsleitung oder Kündigung", "Unter Druck verzichtet die Beschwerdeführerin auf Funktion als Abteilungsleiterin". Und dann heißt es: "Fadenscheinige Erklärungsversuche der Behörde." 

Die Volksanwaltschaft zeigt diesen Fall als krasses Beispiel dafür auf, wie jahrzehntelanger, von großem Idealismus geprägter Einsatz letztendlich nicht gewürdigt wird und in Frustration und Resignation für die Betroffene endet. 

In dem Sinne habe ich auch meine Vorredner der Opposition verstanden. In dem Sinne, glaube ich, sind wir alle dazu aufgerufen, unsere Magistratsdienststellen dazu anzuhalten, hier vorsichtig mit dem Menschen umzugehen, ihn ernst zu nehmen in seiner Funktion und ihn nicht hinauszukatapultieren. Das darf nicht vorkommen! (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der FPÖ.)
Wenn man sich das heute ansieht, wie es im Konservatorium wirklich ausschaut, dann muss man feststellen, dass sich die Zahl der Studierenden nicht erhöht hat, das nichtkünstlerische Personal aber sich ständig erweitert hat. Es gibt ein eigenes PR-Referat, es gibt ein Veranstaltungsbüro, es gibt ein Personalreferat, es gibt eine erhöhte Mitarbeiterzahl im Wirtschaftsreferat, es gibt einen EDV-Beamten, es gibt neue Bereichsleiter im Lehrkörper. Da erhält man fast den Eindruck, es handle sich um eine Veranstaltungsagentur und nicht um eine Lehranstalt. 

Das heißt, dass hier die Mittel nicht zum Nutzen der Musik und nicht zum Nutzen der vielen jungen Menschen in dieser Stadt verwendet werden, die auf ausgezeichnete Ausbildungseinrichtungen angewiesen sind, sondern dass hier das Geld für die Verwaltung aufgeht. Und das darf es nicht sein. Wir haben hier auch einen Auftrag, für die jungen Menschen in dieser Stadt, auch für diese Bildung entsprechend etwas bereitzustellen. (Beifall bei der ÖVP.)
Damit möchte ich, meine Damen und Herren, zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr kommen, wo wir schon im Ausschuss sehr, sehr interessante Feststellungen vernehmen mussten. Stellen Sie sich vor, Sie haben ein Auto. Wahrscheinlich, viele von Ihnen werden eines haben. Manche auch nicht. Sie können sich trotzdem hineindenken. Und Sie fahren vielleicht mit diesem Auto überhaupt nie, weil Sie vielleicht schon zu alt sind oder weil Sie es verborgt haben oder aus irgendwelchen anderen Gründen. Plötzlich flattert Ihnen eine Strafverfügung ins Haus: Sie sind zu schnell gefahren, Sie haben das Auto falsch abgestellt, weiß Gott was alles. Das ist doch vollkommen unmöglich, gibt es doch nicht, ich fahre seit einem Jahr nicht mehr mit dem Auto. Vollkommen unmöglich. Wie können mich die strafen? 

Ja, das ist ganz einfach. In der Stadt Wien ist das ganz einfach. Denn wenn jemand, oder ich muss eigentlich sagen, wenn ein Kraftfahrzeug, nicht eine Person, wenn ein Kraftfahrzeug ertappt wird bei einer Verwaltungsübertretung, dann wird sofort der Zulassungsbesitzer bestraft, egal, ob er gefahren ist oder nicht. Es wird nicht überprüft, ob er gefahren ist, sondern er wird von Haus aus gleich einmal bestraft.

Wir haben im zuständigen Ausschuss den Stadtrat gefragt: Ja, glauben Sie nicht, dass Sie hier eine andere Maßnahme treffen müssten? - Er erklärte uns, er wäre Politiker und nicht Jurist. 

Meine Damen und Herren! Ein Stadtrat ist dafür verantwortlich, dass die Beamten rechtskonform vorgehen. Und die Volksanwaltschaft äußert hier massive verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Stadt Wien. Sie sagt, dass die Unschuldsvermutung ein ganz, ganz wesentlicher Punkt ist, der auch im Art. 6 der Europäischen Menschenrechtskonvention festgehalten ist, dass man sich danach richten soll. Und dann hat sie das Ganze auch noch - und das wurde auch der Stadt Wien mitgeteilt - dem Verfassungsdienst des Bundeskanzleramts gegeben, der diese Ansicht noch bekräftigt hat. Das heißt, die Erlassung einer Strafverfügung, meine Damen und Herren, ist eben nur dann zulässig, wenn der Täter bereits bekannt ist. 

Und ich bitte Sie, dass das, was im Ausschuss gesagt wurde, das ist nur in 80 Prozent - so wurde gesagt - der Fällen so, dass der Zulassungsbesitzer auch gleichzeitig Täter war, in 20 Prozent nicht - na ja, ist eh nicht so viel, kann man halt nichts machen -, so nicht sein darf. Das heißt, 20 Prozent aller Strafen, die ausgestellt werden, gehen an unschuldige Menschen, und die sind zuerst einmal bestraft. Und jeder Beamte, der irgendwann einmal nachschaut, ob der unbescholten ist oder schon bescholten ist, kriegt einmal die Auskunft: Ja, der hat eine Strafverfügung. Na, das kann es ja wohl nicht sein. Mit der Unschuldsvermutung der Europäischen Menschenrechtskonvention muss man einfach sorgfältiger umgehen und sie wirklich genauer anschauen. Hier kann man nicht einfach darüber hinwegsehen und sagen, es wäre ein zu großer Verwaltungsaufwand. Hier sind die Grenzen gesetzt, hier können Sie sich nicht auf einen schmalen Verwaltungskörper ausreden, weil Sie auch gleichzeitig in Wirklichkeit keinen Verwaltungsabbau betreiben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ein Fall, der die Bauordnung betrifft, ist auch wirklich köstlich, wenn man sich den näher anschaut. Da geht es darum, dass man eine Sporthalle mit 1 900 Quadratmetern auf einem Grundstück mit der Widmung "Grünland, Erholungsgebiet, Sport- und Spielplatz" errichten kann. Warum, denkt man sich. Das ist doch vollkommen unmöglich. In ein Grünland kann ich doch nichts bauen. Aber es gibt rechtliche Begründungen, man ist fündig geworden. Die Unwesentlichkeit - ein schöner Begriff, den wir in der Bauordnung finden - macht es möglich, dass man 1 900 Quadratmeter im Grünland einfach verbauen kann. Warum? - Dies deswegen, wie die Magistratsdirektion sagt, weil die 1 900 Quadratmeter große Halle nur 7,5 Prozent der Gesamtfläche umfasst und somit innerhalb der 10‑prozentigen Toleranz für Abweichungen liegt. 

Meine Damen und Herren! Das würde ja gleichzeitig bedeuten, wenn die Stadt Wien herginge und sagte, ich darf jetzt 10 Prozent des gesamten Waldes, der der Stadt Wien gehört, verbauen, obwohl das Grünland ist, egal, 10 Prozent, das ist die Unwesentlichkeitsbestimmung, das würde also bedeuten, ich kann 10 000 Gemeindewohnungen neu in den Wienerwald hineinstellen. 

Na, das kann es ja wohl nicht sein. Hier müssen wir doch die Unwesentlichkeitsbestimmungen einmal einer näheren Definition unterziehen und müssen die wirklich auch näher regeln. Ich bin dankbar, dass Herr StR Faymann hier eine Zusicherung gegeben hat, diese näher zu regeln. Aber das zeigt, wie notwendig es ist, dass die Volksanwaltschaft sich um solche Bereiche kümmert. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und nun, meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch, weil die Volksanwaltschaft heute hier ist, zu einem Punkt kommen, der zwar nicht Teil dieses Berichts ist, aber doch, glaube ich, ein ganz, ganz wesentlicher Teil ist, den wir gerade zu dieser Jahreszeit und in diesen Tagen auch hier mit berücksichtigen sollten.

Es ist der Bericht der Volksanwaltschaft über die Vergabe von Heizkostenzuschüssen in der Heizperiode 2000/2001. Hier wurde der Gemeinde Wien die Möglichkeit gegeben, die Zuschüsse des Bundes zu verdoppeln, die der Bund den Ärmsten der Armen zur Verfügung gestellt hat. Doch glauben Sie nicht, dass es Wien gelungen ist, den Ärmsten der Armen wirklich zu helfen. Wir haben in Wien über 30 000 Ausgleichszulagenempfänger, das heißt, die Personen verdienen, wenn sie allein stehend sind, nur ganz wenig über 8 000 S. Das sind wirklich die Ärmsten der Armen. Und von diesen 30 000 Personen haben nur 11 000 Personen wirklich den Heizkostenzuschuss bekommen. (Abg Christian Oxonitsch: Wer hat das verzögert? - Abg Josefa Tomsik: Die Bundesregierung!) Das ist ein Armutszeugnis. Wir haben uns hier wirklich besser zu verhalten. Und die Daten, Herr Kollege Oxonitsch, für die Ausgleichszulagenbesitzer, die sind hier in der Gemeinde Wien verfügbar. Und da können Sie sich nicht darauf ausreden, dass die im Bund irgendwo sind, sondern das ist allein die Angelegenheit der Gemeinde Wien. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und Sie, Herr Kollege Oxonitsch, haben in einer Presseaussendung zur Budgetdebatte gesagt, dass die Stadt Wien die Kosten übernommen hat in so vielen Bereichen, wo der Bund ausgelassen hat, und haben hierbei auch den Heizkostenzuschuss erwähnt. Es ist Ihnen nicht gelungen. Zwei Drittel davon haben Sie nicht berücksichtigt. Zwei Drittel davon haben Sie ausgelassen. Und das zeigt, dass Sie hier in dem Sinne überhaupt nicht geholfen haben. Das ist eine Entlarvung. (Abg Christian Oxonitsch: Wer hat die Entscheidung getroffen? Sie wurde da drüben getroffen!) 
Herr Kollege Oxonitsch, wenn ich Ihre SPÖ-Bundesgeschäftsführerin noch zitieren darf, die zu diesem Bericht der Volksanwaltschaft erklärt, es ist ein Skandal, dass auf Grund unzureichender bundeseinheitlicher Regelungen 80 Prozent der bereitgestellten Mittel nicht bei den Hilfsbedürftigen angekommen sind, dann halte ich Ihnen entgegen: Es ist ein Skandal, dass in Wien zwei Drittel der Ausgleichszulagenbesitzer diese Zulage nicht bekommen haben. Und dafür sind Sie verantwortlich mit Ihren Ressorts! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Monatelang haben Sie sich gewehrt dagegen!) 
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Mag STEFAN zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Volksanwalt! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Sehr geehrte Damen und Herren!

"Wien zählt auf Sie." Unter diesem Titel wurde die Wiener Bevölkerung über die Volkszählung 2001 informiert. In Wahrheit war der Untertitel leider nicht zu lesen. Der Untertitel lautet nämlich oder hätte lauten sollen: "Wien rechnet mit der Autoritätshörigkeit der Bürger und schlägt daraus Kapital."

Die Volksanwaltschaft hat dazu einen bemerkenswerten Bericht gemacht und wirft dabei ein sehr schlechtes Licht auf die Stadtverwaltung.

Dieser Bericht zeigt auch wieder einmal, wie wichtig die Institution Volksanwaltschaft ist. Und nicht zuletzt deshalb unterstützen wir auch den Antrag der grünen Fraktion - das ist nicht nur ein Gegengeschäft, weil Sie mir unlängst am Montag beigepflichtet haben -; es ist uns ein ganz wichtiges Anliegen, dass die Volksanwaltschaft gestärkt wird und eine weitere Prüfungskompetenz bekommt. (Beifall bei der FPÖ und der Abg Ingrid Korosec.) 
Jetzt aber zum eigentlichen Bericht und dem Thema des Berichts. Je mehr Einwohner, desto mehr Geld aus dem Finanzausgleich, lautet die Formel, und diese Formel lässt die österreichischen Gemeinden regelmäßig alle zehn Jahre zur Höchstform auflaufen. Plötzlich kümmern sie sich um die Bürger und wollen möglichst attraktiv sein.

Für eine Verlegung des Hauptwohnsitzes sind diese Aktionen meistens viel zu kurzfristig, das heißt, es kann also nur um die Bewerbung bestimmter Bürger gehen, für die das zutrifft. 

Und da muss ich jetzt den rechtlichen Hintergrund einmal erklären, wo überhaupt die Möglichkeit ansetzt, dass Gemeinden um Bürger werben. 

Entscheidend ist der Hauptwohnsitz und der Lebensmittelpunkt. Und die Bürger, um die es hier geht, sind in zwei Stufen hinsichtlich des Wohnsitzes zu prüfen, und zwar: Erstens. Liegen mehrere Wohnsitze vor? Und dann zweitens: Sind zumindest zwei dieser Wohnsitze gleichwertig? - Wenn diese beiden Punkte zutreffen, dann hat der Bürger das subjektive Recht, für sich zu bestimmen, wo sein Lebensmittelpunkt ist. 

Und genau dort setzen auch die Werbemaßnahmen der Gemeinden an. Es werden 10 000 S geboten in Innsbruck. Es wird Freifahrt geboten für die Studenten in Wien. Das ist ganz klar. Hier wird zwar wie auf dem Basar gehandelt, aber das ist rechtmäßig. Hier sagen die Gemeinden, wir als privat interessierte Partei wollen mehr Bürger haben, mehr Einwohner, damit wir mehr Geld bekommen. Das ist legitim. Und hier endet auch die Prüfungskompetenz der Volksanwaltschaft, denn die Volksanwaltschaft hat nur amtliches und behördliches Vorgehen zu prüfen.

Und da bin ich auch schon bei der beleidigten Reaktion der Stadt Wien auf den Bericht der Volksanwaltschaft, denn die Gemeinde Wien hat hier eingewandt: Ja, warum sind gerade wir geprüft worden? Es haben doch andere auch geworben. 

Hierbei sieht man das eklatante Missverständnis, worum es hier geht. Erstens entschuldigt ein allfälliges rechtswidriges Verhalten anderer nicht das eigene. Zweitens - und das ist jetzt der entscheidende Punkt -: Es besteht ein eklatanter Unterschied zwischen den Werbemaßnahmen der anderen Gemeinden und dem, was sich die Stadt Wien geleistet hat. Die Stadt Wien hat nämlich in ihrer so genannten Information ihre Stellung als Behörde missbraucht. In ihren amtlichen Aussendungen hat die Stadt Wien falsche Informationen über die Bewertung als Hauptwohnsitz herausgearbeitet und damit zu einer falschen Beurteilung bei den Bürgern geführt. Das heißt, dort, wo die zweite Stufe einsetzt, nämlich die Feststellung, ob es gleichwertige Wohnsitze gibt, dort hat die Falschinformation der Stadt Wien eingesetzt, dort wurde den Bürgern suggeriert, dass sie gar nicht gleichwertige Wohnsitze haben, weil - mit falschen Auslegungen beziehungsweise falschen Informationen - den Bürgern gesagt wurde zum Beispiel, die Aufenthaltsdauer ist entscheidend und andere falsche Informationen gegeben wurden. Das heißt, der Bürger ist gar nicht zur dritten Stufe gekommen, nämlich sich selbst zu entscheiden, sondern ihm wurde von der Autorität Stadt Wien in einer amtlichen Information klar gemacht: Wien ist bereits dein Hauptwohnsitz, dein Lebensmittelpunkt, du kannst gar nicht mehr entscheiden. Und genau hier liegt die große Fehlinformation - ich wollte jetzt ein Schimpfwort verwenden, aber ich möchte mir hier keinen Ordnungsruf einhandeln -, hier liegt jedenfalls der große Missstand, den es aufzuzeigen gilt.

Wenn man das überspitzt formuliert und einen Vorsatz der Stadt Wien hier unterstellen würde, könnte man sagen: Wenn man andere Personen täuscht, um sich damit einen finanziellen Vorteil zu erarbeiten und ihn zu bekommen, dann nennt man das im Strafrecht zumindest Betrug. 

Und was für katastrophale Folgen hat das, was die Gemeinde Wien hier macht? - Es missbraucht das Vertrauen der Bevölkerung und untergräbt damit den Rechtsstaat. 

Und dann die Reaktion nach dem Ergebnis der Volkszählung. Die Stadt Wien hat durch das Ergebnis der Volkszählung zwar eine leichte Zunahme der Bevölkerung, aber auf Grund der allgemeinen Zunahme der Bevölkerung in Österreich einen Verlust von etwa 500 Millionen S. Wodurch die Zunahme der Bevölkerung in Wien stattgefunden hat, das ist auch evident. Inländische Bürger sind abgewandert, ausländische Zuwanderung hat diese Erhöhung ermöglicht. 

Über 68 000 Reklamationsverfahren gibt es jetzt in Österreich, wo also Gemeinden die Entscheidungen beeinspruchen, und davon kommen 48 Prozent, also rund 30 000, aus Wien. Das heißt, Wien zeigt sich hier als schlechter Verlierer. Zuerst einmal gab es eine falsche Information, dann hat sie offenbar auch nicht ausreichend gegriffen und schließlich ist sie auch noch ein schlechter Verlierer. 

Jedes dieser Einspruchsverfahren kostet etwa 2 000 S. Man kann sich also ausrechnen, was 30 000 Einspruchsverfahren kosten: rund 60 Millionen S. Da geht sich, glaube ich, schon ein Volksbegehren aus, wenn ich das richtig rechne. 

Zusätzlich ergibt sich jetzt noch aus der Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs, dass diese Einsprüche der Gemeinde Wien größtenteils unrichtig sind. Es ist jetzt nur die Frage, inwiefern das schon von Anfang an klar war und es also wirklich nur eine Beschäftigungstherapie für die Behörden im Innenministerium war. Jedenfalls zeigt sich, dass der Verwaltungsgerichtshof der Stadt Wien weit gehend Unrecht gibt. Beispielsweise die Studenten, die eben auch auf Grund der Information der Stadt Wien hier zu Wienern gemacht wurden, jene Studenten also, die außerhalb Wiens wohnen und Familienbeihilfe beziehen und den Wohnsitz natürlich noch außerhalb Wiens haben, die werden Wien nicht zugerechnet. Weil es eben nicht nur auf die Aufenthaltsdauer ankommt, sondern auch auf Beziehungen wie die Familienbeihilfe und damit eine Beziehung zum Hauptwohnsitz außerhalb Wiens.

Und dann geht es noch weiter. Dann gibt es jetzt sogar noch Einzelfälle, die vor der Staatsanwaltschaft ihr Ende finden. Da gibt es in der Gemeinde Kukmirn zumindest einen Pendler, der schriftlich bestätigt hat, dass eine Unterschrift, die auf einem Formular vorliegt, nicht von ihm stammt. Er meint, er hat als Hauptwohnsitz nicht Wien, sondern eben Kukmirn angegeben. 

Da stellt sich jetzt die Frage: Mit welchem Erwartungsdruck sind die Zählorgane der Stadt Wien losgeschickt worden, mit welchen Informationen, dass so etwas passieren kann, dass ein Zählorgan eine Unterschrift draufsetzt auf ein Formular, auf ein amtliches, und damit die Entscheidung verfälscht. Das heißt, hier ist auch zusätzlich noch zu prüfen: Was hat die Gemeinde Wien ihren Zählorganen mitgegeben, dass so etwas passieren konnte? 

Und der Gemeindebundpräsident hat auch hier wirklich ausdrücklich dazu festgestellt: Eine lückenlose Aufklärung wäre wichtig, weil das Vertrauen der Bürger massiv erschüttert ist. Und genau das ist der Punkt. (Beifall bei der FPÖ.) Das Vertrauen der Bürger in den Rechtsstaat ist erschüttert und das geht weit über das hinaus, was hier im Zusammenhang mit der Volkszählung passiert ist. 

Die Stadt Wien sollte also auf Grund des Berichts in sich gehen, nicht beleidigt reagieren, sondern in sich gehen, denn die Konsequenz kann nur sein: Die Lebensqualität ist zu verbessern und das Vertrauen der Bevölkerung in die Stadtverwaltung darf nicht mehr missbraucht werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Schieder.

Abg Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Präsident! Frau Berichterstatterin!

Wir diskutieren heute den 22. Bericht der Volksanwaltschaft, der sich mit dem Jahr 2000 auseinander setzt, und ich glaube, es ist, auch wenn es heute schon gesagt worden ist, wichtig, zu wiederholen, wie wichtig die Aufgabe und die Arbeit der - das ist der alte Bericht - Volksanwältinnen und des Volksanwalts und deren Mitarbeiter ist. Es geht hier um ein wichtiges Instrument zur Wahrung der Interessen der Bevölkerung auch gegenüber den Behörden und der Verwaltung, und es ist auch ein Instrument, das eben dem Bürger einen besseren Zugang zum Recht garantiert und ihm zu einem besseren Zugang zum Recht verhilft.

Frau Abg Korosec hat 1999 als Volksanwältin hier im Hause zu einem Bericht der Volksanwaltschaft die Volksanwaltschaft als Dolmetscherinstitution oder die Tätigkeit der Volksanwaltschaft als Dolmetschertätigkeit zur Vermittlung des Rechtes beschrieben. Ich glaube, das ist auch ein sehr schönes Bild und auch eine sehr wichtige Aufgabe in unserer Gesellschaft heutzutage. Und wie man aus dem Bericht und aus früheren Berichten weiß, geht es ja bei den Aufgaben der Volksanwälte nicht nur um Verwaltungsfragen, die sie behandeln, sondern es kommen Leute zu ihnen, mit Versicherungsproblemen, mit Bankenproblemen, mit Problemen im Familienrecht, bei Scheidungen und all diesen Fragen, die sie in ihren über 100 Sprechtagen behandeln. Und das, glaube ich, ist besonders zu bedanken, dass sie hier eine Aufgabe des Dolmetschens zwischen Bürger und den Rechtsnormen vollziehen. 

Im Bericht 2000 haben wir ja 412 Beschwerden, die eingelangt sind bei Ihnen, das ist ein Rückgang, was auch erfreulich ist. 51 davon waren berechtigt. Und ich glaube, dass in Summe genau dieses Faktum der Stadt Wien und der Verwaltung der Stadt Wien ein gutes Zeugnis ausstellt. Ich weiß nicht einmal, wie viele Verwaltungsakte die Stadt Wien täglich tätigt, aber es ist auf jeden Fall ein verschwindend geringer Promillesatz, wo quasi berechtigte Beschwerden überbleiben. Und es ist auch besonders wichtig, die zu beachten, weil ja Wien mit seinen nahezu 2 Millionen nicht Einwohnern jetzt im Sinne der Volkszählung, aber mit Leuten, die in dieser Stadt wohnen, eine große Aufmerksamkeit erfährt und einen Vorbildcharakter hat gegenüber den Leuten, sodass auch die Verwaltung gut und fair zu vollziehen ist. 

51 ist zwar eine geringe Zahl, über die wir uns freuen, aber jeder dieser 51 Fälle ist natürlich ernst zu nehmen und auch nicht zu verniedlichen, und ein gutes Zeugnis macht es erst recht notwendig, dass man sich diese Fälle anschaut. 

Um hier ein bisschen auf die Debatte einzugehen, zunächst einmal auf den Vorwurf bezüglich der Friedhöfe und der Grabstätten, so muss man einmal erwähnen, dass eine Grabstätte quasi entsteht durch einen privatrechtlichen Vertrag zwischen der Stadt Wien und dem Erwerber und sodann die Einverständniserklärung beziehungsweise die Erklärung der Benützungsberechtigung eine notwendige Sache ist. Meine Informationen sind dahin gehend, dass sich die Stadt Wien vorgenommen hat, was gerade in Überarbeitung ist, dass diese Schriftstücke, die unterschrieben werden, zugegebenermaßen meist von Leuten in einem schwierigen persönlichen Moment, eindeutiger formuliert werden und auch klarer darauf hingewiesen wird, damit vielleicht etwaige Missverständnisse nicht passieren. Und auch hier gilt zu sagen: Wir haben über 20 000 Todes- und Bestattungsfälle pro Jahr in Wien, und da kann man sehr froh sein, dass es nur ein Fall ist, und auch diesen werden wir zu beheben versuchen. 

Auch in einem anderen Fall, den die Volksanwaltschaft aufgezeigt hat, in der Geschichte mit den Rettungsgebühren, wurden vom Wiener Landtag in einem Vierparteienantrag, also in einem All-Parteien-Antrag, die Bestimmungen abgeändert, woraus man erkennen kann, dass die Tätigkeit der Volksanwaltschaft oft eine sofortige Umsetzung bringt. Und ein politisches Gremium - das vielleicht dem Herrn Gerstl gesagt - hat Fehler einzugestehen und Verbesserungen vorzunehmen. 

Zur Volkszählung, weil das mein Vorredner in aller Breite hier diskutiert hat, möchte ich schon eine Frage auch stellen an die Volksanwaltschaft, nämlich: Die Information seitens der Stadt Wien an die Wiener Bürger wurde quasi von der Volksanwaltschaft kritisiert und in den Bericht aufgenommen. Nur, anderen Gemeinden gegenüber ist mir so ein Vorgehen nicht bekannt geworden. Und das muss ich schon auch sagen: Wenn man die Information tätigt, wo ja eine gewisse Konkurrenzsituation zwischen allen Städten und Gemeinden Österreichs ist, wäre es natürlich auch notwendig, wenn, dann alle zu prüfen. Ich möchte aber auch gleichzeitig sagen, dass in der Stellungnahme seitens der Wiener Landesregierung auf die Meldegesetznovelle vom März 2001 hingewiesen worden ist, wo es genau um die maßgeblichen Kriterien der Feststellung des Lebensmittelpunktes geht. Und ich glaube, es ist durchaus fair und richtig von einer Stadtverwaltung, dass sie ihre Bürger darüber informiert, dass sie überprüfen sollen, ob der Lebensmittelpunkt eben vorliegt, und sie auch zu informieren, woran der zu messen ist, und eben zu überprüfen, ob dieser oder der andere Wohnort anhand dieser durch das Meldegesetz festgelegten Kriterien ihr Lebensmittelpunkt ist. 

Ich kenne auch Informationsbroschüren von vielen Verwandten und Bekannten, die ja nicht nur alle in Wien leben, sondern auch in anderen Gemeinden, die nicht in dieser Detailliertheit über die Gesetzeslage ihre Bürger informiert haben. Und da möchte ich schon sagen, dass ich sehr froh war, dass die Stadt Wien ihre Bürger in diesem Ausmaß sehr intensiv über den rechtlichen Background informiert hat. Ich meine, dass das nicht als Propaganda zu werten ist, sondern ganz im Gegenteil: Die Aufgabe einer Verwaltung ist, ihre Bürger über die rechtlichen Grundlagen zu informieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum Kollegen Strache möchte ich bezüglich des Falls mit der Wohngemeinschaft, der ja schon langjährig bekannt ist und der auch in der Gemeinderätlichen Behindertenkommission schon des Öfteren diskutiert worden ist, landläufig bekannt als der Fall Steindl, nur sagen, dass an Veränderungen in diesem Bereich schon gearbeitet wird. Die MA 12 als Aufsichtsbehörde erarbeitet in Gesprächen mit dem Trägerverein und so weiter Verbesserungen. Es ist auch die Abteilung des Dozenten Berger vom Neurologischen Krankenhaus am Rosenhügel in dieser Frage immer wieder eingeschaltet, sie macht die ärztliche Begleitung. Die Behindertenkommission hat diesen Fall diskutiert. Es wird gerade daran gearbeitet, dass ein neuer Trägerverein eben diese Wohngemeinschaft, um die es hier geht, übernimmt, um in Zukunft sicherzustellen, dass auch hier eine Verbesserung gegeben ist. 

Zum Kollegen Gerstl bezüglich der MA 65 und der Lenkererhebungsfragestellung dieser Abteilung hier im Bericht eine Anmerkung. Wir haben das ja auch im zuständigen Landtags- oder Gemeinderatsausschuss diskutiert. Ich stehe auch nicht an zu sagen, dass dort die Darstellung des Kollegen der Beamtenschaft in der Diskussion nicht ganz glücklich gewählt war, was quasi die Prozentaufteilung betrifft und dergleichen. Das glaube ich. Jedenfalls hat eine Verwaltung zu schauen, dass Unschuldige nicht unschuldig einer Straftat, wie gering oder wie groß die auch immer ist, verdächtigt werden. Das ist selbstverständlich und das ist auch nicht zu leugnen. 

Nur, gleichzeitig möchte ich schon darauf hinweisen, dass es ja auch andere Rechtsmeinungen gibt, als die der Volksanwaltschaft, und nicht nur eine andere Rechtsmeinung, als sie das Verfassungs- und Rechtsmittelbüro der Stadt Wien entwickelt hat, sondern auch der Verwaltungsgerichtshof entspricht in seiner Judikatur der Meinung, die die Stadt Wien vertreten hat. Ich darf Ihnen nochmals vorlesen, dass die Verwaltungspraxis in Übereinstimmung mit der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofs steht und auch von den Zivilgerichten im Amtshaftungsverfahren nicht als rechtswidrig erkannt wird. Die ebenfalls im Akt befindliche Stellungnahme des Bundeskanzleramts vom Juli 1999 setzt sich mit dieser Judikatur jedoch nicht auseinander und ist daher insoweit nicht ausreichend begründet. Es besteht somit keine Veranlassung, dieser Auffassung gegenüber der Judikatur unabhängiger Gerichte den Vorzug zu geben, zumal, wie in der erwähnten Stellungnahme vom November 1999 dargelegt wurde, auch aus Sicht des betroffenen Bürgers kein Vorteil gegeben ist und eine Änderung der Verwaltungspraxis eben nicht einer quasi Nähertretung entspricht. 

Ich glaube, das ist einmal wichtig zu sagen, dass eben nicht aus dem rechtsleeren Raum irgendetwas geschieht, sondern dass die Spruchpraxis unabhängiger Gerichte auch der Verwaltungspraxis der Stadt Wien entspricht. 

Nur, nichtsdestotrotz glaube ich auch, dass in kritischer Selbstreflexion vielleicht auch ein Weg gefunden wird, wo man vielleicht in Zukunft eindeutiger darstellen kann, dass der Lenker und der Fahrzeuginhaber nicht dieselbe Person sind und dass der Fahrzeuginhaber, sofern er quasi eine Strafe bekommt, zu überprüfen hat, ob er der Lenker war, beziehungsweise zu melden hat, wenn wer anderer der Lenker war. StR Schicker oder Landesrat Schicker und seine Beamten werden in diesem Bereich einmal überprüfen, ob man nicht vielleicht durch einen kleinen Andruck in dem ausgestellten Formular eine bessere Rechtsklarheit im Sinne der Dolmetscherfunktion erzeugen kann. 

Zu dem Heizkostenzuschuss möchte ich schon eines erwähnen: Die Stadt Wien und auch dieses Haus hier hat ja den Heizkostenzuschuss beschlossen, nur war es leider lange Zeit nicht möglich, die notwendige Wärme den Menschen angedeihen zu lassen, weil es nämlich monatelange Verzögerungen seitens des Bundes und der Bundesregierung und der Bundesverwaltung nicht möglich gemacht haben, diese Gelder auszuzahlen. Und da würde ich schon sagen, es ist dann etwas Chuzpe, hier noch herauszugehen und zu sagen, die Stadt Wien ist schuld. Also dieses Doppelmühlespiel spielen wir sicher nicht mit, sondern da sagen wir halt: Hätte der Bund damals vielleicht ein bisschen schneller reagiert, dann wäre das besser über die Bühne gegangen. Nur muss man eines sagen: Der monatelange Einsatz der Beamten der Stadt Wien hat es letztendlich auch ermöglicht, vom Bund die begehrten und notwendigen Daten zu bekommen. 

Zur Fragestellung des § 53 der Wiener Bauordnung, der so genannten Privatstraßen, eine Anmerkung. Ich glaube, dass man vielen Grundstücksbesitzern und Bauwerbern und Bauwilligen nichts Gutes täte, würden wir uns dieses Instruments begeben, sprich: Würden wir diese Regelung abschaffen und nur mehr öffentliche Straßen widmen, dann gäbe es in vielen Bereichen dieser Stadt keine Entwicklungsmöglichkeit, weil nämlich nicht die Gelder vorhanden sind, überallhin gleich eine Straße im ausreichenden Zeitausmaß zu bauen. Das ist ein sehr guter, flexibler Paragraph, der es Investoren oder Bauwilligen ermöglicht zu sagen: Okay, dann baue ich mir auch meine Straße selber und nehme sie in die Hand. Ich möchte nicht soweit gehen und sagen, dieses Instrument ist eine Rechtswohltat, aber es ist jedenfalls etwas, was Flexibilität in der Verwaltung und in der Widmung schafft. Und ich glaube, die Menschen würden sich ordentlich beschweren, wenn es diese Möglichkeit überhaupt nicht mehr gäbe.

Zum Abschluss meines Beitrags möchte ich den Dank vor allem erweitern auf Ihre VorgängerInnen, mit großem I, weil ja der Wechsel in der Volksanwaltschaft stattgefunden hat, und hoffe auch, dass mit den neuen Volksanwälten, mit den neu bestellten, die gute Zusammenarbeit im Sinne der Wiener Bürger erhalten bleibt. 

Ich bedaure es, dass Volksanwalt Dr Peter Kostelka heute nicht bei uns sein kann. Er ist bei einem Kongress des Europarates in Zürich, und ich glaube, das ist auch nicht unbedeutend, wenn es um die Dolmetschfunktion geht, denn es ist ein Kongress des Europarates der Volksanwälte. Dort treffen sich über 130 Ombudsleute aus 36 Ländern, und ich glaube, dass diese Fragestellung heutzutage viel zu wenig noch diskutiert wurde. Wir haben Ombudsleute auf den niedergeordneten Ebenen, wir haben auf Bundesebene die Volksanwälte. Ich glaube, dass es in Zukunft stärker zu überlegen ist, solche Rechtsinstrumente auch auf europäischer und globaler Ebene in der einen oder anderen Form - vielleicht ist es rechtlich heute noch gar nicht so leicht - zu verankern. Daher ist eine Vernetzung der Volksanwälte und eine Verdichtung ihrer Arbeit auf europäischer Ebene jedenfalls sinnvoll, auch eingedenk dessen, dass wir immer mehr Rechtsnormen haben, die aus europäischen oder internationalen Abmachungen, Verträgen und Rechtssetzungen entstehen. Gegenüber dieser Globalisierung des Rechts wollen sich auch der Schutz oder die Hilfeinstitutionen des Bürgers ebenfalls in diesem Bereich globalisieren. Daher sage ich: Es ist zwar schade, persönlich gesprochen, dass Peter Kostelka heute nicht da ist, es ist aber, denke ich mir, für die Zukunft der Bürger und ihres Rechtsschutzes sehr sinnvoll. 

Und zum Abschluss vielleicht noch einen Spruch, den der Vorsitzende der Volksanwälte Dr Peter Kostelka bei seiner Amtseinführung auch erwähnt hat, und das, glaube ich, ist ein guter Spruch, den Sie sicherlich beide auch mittragen können. Er hat gesagt, er möchte gemeinsam mit Ihnen - da bin ich mir sicher, das ist eine Trias, der er vorangehen wird - die Volksanwaltschaft aus der Idylle der Singerstraße herausführen zu einer Anwaltschaft des Volks. Ich glaube, das ist ein neues attraktives Gesicht für die Volksanwaltschaft in Zukunft. Ich glaube, es ist nicht die Vergangenheit so schlecht, dass man es sagen muss, aber eine Verbesserung ist jedenfalls im Sinne der Bürger zu begrüßen. 

Und im Sinne der Bürger wünsche ich Ihnen Dreien damit auch Erfolg in Ihrer zukünftigen Arbeit, weil auch wir als Politiker quasi dieses Kontrollinstrument brauchen, um die maximal positive Arbeit zu leisten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Eine zweite Wortmeldung hat Frau Abg Jerusalem abgegeben. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte das nicht so im Raum stehen lassen, was Frau GRin Malyar gesagt hat und zu einigen Dingen Stellung beziehen:

Erstens. Mein Zitat, das so genannte "schleicht´s eich"-Zitat, kam 1999 das erste Mal, 2000 das zweite Mal, 2001 das dritte Mal und kommt so lange, bis die Reform abgeschlossen ist und es daher nicht mehr notwendig ist, irgendetwas Derartiges zu zitieren.

Zweiter Teil: Ab wann darf man verallgemeinern und darf sagen, auf einem Amt wird schlecht gearbeitet? - Meiner Meinung nach fängt das dann an, wenn man nach vielen Jahren des Zuschauens und Zuhörens zu der Ansicht kommt, es handelt sich nicht um Ausreißer und Einzelfälle, sondern es handelt sich darum, dass irgendwo Strukturen, Richtlinien, Ausbildung und alles Mögliche so falsch läuft, dass man sagen kann, in einem Amt wird mit den KlientInnen nicht richtig umgegangen.

Dritter Punkt: Ihrer Aufforderung zur Vernaderung werde ich nicht nachkommen. Ich werde die Namen der Beamten, die irgendetwas Derartiges getan oder gesagt haben, nicht nennen. Sollten KlientInnen den Wunsch haben, dass ich ihren Namen hier nenne und weitergebe, werde ich ihn weitergeben. Die haben den Wunsch aber meistens nicht, weil sie Angst haben, dann am Sozialamt noch weniger Geld zu bekommen und noch schlechter behandelt zu werden.

Nächster kleiner Hinweis, wo ich gedacht hätte, den muss ich nie irgendwelchen GemeinderätInnen geben: Am Sozialamt arbeiten schlicht und einfach keine Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter! Würden dort nämlich Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter arbeiten, dann wären die Dinge nicht so im Argen, wie sie derzeit im Argen liegen! (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Damit werfen Sie aber allen Sozialarbeitern vor, dass sie schlecht sind!) Dort arbeiten nämlich Verwaltungsbeamte und die Geschichte dieses Hauses würde Ihnen erzählen, dass vor langer Zeit viele dorthin strafversetzt worden sind. So viel dazu. Nachdem dort keine arbeiten, kann ich auch keine beleidigt oder sonst irgendetwas haben. Meine Wertschätzung gilt absolut den Sozialarbeitern und Sozialarbeiterinnen. 

Sollte die Reform so umgesetzt werden, wie sie geplant ist, werden in Hinkunft alle Erstgespräche von Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern geführt. Das ist genau das, was die GRÜNEN tatsächlich haben wollen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Im Übrigen pflege ich auch mit den Verwaltungsbeamten, deren Arbeit ich so scharf kritisiere - und das tue ich seit 1999 -, das Gespräch. Ich habe meine Kritik aufrecht erhalten. Ich habe ihnen das auch gesagt und wir sind in eifriger Diskussion darüber. Da bin ich einfach anderer Meinung als diese Beamten und das sage ich auch laut, weil es um das Service und um die Klienten und Klientinnen geht.

Jetzt möchte ich Ihnen noch zur Kenntnis bringen, dass das nicht allein meine Kritik ist, sondern dass das Amt selbst genau dieselbe Kritik äußert. Sie können das in den Unterlagen der MA 12 nachlesen. Darin - in den eigenen Unterlagen der MA 12 - wird die völlig unterschiedliche Handhabung des Sozialhilfegesetzes bei den einzelnen Stellen durch mangelnde Kooperationsbereitschaft und durch mangelnde Kommunikation kritisiert. Darin werden die Unübersichtlichkeit der Angebote und der Stellen, unklare und zum Teil nicht vorhandene Arbeitsaufträge und Ziele, die mangelnde Abstimmung der Hilfeleistungen auf die individuelle Situation der Hilfe Suchenden, die bürokratische, unflexible und lange Entscheidungsfindung und so weiter und so fort kritisiert. Das kritisieren die selber. Also, warum darf ich es dann nicht kritisieren? Ich kritisiere genau dasselbe wie die. (Abg Dkfm Dr Ernst Maurer: Was ist das für eine Aktenzahl, bitte? Können Sie sagen, woraus Sie zitieren? Was haben Sie zitiert? Das haben Sie nicht gesagt!) Ich zitiere aus der Unterlage "Fachbereich Sozialarbeit und Sozialhilfe, Ziele, Aufgaben und Strukturen". Da hat es Arbeitskreise und alles Mögliche gegeben. 

Jetzt sage ich Ihnen, was die von sich selber und von den Beamten verlangen. Das steht darin. Die verlangen ein angenehmes Gesprächsklima, Freundlichkeit, Höflichkeit, Respekt, Toleranz, Vertrauen, Akzeptanz, Seriosität in jeder Situation, die Vermeidung aggressiver Situationen und so weiter. Glauben Sie, die schreiben das in ihr eigenes Papier hinein, wenn es das alles nicht gibt, so wie Sie behaupten? - Das gibt es! Die Aggression gibt es, die Unfreundlichkeit gibt es, die Unhöflichkeit gibt es und deswegen soll das geändert werden! Das verlange nicht nur ich, sondern das verlangt die MA 12 von sich selbst und sie tut gut daran!

Ich kann Ihnen nur zu einem meinen absoluten Glückwunsch aussprechen, nämlich zur neuen Besetzung der Leitung der MA 12 mit Herrn Sepp Schmidt. Das war ein absoluter Glücksgriff! (Abg Mag Sonja Wehsely: Das war kein Glück, das war eine Entscheidung!) Der Mann weiß, was er will und wird diese Reformen auch durchführen! - Ich danke Ihnen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Ebenfalls die zweite Wortmeldung, Herr Abg Dipl Ing Margulies. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Es geht nur um eine kurze Korrektur. Ich ziehe den zuvor eingebrachten Antrag zurück, um einen ganz leicht abgeänderten Antrag wieder einzubringen: 

"Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, die Kontrolltätigkeit der Volksanwaltschaft auf die ausgegliederten Gesellschaften der Wiener Stadtverwaltung auszudehnen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Ich denke, dass diese Änderung, nachdem auch die Sozialdemokratie sehr stark für Kontrollrechte und Hilfe für die Bevölkerung steht, nun auch die Zustimmung der Sozialdemokratie finden wird. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich habe zurzeit keine Wortmeldungen von den Abgeordneten, jedoch Wortmeldungen der Volksanwälte. 

Zuerst Herr Volksanwalt Mag Stadler. Ich erteile Ihnen das Wort.

Volksanwalt Mag Ewald Stadler: Herr Präsident! Frau Stadträtin! - Der Herr Stadtrat ist im Moment nicht im Hause. - Meine Damen und Herren!

Die Volksanwaltschaft hat in ihrer Vorsitzführung einen jährlichen Wechsel, Herr Klubobmann Dr Tschirf. Der momentane Vorsitzende ist in Akkordanz mit uns in Zürich und nimmt dort an der Tagung der EUI teil, der European Ombudsman Institute. Es gibt eine internationale auch noch, aber das ist die auf europäischer Ebene eingerichtete Ombudsmanneinrichtung. Auf europäischer Ebene haben wir im Bereich der EU bereits entsprechende Ombudsmanneinrichtungen, aber die Tendenz und die Entwicklung geht auch dort weiter. Wenn der Herr Klubobmann daher nächstes Jahr mit dem Vorsitzenden reden möchte, dann werden Sie wieder mit mir diskutieren dürfen. Ich freue mich schon darauf, Herr Klubobmann!

Meine Damen und Herren, bevor ich zu den einzelnen Fällen komme, möchte ich mich dem Dank der Redner für die Tätigkeit unserer Vorgänger anschließen. Wir haben erstmals in der jetzt beinahe 25‑jährigen Geschichte dieser verfassungsmäßigen Institution einen kompletten Wechsel aller drei Volksanwälte, seit mit 1. Juli 2001 Dr Peter Kostelka, meine Wenigkeit und meine Kollegin Rosemarie Bauer in Amt und Würden sind. Frau Kollegin Korosec ist hier im Landtag, die beiden Volksanwälte Dr Krammer und Horst Schender sind ebenfalls ausgeschieden. Ich darf mich ebenfalls namens der Volksanwaltschaft bei allen Dreien bedanken und mich dem Dank gegenüber diesen drei Volksanwälten und ihren Mitarbeitern anschließen.

Wir haben heute die Ehre, Frau Kollegin, Ihren Bericht hier zu vertreten. Er ist nicht von uns verfasst worden, dennoch haben wir uns bemüht, uns einigermaßen einzulesen. Nun gestatten Sie mir aber, meine Damen und Herren, zu sagen, dass es natürlich ein Anliegen aller drei Volksanwälte ist, nach 25 Jahren darüber nachzudenken, wie man die Volksanwaltschaft weiterentwickeln kann. Hierzu haben wir doch einige Ideen entwickelt, wie das vonstatten gehen soll. 

Ich bin stolz, darauf hinzuweisen, meine Damen und Herren, dass die Erste - und das ist eines der wichtigen Anliegen - mittlerweile geglückt ist, nämlich die früher von den Bürgern sehr geschätzte Volksanwaltschaftssendung, wenn auch in veränderter Form, wiederzuerlangen und zurückzuerobern. Mit 12. Jänner des kommenden Jahres wird die Sendung unter der neuen Moderation von Peter Resetarits starten. Wir werden dann eine neue Form der Sendung haben, nämlich eine zweigeteilte, einen neuen Fall, einen kontroversiellen Fall im ersten Teil der Sendung und einen gelösten Fall im zweiten Teil der Sendung. Ich bin davon überzeugt, dass es aus volkspädagogischer Sicht für die Zuseher sehr wertvoll ist, dass die Bürger einiges daraus gewinnen können, wie man das Verhältnis zwischen Bürgern und Verwaltung gestaltet, wie man es verbessern kann, welche Fehler man besser unterlässt und welche Rechtsschutzmöglichkeiten man insgesamt hat. (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Beim nächsten Punkt wird wahrscheinlich dann die andere Seite des Hauses applaudieren. Das Zweite, meine Damen und Herren, ist der Versuch, dem Parlament einen Sonderbericht zuzuleiten und ihn dort diskutieren zu lassen. Dieser Versuch ist bisher noch nicht völlig geglückt, aber wir werden auch dort weiter kämpfen. Dabei werden wir sozusagen eher von der sozialistischen und der grünen Fraktion unterstützt. (Abg Harry Kopietz: Sozialdemokratische Fraktion!) Sie sehen mir das bitte nach, ich bin immer noch in meiner alten Diktion (Heiterkeit bei der FPÖ und bei der ÖVP.), dass ich immer noch gesagt habe "sozialistisch". "Sozialdemokratisch" ist für mich ein Synonym. (Abg Harry Kopietz: Das ist eine Frage der Bildung!) Ich bin gerne bereit, mich auf die neue Diktion einzustellen. Ich habe es im Parlament auch nie anders gehalten, aber ich bin gerne bereit, mich auf die neue Diktion einzustellen.

Ich betone also, die Sozialdemokraten und die GRÜNEN haben uns im Parlament unterstützt. Ich hoffe, das tun sie auch weiterhin in dem Bemühen, dass ein Sonderbericht, der von der Volksanwaltschaft erstmals in der 25‑jährigen Geschichte der Institution erstellt wurde, nämlich zum Thema "Heizkostenzuschüsse", wo auch der Bereich der Stadt Wien an prominenter Stelle vorkommt und der federführend unter der Ägide des sachzuständigen Volksanwalts Dr Kostelka zu Stande kam, wie alle künftigen Sonderberichte im Parlament diskutiert werden sollte. 

Mitnichten, meine Damen und Herren! Die Präsidialkonferenz hat den Beschluss gefasst, dass das zu viel Arbeit für die Damen und Herren Abgeordneten ist. Ich bitte mir nachzusehen, dass ich diese Entscheidung nicht zu qualifizieren habe, aber ich glaube nicht, dass man auf Dauer diese Argumentationslinie dem Bürger gegenüber durchhalten wird können! (Beifall bei der FPÖ und bei Teilen der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, die Anliegen, die die Volksanwaltschaft - wie etwa die Problematik des Heizkostenzuschusses - als Sonderbericht an ein Parlament, seien das der Nationalrat, beide Kammern, der Bundesrat oder ein Landtag, heranträgt, sind nicht von so nachrangiger Bedeutung, weil da wird die Volksanwaltschaft selber darauf achten, dass man sich nicht davor fürchten muss, dass man sich mit irgendwelchen Kleinigkeiten, Neppich oder Kinkerlitzchen auseinander setzen muss. Aber es gibt wirklich nachrangigere Dinge, die bei der parlamentarischen Debatte in Beratung gezogen werden. Meine Damen und Herren, ich glaube, Bürgeranliegen sind allemal wichtig genug, dass sich zumindest ein Unterausschuss oder ein Ausschuss des Parlaments damit auseinander setzen sollte, aber nicht vorweg die Behandlung von Berichten der Volksanwälte und der Volksanwaltschaft ablehnen kann. 

Die 404 Gesamterledigungen von insgesamt 412 Beschwerdefällen, die an die Volksanwaltschaft im Berichtszeitraum herangetragen wurden, stellen in der Tat - das möchte ich gar nicht verhehlen - der Verwaltung der Stadt Wien ein gutes Zeugnis aus. Nun möchte ich dazusagen, dass nicht jeder, der Friktionen mit der Verwaltung hat, sich sofort zur Volksanwaltschaft begibt, aber insgesamt ist es doch ein Parameter, dass man sagen kann, grosso modo kann man von einer funktionierenden Verwaltung ausgehen. Dennoch sollte man die 412 Anliegen, die an uns herangetragen wurden, nicht gering schätzen. Das tut die Volksanwaltschaft auch nicht. Bei dem einen oder anderen Anliegen kann man durchaus auch allgemeine Schlüsse aus dem Vorgang ziehen. 

Ich möchte daher bei dieser Gelegenheit auf einige vorgebrachte Fälle eingehen:

Zunächst dieses Problem der Enthebung einer Abteilungsleiterin im städtischen Konservatorium: Ich habe hier nichts mehr hinzuzufügen. Der Vorgang ist meiner Ansicht nach kein Ruhmesblatt für die Direktion am städtischen Konservatorium. So kann man mit einer lang gedienten Mitarbeiterin, die sich sehr engagiert über Jahrzehnte im Konservatorium betätigt hat, nicht umgehen! So geht man überhaupt nicht mit einem Mitarbeiter um! Das möchte ich in aller Deutlichkeit sagen! Die Kritik, die die Volksanwaltschaft in diesem Bericht geäußert hat, bleibt daher vollinhaltlich aufrecht! (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 

Die Problematik der Volkszählung ist in der Tat kurios. Sie haben mich gefragt, Herr Abgeordneter, warum die Volksanwaltschaft in den anderen Fällen der Gemeinden keine Prüfungen eingeleitet hat. - Zunächst glaube ich, dass man die Stilblüten, die man dort erlebt hat, dennoch irgendwann einmal politisch diskutieren sollte. Warengutscheine, die angeboten wurden, Fahrräder, Mountainbikes, die man sozusagen dafür ausgelobt hat, dass man sich zu einer bestimmten Kommune bekennt, sogar Prämien, Kopfgeldprämien, die man ausgelobt hat, das alles ist kein wirklich schöner Vorgang gewesen und hätte durchaus auch geprüft werden können, nur haben wir ein Problem, weil sich das alles im Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung der Kommunen abspielt, während die amtliche Information der Stadt Wien - das war dann der Grund, warum man es amtswegig in der Volksanwaltschaft untersucht hat - natürlich ein hoheitlicher Akt war. Eine amtliche Mitteilung ist der hoheitlichen Verwaltung zuzurechnen und dort muss man darauf achten, dass man rechtsrichtig informiert. 

Nun kann man auch bei Mitteilungen einer Kommune Propaganda betreiben - das ist nichts Ungewöhnliches -, nur muss man wissen, dass der Propaganda immer auch das Moment der Irreführung innewohnt. Bei amtlichen Mitteilungen sollte man das nicht tun. (Abg Godwin Schuster: Das war nicht nur in Wien so der Fall!) Mir ist nur der Fall Wien bekannt geworden. Wenn es in anderen Fällen auch so war, dann gilt die Kritik der Volksanwaltschaft mutatis mutandis auch für diese Kommunen. 

Wir haben das Glück, dass die Volkszählung in dieser Form die letztmalige war, denn die Bundesregierung ist dabei, ein zentrales Melderegister aufzubauen, das Evidenzwesen auf einen modernen, zeitgemäßen und der technischen Entwicklung entsprechenden Stand zu heben. Dann sind auch die Volkszählungen, die in der Vergangenheit stattgefunden haben, mit Sicherheit nicht mehr notwendig. 

Dennoch, meine Damen und Herren, bleibt als Grundanliegen übrig, dass man sich dort, wo man in hoheitlicher Form Mitteilungen an den Bürger macht, zumindest um eine rechtsrichtige Information bemühen sollte. Die Information war nicht richtig. Die Information war vor allem vor dem rechtlichen Hintergrund nicht richtig. Das ist das Problem, das wir gerügt haben. Bei allem Verständnis dafür, dass sich die Kommunen in einen Wettbewerb begeben haben oder begeben mussten, um zu Wohnsitzmeldungen zu kommen, sollte doch dieses Problem der Rechtsrichtigkeit bei amtlichen Schriftstücken nicht aus dem Auge verloren werden!

Meine Damen und Herren! Das Gleiche oder Ähnliches gilt für das Problem der Sofiensäle. Die jahrelangen Beschwerden, Herr Abgeordneter, die man über die Sofiensäle im Bereich der Nachbarschaft an die Volksanwaltschaft herangetragen hat, sind auch schon in früheren Berichten der Volksanwaltschaft nachzulesen gewesen, haben sich aber allerdings auf eine der Volksanwaltschaft nicht genehme Weise erledigt, indem das Subjekt abgebrannt ist. Die Anrainer mögen dadurch zufrieden gestellt sein, Lärmbelästigungen sind jedenfalls in der nächsten Zeit nicht zu befürchten.

Aber, meine Damen und Herren, die Umstände des Brandes und die Untersuchung des Brandes haben dazu geführt, dass eine weitere Beschwerde bei der Volksanwaltschaft eingelangt ist - dieser müssen wir nachgehen -, ob bei der Ermittlung der Brandursache im Bereich der Staatsanwaltschaft und im Bereich der Strafermittlungsbehörden entsprechend sorgsam, genau und richtig vorgegangen wird. Ich kann heute noch nicht sagen, wie dieses Prüfverfahren ausschauen und wie es erledigt werden wird. Wir haben das erst kürzlich in Prüfung gezogen. 

Letzter Punkt ist der bereits von mehreren Debattenrednern diskutierte Problembereich der Ausforschung von Lenkern. - Herr Abgeordneter, es stimmt, dass auch der Verwaltungsgerichtshof sagt, dass die Lenkeranfragen, aber man muss auch dazusagen welche, nämlich die Lenkeranfragen im Sinne des § 103 Abs. 2 Kraftfahrgesetz, nicht zwingend geboten sind. Das heißt aber noch nicht - und das hat die Volksanwaltschaft in ihrem Bericht ausdrücklich angeführt -, dass man jede Lenkerermittlung unterlassen kann, und das bedeutet noch weniger, dass man einem Zulassungsbesitzer nur deswegen eine Strafverfügung zustellt, weil man annimmt, dass der Zulassungsbesitzer den Täter ohnehin kennt und sich entweder mit diesem arrangiert oder vor lauter Freundschaft zu ihm auch die Strafe bezahlt. Das ist es nicht! Der Grundsatz unseres Strafrechts ist nach wie vor, dass nur der Täter, der sich einer gesetzeswidrigen Handlung, die auch strafbar ist, schuldig gemacht hat, zur Strafe herangezogen wird. Von diesem Grundsatz möchten wir nicht abgehen.

Wir haben natürlich Vorschläge - diese sind auch im Ausschuss diskutiert worden - gemacht. Zunächst glauben wir, dass es mit der Einrichtung eines zentralen Zulassungsregisters beim Innenministerium relativ einfach möglich sein wird, zu eruieren, ob ein Zulassungsbesitzer auch einen Führerschein hat. Das wird in Zukunft - wir glauben, dass es im November kommenden Jahres technisch möglich sein wird - relativ einfach ermittelbar sein. Wenn ich annehme, dass jemand zwar als Zulassungsbesitzer zu strafen wäre, aber keinen Führerschein hat, dann kann ich ihm nicht wirklich gut eine Geschwindigkeitsübertretung als Straferkenntnis zustellen. (Abg Andreas Schieder: Warum nicht?) Das halte ich nicht für hinreichend, denn es ist hier das Gebot der Verwaltung, zumindest den Versuch zu starten, den tatsächlichen Täter ausfindig zu machen. 

Die Verwaltungskosten oder der Verwaltungsaufwand sind hier kein stichhaltiges Argument, Herr Abgeordneter! (Abg Andreas Schieder: Wieso?) Das sage ich Ihnen in aller Nüchternheit, denn die Wahrung von Bürgerrechten produziert immer Verwaltungsaufwand. Den Strafanspruch des Staats gegen einen Bürger durchzusetzen und damit den Täter auszuforschen, ist immer Aufwand. Es ist ebenso ein enormer Aufwand im Bereich der Justiz, die tatsächlichen Täter zu finden, etwa bei den Sofiensälen. Das ist ein enormer Aufwand, den man sich nicht sparen kann. Der Hinweis darauf, das kostet zu viel, ist der Abgesang des Rechtsstaats im Bereich des Kriminalrechts oder des Verwaltungsstrafrechts, und den würde die Volksanwaltschaft niemals akzeptieren, zumal er auch international - und wahrscheinlich auch von Ihnen - nicht akzeptiert werden würde, weil das fundamentale Rechte, Menschenrechte, Grundrechte berührt.

Wir haben dazu eine weitere Anregung, meine Damen und Herren, nämlich dass man dort, wo man erkennt, dass der Adressat eines Straferkenntnisses nicht mit dem Täter ident ist, dann zumindest amtswegig, wenn man darauf hingewiesen wird, den entsprechenden Strafbescheid aufhebt und die entsprechende Strafverfügung gegen ihn erlässt, ihm nachsieht und den tatsächlichen Täter mit einer Strafverfügung bedenkt. 

Das sind die Anliegen, die zu den vorgetragenen Fällen aus meiner Sicht noch zu erwähnen wären. 

Meine Damen und Herren, das Verhältnis zwischen Volksanwaltschaft und Verwaltung ist in Wien im Großen und Ganzen - das möchte ich ausdrücklich anführen - friktionsfrei. Die hiesige Abteilung bemüht sich, einigermaßen pünktlich - das heißt, unter Beachtung der von uns gesetzten Fristen - die von uns begehrten Auskünfte zu erteilen. Auch draußen in den magistratischen Bezirksämtern kann man davon ausgehen, dass wir sehr gut und freundlich behandelt werden. 

Ich möchte hier nur aus meiner eigenen Erfahrung den 20. Bezirk und den 23. Bezirk anführen. Im 20. Bezirk hat sich der Bezirksvorsteher sogar eigens noch bemüht, uns beim Sprechtag behilflich zu sein. Es gibt aber leider auch das umgekehrte Beispiel. Das ist mir vor wenigen Wochen passiert, als ich im magistratischen Bezirksamt Wien-Margareten war, dort versucht habe, für Bürger, die natürlich mit Aktenmaterial daherkommen, Kopien zu organisieren, wo dies aber unmöglich war. Ich wurde mit einer ziemlich rotzigen Antwort bedacht, indem man mir gesagt hat, die Volksanwaltschaft hat selber dafür zu sorgen, wie sie zu ihren Kopien kommt. Meine Damen und Herren, das ist ein riesiger Irrtum, der dahinter steckt! Niemand braucht mir Kopien zu machen, ich mache mir meine Kopien schon selber! Das wäre keine Gefälligkeit an den Ewald Stadler gewesen, sondern es wäre eine Gefälligkeit dem Bürger gegenüber gewesen, der sich dort beschwert hat, dass er gleich seine Originalunterlagen wieder mitnehmen kann und nicht wochenlang warten und hoffen muss, dass er sie dann vollständig zurückbekommt - was in der Regel der Fall ist -, dass man ihm zumindest ein paar Kopien auf dem Bezirksamt macht. Ich glaube, das Gebot der Zusammenarbeit und das Gebot der gegenseitigen Hilfeleistung bei den verfassungsmäßigen Einrichtungen sollte schon dazu führen, dass man nicht versucht, mit solchen Kleinigkeiten noch Prügel vor die Füße zu werfen, die nicht mir, sondern dem Bürger schaden, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 

Das ist der Punkt. Daher mein Ersuchen an Sie, dass man sich an den bereits genannten positiven Beispielen ein Maß nimmt und dafür sorgt, dass die Tätigkeit der Volksanwaltschaft - ich sage es noch einmal - im Interesse des Bürgers insgesamt unterstützt und nicht behindert wird. 

Das, was vom ersten Debattenredner gesagt wurde, das Problem des drohenden Kompetenzverlusts, Herr Klubobmann, dass die Volksanwaltschaft durch zunehmende Auslagerungen an Kompetenzen und Prüfkompetenzen verliert, ist ein Problem, meine Damen und Herren, das Sie alle auch betrifft, denn in jenem Maße, in dem die Prüfkompetenz für die verfassungsmäßige Einrichtung Volksanwaltschaft abnimmt, nimmt auch Ihre Prüfkompetenz im Namen des Interpretationsrechts ab! Das heißt, dahinter steckt ein fundamentales Problem. Am Schluss könnte theoretisch stehen, der Staat ist nur mehr eine Aktiengesellschaft, der Abgeordnete hat nichts mehr zu kontrollieren und der Volksanwalt damit auch nicht. Der Einzige, der dann bei dieser Aktiengesellschaft Staat übrig bliebe, ist der Rechnungshof. 

Meine Damen und Herren, daher schon mein Anliegen. Ich bedaure, dass die grüne Fraktion den Antrag ein bisschen geändert hat. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Jetzt ist es noch weiter gehend!) Die ursprüngliche Fassung hat mir sehr gut gefallen, weil es unser Wunsch ist, die Prüfkompetenz der Volksanwaltschaft den Organen der Rechnungskontrolle nachzubilden. Unser Wunsch wäre es, die Prüfkompetenz der Volksanwaltschaft so zu bemessen, wie sie auch der Rechnungshof hat. Damit wäre klargestellt, dass dort, wo eine beherrschende Stellung des Staats oder Aktienmehrheiten oder Gesellschaftsmehrheiten des Staats vorhanden sind, auch eine entsprechende Prüfkompetenz der Volksanwaltschaft gegeben ist. (Beifall bei der FPÖ und der Abg Ingrid Korosec.)
Zumal dort, meine Damen und Herren, auch das Kleid dieser Rechtsträger ein privatwirtschaftliches ist, der Staat aber darin ist. Und das ist das Problem dahinter. 

Die Tendenz der zunehmenden Auslagerungen war im Jahre 1977, als man die Volksanwaltschaft geschaffen hat, noch nicht erkennbar. Damals wurde das auch diskutiert, aber man hat nicht damit gerechnet, dass es in 25 Jahren eine derartige Tendenz zur Auslagerung öffentlicher Rechtsträger geben wird und diese Tendenz in diesem Ausmaß verstärken wird. Deswegen haben wir, alle drei gemeinsam, den Wunsch, legistische Anregungen ans Parlament, genauso an Landesparlamente wie den Wiener Landtag, herantragen zu können und die Verfassungsmäßigkeit - nicht die Gesetzmäßigkeit, denn das können wir derzeit schon - von Verordnungen, von einfachen Gesetzen, Bundes- und Landesgesetzen bei den Gerichtshöfen des öffentlichen Rechts, in dem Fall beim Verfassungsgerichtshof, prüfen lassen zu können. 

Wir haben natürlich auch den Wunsch - damit möchte ich schließen -, dass wir in allen Landtagen, wo wir, wie hier in Wien, Organ des betreffenden Landtags sind, auch ein Rederecht haben. Das ist derzeit nicht der Fall. Damit lassen Sie mich mit einem Kompliment schließen. Wien kann hier durchaus Vorbild sein. Wir würden uns wünschen, dass wir - so wie bei Ihnen, hier in Wien - in allen sieben Landtagen, wo wir die Zuständigkeit haben, auch als "Landesvolksanwalt" - unter Anführungszeichen - tätig zu sein, mit den dortigen Abgeordneten diskutieren können. - In diesem Sinne herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit! (Beifall bei der FPÖ, bei den GRÜNEN und bei Teilen der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Am Wort ist nun Frau Volksanwältin Bauer. Ich erteile Ihnen das Wort.

Volksanwältin Rosemarie Bauer: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mein Amtskollege, Herr Mag Stadler, der heute den Vorsitzenden vertritt und daher doppelt so lange reden darf - nachdem Peter Kostelka nicht da ist, hat er auch seine Redezeit inkludiert -, hat Sie im Wesentlichsten schon über unsere Tätigkeit, vor allem auch über unsere Wünsche bezüglich Weiterentwicklung, informiert. Ich kann mich dem anschließen. 

Ich möchte daher versuchen, möglichst kurz noch einige Dinge aus meinen persönlichen Erfahrungen beziehungsweise aus dem Berichtszeitraum des vorliegenden Berichts, aber auch die persönlichen Erfahrungen der letzten fünf Monate, seit meinem Amtsantritt am 1. Juli dieses Jahres, darzulegen.

Zunächst darf ich grundsätzlich festhalten, dass ich im vergangenen Jahr den Geschäftsbereich von Ingrid Korosec übernommen habe. Die historische Chance, bei drei neuen Volksanwälten vielleicht eine andere Aufteilung der Geschäftsbereiche vorzunehmen, haben wir uns entgehen lassen. Allerdings mit gutem Grund. Kleine Abrundungen haben wir uns noch vorbehalten. In meinem Geschäftsbereich war ein sehr deutlicher Anstieg der Beschwerdefälle zu verzeichnen, und zwar insbesondere im Bereich Wiener Wohnen und - was Sie natürlich nicht wundern wird - im Bereich des Bau- und Raumordnungsrechts. Beide Bereiche - das kann ich jetzt schon sagen - werden auch einen Schwerpunkt im nächstjährigen Bericht der Volksanwaltschaft, also im 23. Bericht der Volksanwaltschaft an den Wiener Landtag, bilden. Leider kann ich die Hoffnung eines dünnen Berichts nicht ganz erfüllen, darf mir aber im Gegensatz vielleicht eine ganz dicke Palette und einen dicken Packen von Gesetzesänderungen beziehungsweise Verordnungsänderungen wünschen, die unsere legistischen Maßnahmen letztendlich auch umsetzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was die organisatorische Abwicklung von Prüfungsverfahren betrifft, so gestaltet sich das - das muss man sagen - im Wesentlichen reibungslos. Es funktioniert - das darf ich aus der Sicht meines Geschäftsbereichs sagen - die Verwaltung im Großen und Ganzen gut. Allerdings muss ich schon anmerken, dass bei der Einholung von Stellungnahmen bei der Gemeinde Wien diese oft länger dauern, als in irgendeinem Salzburger Gemeindeamt. Jetzt habe ich natürlich auch Verständnis dafür, dass die Zentralstellen der Gemeinde natürlich Kenntnis von der Beschwerde, vom Prüfungsverfahren und von den Beschwerden an die Verwaltung haben möchten - das ist mir ganz klar -, nur in anderen Bundesländern ist das auch der Fall und die sind - lassen Sie es mich so sagen - einfach schneller.

Nach wie vor sind wir natürlich auch mit Beschwerden über die Wiener Friedhofsverwaltung befasst. Ich möchte gleich positiv vermerken, dass nach der Stellungnahme der Landesregierung zum Bericht die Vorschreibung des doppelten Grabstellenentgelts bei Verlängerung eines zonenfremden Grabs ab 1. Jänner 2002 nicht mehr erfolgen soll. Das finde ich absolut positiv und wirklich eine Umsetzung von etwas, was die Volksanwaltschaft vorgeschlagen hat.

Positiv ist aber auch, dass heuer zum ersten Mal zu Allerheiligen probeweise gehbehinderte Personen mit ihrem Fahrzeug zu den Gräbern ihrer Angehörigen am Zentralfriedhof fahren durften. Ich bin sehr an dem Ergebnis interessiert. Ich habe gelesen, hier soll es quasi eine Sitzung geben und das Problem soll evaluiert werden. Dieser Evaluierung sehen wir mit großem Interesse entgegen.

Vielleicht ganz kurz, weil in der Rede des Herrn Abgeordneten dieser § 53 Straßen angeklungen ist und der Eindruck - zumindest habe ich es so empfunden - entstanden ist, die Volksanwaltschaft will diesen Paragraphen abschaffen. Uns geht es nicht darum, etwas abzuschaffen, sondern uns geht es um eine Bereinigung des Rechtsstaatsdefizits. Nur so viel, der Beschwerdeführer müsste dann auch einen Bescheid bekommen, um die rechtsstaatliche Situation ebenfalls zu kennen.

Große Bedenken haben wir bei der Vorgangsweise der Stadt, wenn für eine Bauführung geringe Flächen zu einem eigentlich äußerst ansehnlichen Preis von der Gemeinde Wien zuerst gekauft werden müssen, um sie dann wieder unentgeltlich an die Gemeinde abzutreten. Hier häufen sich die Fälle. Das sind sehr viele Fälle. Es ist richtig, dass - wie der Magistrat in seiner Stellungnahme festgestellt hat - die Gemeinde Wien nicht schlechter gestellt werden soll als andere Grundeigentümer, aber problematisch ist es nach unserer Ansicht nach schon, dass, wenn letztendlich ein Bauwerber zu keinem Vertragsabschluss und zu akzeptablen Bedingungen mit der Gemeinde Wien kommt, er dann eigentlich nur mehr die Möglichkeit hat, bei der Gemeinde Wien einen Antrag auf Enteignung zu stellen. Bedenkt man die Dauer des Verfahrens, dann ergibt sich meines Erachtens eine unzumutbare Verzögerung in diesem Bereich.

Immer wieder Gegenstand von Anfragen ist die "Bewilligung" - wie es so schön heißt - "von unwesentlichen Abweichungen von Bebauungsvorschriften". Sie haben den Bericht schon gelesen. Ab der Seite 90 hätten Sie diese Fälle verzeichnet. Hier geht es eigentlich um Abweichungen vom Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, was vielfach Unverständnis bei den Beschwerdeführern herbeiführt. Wir haben in den Reden schon von diesen Dingen gehört. 

Herr StR Faymann zeigte sich für dieses Problem sehr aufgeschlossen. In einem persönlichen Gespräch, das ich mit ihm geführt habe, hat er durchaus Verständnis dafür gezeigt und mir mitgeteilt, dass im Zuge von internen Richtlinien der Umfang der Abweichungen vorgegeben werden soll. Sollte dies - wie gesagt - zu dem von der Volksanwaltschaft gewünschten Erfolg führen, dann wäre ich sehr zufrieden, sonst haben wir nur wieder die Möglichkeit, das Thema in den nächsten Bericht wieder aufzunehmen, den Weg aufzuzeigen.

Ich bedanke mich sehr herzlich für die freundliche Aufnahme. Ich kann mich nur anschließen, wenn Kollege Stadler gemeint hat, wir würden uns wünschen, in allen Bundesländern den zuständigen Bericht so zu behandeln oder so zu debattieren, wie wir es im Wiener Landtag tun. 

Ich nehme sehr gerne den Dank an die Mitarbeiter meines Hauses mit, denn sie sind es, die uns besonders unterstützen. 

Ich darf Ihnen sagen, es ist mein Amtsverständnis und meine zentrale Aufgabe - so sehe ich mein Amt -, den Bürgern zu helfen, Verbindungsstelle zur Verwaltung und letztendlich auch zur Politik zu sein. Es wäre ungerecht zu meinen, dass unsere Vorgänger nichts getan hätten, denn immer, wenn neue Volksanwälte kommen, entspinnt sich die Diskussion, wie stark die Volksanwaltschaft ist. Es ist daher, glaube ich, ein legitimer Wunsch von uns, mit unseren Fällen, aber auch mit dem, was wir für den Bürger leisten, mehr öffentlich dargestellt zu werden. Ich sehe es daher als besonders gutes Instrumentarium, jetzt im ORF diese Sendung zu haben, nicht um anzuprangern, sondern dem Bürger auch präventiv Fälle und Fehler aufzuzeigen, was man nicht machen sollte. Letztendlich - ich muss es offen zugeben - erwarte ich mir schon einen gewissen Druck, auch manches für den Bürger durchzusetzen! - Danke. (Allgemeiner Beifall.)
Präsident Johann Hatzl: Es liegen keine Wortmeldungen mehr vor. Die Debatte ist geschlossen. 

Ich danke den beiden Volksanwälten und ihren Mitarbeitern für ihre Teilnahme an der heutigen Sitzung des Landtags und für ihre Wortmeldungen.

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Bericht der Volksanwaltschaft zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig und somit beschlossen.

Wir haben noch eine Abstimmung bei diesem Tagesordnungspunkt. Es gibt einen Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN. Er ist Ihnen noch in Erinnerung. Der Erste ist zurückgezogen worden, der Zweite ist dann textlich korrigierend eingebracht worden.

Ich komme zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag der GRÜNEN ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit. Somit ist der Antrag abgelehnt. 

Damit ist nunmehr die Postnummer 2 abgeschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 3 (PrZ 553/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Verwaltungsabgabengesetz 1985 geändert wird.

Der Berichterstatter hierzu ist Herr LhptmSt Dr Rieder. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten!

Ich ersuche zu dieser Gesetzesvorlage um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Es gibt keine Wortmeldung. 

Damit kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. Wer ist dafür? - Das ist somit einstimmig in erster Lesung angenommen worden.

Wenn kein Widerspruch erfolgt - ich sehe keinen -, wird sofort die zweite Lesung vorgenommen.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Somit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen worden.

Damit ist die Postnummer 3 abgeschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 4 (PrZ 674/01-MDBLTG). Sie betrifft die Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über eine Verstärkung der stabilitätsorientierten Budgetpolitik, Kurztitel dazu wäre: Österreichischer Stabilitätspakt 2001.

Ich bitte den Berichterstatter - es ist gleichfalls Herr LhptmSt Dr Rieder -, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Österreichische Stabilitätspakt ist das Ergebnis eingehender Verhandlungen zwischen den Vertretern der Bundesländer und der Bundesregierung, der Städte und Gemeinden. Das Ergebnis liegt jetzt in dieser Vereinbarung vor. 

Ich ersuche Sie, in die Behandlung und Beratung einzutreten.

Präsident Johann Hatzl: Ich danke für die Einleitung. - Zu diesem Poststück gibt es in der Tat Wortmeldungen. 

Zum Wort gemeldet ist als Erster Herr Abg Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir stimmen heute eigentlich über eine Vereinbarung ab, obwohl die Abstimmung darüber überhaupt nicht mehr notwendig wäre. Wir haben mit dem Budgetbeschluss, getragen von der Sozialdemokratischen Fraktion, schon in vorauseilendem Gehorsam der Nulldefizit-Politik der Bundesregierung gutgeredet. Deshalb ist es heute nicht mehr notwendig, in aller Länge und großen Ausführungen auf den Stabilitätspakt einzugehen. Ich möchte nur ein paar Worte darauf verwenden.

Wo ist dieser Stabilitätspakt eigentlich entstanden? Wie ist er entstanden? In welchen Gremien wurde er beraten?

Da kommt zuerst die Landeshaupt-Leutekonferenz, eine Konferenz, wo man früher wahrscheinlich gesagt hätte, dass sich die Landesfürsten diese selbst inszeniert haben, um abgeschottet von den politisch verantwortlichen Gremien zu einer gemeinsamen Meinungsbildung zu kommen. Die Landeshaupt-Leutekonferenz ist ein Gremium, welches nirgendwo in der Verfassung verankert ist, wo es eigentlich auch keine Rechenschaftspflicht gibt, nichts. Einzig, dank einer absoluten Mehrheit der Sozialdemokratie, war sich Lhptm Häupl wahrscheinlich von Anfang an sicher, dass das, was er dort sagt, tatsächlich durchgeht, aber es war unmöglich, vorher gemeinsam in die Beratung einzusteigen, was es zum Beispiel bedeutet, diesem Stabilitätspakt zuzustimmen. 

Viel wurde vor allem im vergangenen Jahr von der Sozialdemokratie zu Recht an der Bundesregierung kritisiert, welche Verschärfungen auf Grund der Nulldefizit-Politik, der Nullverantwortungspolitik dieser Bundesregierung, eingetreten sind, wo auch die Länder maßgeblich eingebunden sein und mitarbeiten sollten. 

Eine Anmerkung vielleicht noch zum Nulldefizit, weil es heute ganz massiv durch die Medien geistert, mit der höchsten Steuer- und Abgabenquote von 45,6 Prozent, die wir jetzt haben. Dazu muss ich schon sagen - und deshalb sollte sich diese Bundesregierung nicht rühmen -, hätten wir in den vergangenen 20 Jahren eine Abgabenquote von 45,6 Prozent gehabt, hätten Sie es massiv kritisiert, aber jeder Idiot hätte das Nulldefizit zustande gebracht, wenn wir diese Abgabenquote durchgehend gehabt hätten. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Dr Helmut GÜNTHER: Wer hat das Defizit zustande gebracht? - StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Bei der Ausgabenfreudigkeit sicher nicht!) 

Es ist nicht schwer, wenn man vor allem der breiten Masse und darunter den Ärmsten der Armen das Geld aus der Tasche zieht (Abg Johann Driemer: Wir müssen Schlimmeres verhindern!), einerseits den Reichen etwas zu schenken und trotzdem ein Nulldefizit zustande zu bringen! Aber wie ernst ist die Kritik der Sozialdemokratischen Fraktion zu nehmen, die mit dem Abschluss dieses Stabilitätspakts genau diese Nulldefizit-Politik, die diese Bundesregierung fährt, unterstützt? - Wer den Stabilitätspakt unterschreibt, kann diese Nulldefizit-Politik der Bundesregierung nicht mehr kritisieren! Er trägt genauso die Verantwortung dafür, dass auf Kosten der Steuerzahler und Steuerzahlerinnen, auf Kosten aller in Österreich lebenden Menschen, gespart wird! Er kann sich nicht mehr darauf ausreden und sagen, uns bleibt in Wien nichts anderes übrig, wir müssen einsparen, die Bundesregierung ist schuld! 

Ich hätte mir von einem Lhptm Häupl erwartet, dass er, bevor er diesen Stabilitätspakt mit der Bundesregierung diskutiert, erstens die Diskussion darüber im Landtag, im Gemeinderat und in den Ausschüssen sucht, um zu versuchen, einen gemeinsamen Konsens über die Haltung der Stadt Wien zu bekommen, und zweitens hätte ich mir erwartet, als Land Wien, als Gemeinde Wien ganz massiv gegen diese verantwortungslose Politik der Bundesregierung aufzutreten. Das Gegenteil war der Fall. Hinter verschlossenen Türen wurde der Stabilitätspakt ausgehandelt und diesem von Lhptm Häupl und auch von Finanzstadtrat Rieder zugestimmt. 

Das lehnen wir ab! Daher, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist der Zusammenhang zwischen Stabilitätspakt und Nulldefizit-Politik evident. Reden Sie daher bitte nicht mehr von sozialer Verantwortung! Wir lehnen den Stabilitätspakt ab! - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Die nächste Wortmeldung kommt von Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer. 

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich muss als ersten Unterschied zu meinem Vorredner herausarbeiten (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Sie stimmen zu!), dass wir zustimmen. Richtig! Ich überrasche Sie sichtlich mit dieser Mitteilung, aber sie muss gesagt werden. Ich möchte dazusagen, dass wir gerne zustimmen, weil wir davon überzeugt sind, dass es auch im Interesse der folgenden Generationen ist, wenn wir mit Budgetmitteln sorgfältiger umgehen, als es früher der Fall war, und dass wir auch dafür Sorge zu tragen haben, dass die öffentlichen Haushalte in Ordnung sind. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist wahre Verantwortung!) 

Das tut die jetzige Bundesregierung und das tut sie zum Vorteil der Bevölkerung, der Bürger, aber auch nicht ganz zum Nachteil der Kommunen und Länder. Ich möchte schon daran erinnern - da wiederhole ich mich zur Budgetdebatte -, dass es nicht zum Nachteil von Wien geraten wird, wenn jetzt das Nulldefizit durch die hohe Steuerleistung der Wirtschaft erreicht wird, was schließlich dem Budget der Stadt Wien zu Gute kommen wird. Das ist aber schon die einzige Wiederholung, die ich machen werde. Keine Sorge, meine Damen und Herren, auch ich werde jetzt nicht die Debatte über das Wiener Budget fortsetzen, die wir schon zwei Tage lang geführt haben. (Abg Johann Driemer: Das ist auch schon beschlossen!) 
Ich möchte nur zu einem Aspekt Stellung nehmen, den mein Vorredner, Herr Margulies, in Frageform formuliert hat, wie ernst die Kritik der Sozialdemokraten zu nehmen ist. Diese Kritik möchte ich mir schon etwas vornehmen. Es ist so, dass Herr Lhptm Häupl schon Anfang Juni, vor der Rechnungsabschlussdebatte in diesem Hause, den Stabilitätspakt in Frage gestellt, massiv kritisiert und angekündigt hat, dass er das angesichts der Positionen der Bundesregierung offensichtlich nicht anerkennen wird. Dennoch - trotz dieser geäußerten Skepsis - hat der Herr Landeshauptmann am 29. August diesen Pakt unterschrieben. (Abg Dr Matthias Tschirf: Hört, hört!) Das ist die gute Nachricht an dem Ganzen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Er ist gescheiter geworden!) 

Die schlechte Nachricht ist, dass die Kritik nicht ganz verständlich war. Ich kann nur sagen, wenn man einen Pakt abschließt, muss man auch zur Kenntnis nehmen pacta sun cernanda. Ich glaube auch, dass ich über Herrn LhptmSt Rieder in diesem Fall wohl sagen kann, dass Sie, Herr StR Rieder, sicher nichts unterschreiben würden, woran Sie nicht glauben. Ich nehme an, dass Sie auch an eine Sparpolitik oder an eine vernünftige Haushaltspolitik - so will ich sie nennen - glauben. Daher kann ich mich in diesem Fall nicht einer gewissen Verwunderung erwehren, wieso Sie dann, Herr StR Rieder, immer wieder, je nachdem, wie es gerade gebraucht wird, mit Bedauern oder mit scharfer Kritik gegen den Stabilitätspakt und diese vorgenommenen Einsparungen vorgehen, wenn Sie glauben, dass es gerade in das Konzept hineinpasst, nämlich in das Gesamtkonzert, dass da heißt: "Gemma Bund kritisiern!" 

Da werden sogar - ich habe hier eine Äußerung vom 14. November - Wirtschaftsförderungsinstitute bemüht und zitiert, die angeblich kritisieren, dass man sich auf das Nullbudget-Defizit jetzt nicht einlassen sollte. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Warum angeblich?) Da wird diese Tatsache immer dazu herangezogen, dass die schwierige Situation auf dem Arbeitsmarkt oder die schwierige Situation bei den Infrastrukturinvestitionen mit diesem Auftrag oder mit den selbst auferlegten Vorhaben begründet wird. Tatsache ist - das muss durchaus anerkannt werden -, dass dieser Pakt, der rückwirkend ab 1. Jänner dieses Jahres schon in Kraft getreten ist, eingehalten wurde. Wir haben jetzt zwei Tage lang darüber diskutiert, dass das tadellos gelungen ist, anerkennend, aber auch die Kritik, dass man diesen Kurs mit wesentlich mehr Phantasie und mit einem anderen budgetpolitischen Ansatz verfolgen könnte. 

Ich will nur noch einen Satz zur Kritik der grünen Fraktion sagen - wenngleich der Kritiker im Moment nicht im Raum ist -, die da heißt, die Stadt Wien oder der Herr Landeshauptmann hat es verabsäumt, sich vorher mit allen Fraktionen eingehend zu unterhalten und sich in diesem Hause oder in diesem Rahmen die Legitimation zum Verhandeln zu holen. Es wird Ihnen nicht neu sein, dass in allen anderen Bundesländern der Vorgang genauso wie hier gelaufen ist. Ich sage Ihnen nur ein Beispiel. Ich habe hier eine Presseberichterstattung vom 15.11. Da hat gerade die Diskussion im Vorarlberger Landtag stattgefunden. Ich bemerke bei diesem Anlass, dass wir uns in dieser Beziehung in guter Gesellschaft befinden. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort kommt Herr Abg Dr Günther. - Bitte.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Herr Finanzstadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zum gleichen Zeitpunkt, wie wir hier den Stabilitätspakt behandeln, wird er auch im Haus am Ring, nur zwei Straßen weiter, behandelt, und zwar im Parlament. Vor zirka 14 Tagen, ich glaube, am 9. November, ist er im Finanzausschuss des Parlaments behandelt und dort mit den Stimmen von SPÖ, FPÖ und ÖVP beschlossen worden. Die SPÖ hat damals ausgeführt, sie stimmt diesem Stabilitätspakt zu, wird aber damit nicht gleichzeitig der Budgetpolitik der Bundesregierung eine Zustimmung erteilen. Das ist eine Einstellung, die man haben kann, die aber auch die Verantwortung für Österreich zeigt, in diesem Fall im Gegensatz zu den GRÜNEN, die hier zwar von Verantwortung reden, davon aber wirklich weit entfernt sind. 

Meine Damen und Herren! Interessant war die Diskussion während der zweitägigen Budgetdebatte und im Endeffekt die Kritik des Finanzstadtrats an der Unterschrift seines Landeshauptmanns. Hier ist der Finanzstadtrat ständig als Kritiker dieses Stabilitätspakts aufgetreten und hat gesagt, wir werden den Konsolidierungsmechanismus jederzeit in Anspruch nehmen. Lhptm Häupl hat diesen Stabilitätspakt streng kritisiert, dann aber gemeinsam mit den anderen Landeshauptleuten und in seiner Funktion als Präsident des Städtebunds - weil Städtebund und Gemeindebund das mitvertreten - diesen Stabilitätspakt beschlossen. 

Er hat dazu geführt, dass der Bund sich verpflichtet hat, im Jahr 2001 ein Defizit von 2,05 Prozent zu erreichen, was jetzt - auf Grund der Finanzleistung aller Österreicherinnen und Österreicher - zu einem Nulldefizit geführt hat und in den anderen Jahren bis 2004 ein nicht höheres Defizit als 0,75 Prozent des BIP. Die Länder haben sich verpflichtet, einen Überschuss von 0,75 Prozent des BIP, oder wenigstens 23 Milliarden S, pro Jahr beizutragen. Das hat es in diesem Land Österreich noch nie gegeben, dass eine Einigkeit zwischen Bund, Ländern, Städten und Gemeinden gefunden werden konnte! Das ist einerseits dem freiheitlichen Finanzminister und andererseits den Landeshauptleuten hoch anzurechnen! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Wenn Kollege Margulies sagt, man hätte kein Nulldefizit gebraucht und man hätte kein so hohes Steueraufkommen, wenn man nicht auf das Nulldefizit geschaut hätte, dann brauchen wir ihn nur daran zu erinnern, was in den letzten 30 Jahren passiert ist. Warum kam es zu dem hohen Steueraufkommen? Warum kam es zur Notwendigkeit des Nulldefizits? - Doch nur deshalb, weil 2,2 Billionen S an Schulden zurückzuzahlen sind und die Belastung des österreichischen Budgets auf Grund der Schuldenpolitik der letzten 30 Jahre in eine derartige Höhe gestiegen ist! Gott sei Dank hat es hier eine Einsicht und ein Umdenken in ganz Österreich gegeben, auf Bundesseite auf Grund der Wende, auf Landesseite auf Grund der Verantwortung aller in Österreich tätigen Landeshauptleute! (Beifall bei der FPÖ.)
Genau das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist mit diesem Stabilitätspakt eingetreten. Aus diesem Grund werden wir dem Stabilitätspakt selbstverständlich zustimmen und erhoffen uns, dass die Nulldefizit-Politik, die auf Bundesebene gelungen ist, auch in Wien, das jährlich 4,2 Milliarden S beiträgt, weiterhin so vollzogen wird. Selbstverständlich freut es uns, dass Wien seiner Verpflichtung, die es in diesem Stabilitätspakt übernommen hat, nachkommen wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Dr Stürzenbecher. - Bitte.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Im Paktum für den Finanzausgleich für die Jahre 2001 bis 2004 verpflichten sich Bund, Länder und Gemeinden, durch ein gemeinsames Zusammenwirken zu einer stabilitätsorientierten Budgetpolitik in ihrem Bereich beizutragen. Aus dem Jahr 2004 geht schon hervor, dass das, was Kollege Margulies gesagt hat, nicht richtig ist, weil eben der Zeitraum ein längerer ist. Ziel ist ein ausgeglichener gesamtstaatlicher Haushalt. Die Verpflichtung des Bundes lautet, im Jahr 2001 ein Defizit von maximal 2,05 Prozent des BIP zu haben und 2002 bis 2004 maximal 0,75 Prozent des BIP zuzulassen. Die Länder verpflichten sich, von 2001 bis 2004 gemeinsam einen durchschnittlichen Haushaltsüberschuss von 0,75 Prozent des BIP, jedenfalls aber 23 Milliarden S, zum gesamtstaatlichen Konsolidierungspfad beizutragen. Die Gemeinden außer Wien - weil Wien wird als Land und nicht als Gemeinde gesehen - sollen ausgeglichen budgetieren. Das sind die Fakten, die man vorausstellen muss. 

Man muss dazusagen, dass auch die Finanzausgleichpartner den grundsätzlichen Abschluss im Wortlaut schon im Juni dieses Jahres gefunden haben. Im August hat das der Landeshauptmann von Wien unterzeichnet, aber im Juni, in der damals wirtschaftlich wesentlich besseren Phase, ist das ausgearbeitet und der eigentliche inhaltliche Abschluss getroffen worden. 

Heute befinden wir als Landtag darüber, ob der Abschluss dieser Vereinbarung zu genehmigen ist. Die SPÖ tritt dafür ein, den Stabilitätspakt zu genehmigen. (Beifall bei der SPÖ.)
Wien ist grundsätzlich pakttreu, denn Verträge sind einzuhalten. Das ist einfach ein Rechtsgrundsatz, der für jedes Gemeinwesen, für jedes Zusammenleben ein außerordentlich wichtiger ist, damit alles funktioniert. Dieses wichtige Prinzip ist aufrecht zu halten. Es muss aber schon grundsätzlich die Frage erlaubt sein, wie man darauf reagiert, wenn nach einer Vereinbarung, die in einer Phase der Hochkonjunktur erarbeitet worden ist, Veränderungen eintreten, nach Abschluss eine wirtschaftliche Schwächephase eintritt. Darüber soll man auch nachdenken können. Darüber soll man kreativ nachdenken. Aber natürlich wird Wien diesen Pakt sicher nicht einseitig aufkündigen. Es wird aber die Frage an Herrn Finanzminister Grasser erlaubt sein, was er eigentlich dazu sagt, dass, nachdem der Stabilitätspakt abgeschlossen worden ist, er praktisch ein Körberlgeld von zusätzlich 13 Milliarden S über diese Vorsteuerleistungen bekommt. Er hätte an sich das Nulldefizit ja ohne diese 13 Milliarden S erreichen müssen. Deshalb, glaube ich, ist die Forderung sehr berechtigt, dass man deutlich ausspricht, dass diese zusätzlichen Mittel im Infrastrukturbereich eingesetzt werden sollten. (Beifall bei der SPÖ.)
Die schlechte Konjunkturentwicklung und der Anstieg der Arbeitslosigkeit erfordern in diesem Sinne eine Kurskorrektur und Infrastrukturprojekte. Das ist überhaupt kein Gegensatz zu Maastricht-Spielregeln. 

Wenn diese Kurskorrektur nicht erfolgt, sagen Wissenschaftler - nicht nur angeblich, sehr geehrte Frau Stadträtin, sondern wirklich -, dann wäre auch ein dauerhafter Konjunktureinbruch möglich. Der ist doch wirklich nicht in unserem Interesse! Da muss man schon sagen, dass heute zum Beispiel in der "Kronen Zeitung" steht, dass österreichweit - wird hier berichtet - weniger investiert wird, als allein Wien in den Hochbau steckt. Das ist doch relativ bezeichnend. 

Ich meine, dass man den Spielraum, den die Wirtschafts- und Budgetpolitik nach wie vor bis zu einem gewissen Grad hat, möglichst sinnvoll nutzen muss. Das Wiener Budget - das ich jetzt nicht noch einmal nachdiskutieren will, aber nur ein Satz dazu - hat eben mehr für Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung getan. Man wird mehr in berufliche Qualifikation und Ausbildung stecken. Das ist der richtige Weg und den sollte man beibehalten! Daran sollte sich auch der Bund ein Beispiel nehmen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Eines soll wirklich in aller Deutlichkeit überall in Österreich gesagt werden: Nicht der Bundesminister für Finanzen mit seiner neuerlichen Schuldenaufnahme in der Höhe von 20 Milliarden S brachte das Nulldefizit, sondern die Länder mit den Haushaltsüberschüssen haben den wesentlichen Beitrag dazu geleistet! Das ist einmal ganz deutlich zu sagen! (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Die Steuerzahler!)
Unsere Zustimmung zum Stabilitätspakt kann natürlich nicht heißen, dass es eine allgemeine inhaltliche Zustimmung zur Finanz- und Budgetpolitik der Bundesregierung überall geben muss. Das kann es nicht heißen. Vielmehr ist die Bundesregierung aufgefordert, ihr unflexibles, auch irgendwie stures Festhalten an einem eingeschlagenen Budgetkurs zu ändern, weil sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen geändert haben. 

Österreich hat die höchste Steuer- und Abgabenquote. Das ist nicht gut. Unternehmer werden jetzt angehalten, Steuern vorauszuzahlen, also dem Staat Kredite zu gewähren. Die öffentlichen Investitionen des Bundes sind zurückgegangen, sind vergleichsweise geringer als in den USA. Überhaupt kann man an den USA sehen, dass dort nicht ideologisch Wirtschaftspolitik gemacht wird - das sagen auch die Wirtschaftsforscher -, sondern dass man dort wirklich so reagiert, dass die Wirtschaft wieder in Schwung kommt, und zwar nicht nach den Lehrbüchern, sondern nach den Fakten. Das könnte sich die Bundesregierung auch vornehmen!

In diesem Sinne hoffe ich, dass es von der Bundesregierung Unterstützung für eine Infrastrukturoffensive im Straßenbau und für die Bahn geben wird. Ich hoffe, dass von dort aus mehr in die Ausbildung investiert wird und hoffe, dass das wirklich durchgeführt wird.

Abschließend kann ich sagen: Die SPÖ bekennt sich mit ihrem heutigen Beschluss zum Stabilitätspakt. Die Bundesregierung wird aber im Interesse unserer Wirtschaft, im Interesse einer erfolgreichen Zukunft unseres Landes und im Interesse der Menschen unseres Landes dringend zu einer grundlegenden Kurskorrektur aufgefordert! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist schon gesagt worden - ich wiederhole es noch einmal in aller Deutlichkeit -, die Zustimmung zum Stabilitätspakt kann nicht automatisch bedeuten, dass man damit auch zustimmt, auf welche Art und Weise andere Gebietskörperschaften ihren Beitrag zum Defizitabbau, zum ausgeglichenen Haushalt oder zur Erstellung des Überschusses erbringen, weil wir auf der anderen Seite über den Stabilitätspakt auch keine Möglichkeit haben, das der anderen Gebietskörperschaft vorzuschreiben. Wir können uns im Stabilitätspakt nur verpflichten, dass jeder seinen Beitrag leistet, aber wir können nicht dem anderen vorschreiben, wie er es tut. Umso mehr muss aber auch das Recht bestehen bleiben, dass man dann, wenn man an der Art und Weise, wie eine andere Gebietskörperschaft das zustande bringt, inhaltliche Kritik übt. Ich habe kein Verständnis für die Maulkorberlässe, die jetzt in diesem Zusammenhang aufgetaucht sind. Die Art und Weise der Budgetpolitik des Bundes kann durch den Stabilitätspakt nicht sakrosankt sein - Punkt eins.

Punkt zwei: Der Stabilitätspakt ist eine Sicherung des Finanzausgleichs, also ohne Finanzausgleich kein Stabilitätspakt. Er sichert auch den Konsultationsmechanismus. Der Konsultationsmechanismus ist vom Land Wien in Anspruch genommen worden, wegen der Frage der Verwaltungsreform, weil es hier im Zuge der Verhandlungen die Zusage gegeben hat, dass die besondere Situation der Bundeshauptstadt zusätzliche Leistungen des Bundes im Rahmen des Pakets notwendig macht, die bisher nicht realisiert worden sind.

Dritter Punkt: Es ist nicht der erste Stabilitätspakt, meine sehr geehrten Damen und Herren. Wir sollten nicht vergessen, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass es auch schon in der vorangegangenen Regierung einen Stabilitätspakt gegeben hat. 1999 ist er zustande gekommen.

Um jetzt das Tempo zu beschleunigen, komme ich auch schon zum Schluss. Ich denke, dass die Frage, die Herr Abg Margulies aufgeworfen hat, wer zuständig ist, das zu verhandeln, sich relativ einfach aus der Stadtverfassung und Bundesverfassung ergibt. 

Alles andere war hier Gegenstand der Debatte. Darauf möchte ich nicht eingehen. 

Ich ersuche Sie um Zustimmung zum Österreichischen Stabilitätspakt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 5 (PrZ 59/01-GGS). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz geändert wird. 

Die Berichterstatterin hierzu ist Frau amtsf StRin Dr Pittermann. Ich erteile ihr das Wort.

Berichterstatterin amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Diese Gesetzesvorlage liegt einem Vierparteienantrag zu Grunde und ich ersuche um Zustimmung zu dieser Gesetzesvorlage.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ich sehe keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 6 (PrZ 633/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen und über Tankstellen in Wien (Wiener Garagengesetz) geändert wird. 

Herrn amtsf StR Faymann bitte ich, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Da es nur um eine Euro-Umstellung geht, würde es mir, selbst wenn ich mich bemühen würde, schwer fallen, lange zu reden.

Ich ersuche um Zustimmung. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Auch zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 7 (PrZ 664/01-MDBLTG) der Tagesordnung. Sie betrifft den Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs. 4 der Wiener Stadtverfassung über die Kontrolle der Bezüge von öffentlich Bediensteten, die zu Mitgliedern des Landtags gewählt wurden, für das Jahr 2001. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Tomsik, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Josef Tomsik: Meine Damen und Herren! Frau Präsidentin! 

Der Unvereinbarkeitsausschuss hat heute in der Früh einstimmig diese Unterlagen zur Kenntnis genommen.

Ich bitte um Zustimmung des Hohen Landtags.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesen vorliegenden Bericht an den Landtag für das Jahr 2001 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, auch das ist einstimmig 


beschlossen. 

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Fragestunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Ich wünsche Ihnen heute noch einen angenehmen Abend. 

(Schluss um 15.11 Uhr.)

